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L i e b e L e s e r * i n n e n !

Die Diskussion über eine Verstetigung der
Ombudsstelle für die Kinder- und Jugend-
hilfe in Hamburg ist im vollen Gange. Fünf
Jahre nach der Einführung einer Pilot-Om-
budsstelle im Bezirk Mitte soll nun ein Kon-
zept für eine hamburgweit tätige Stelle aus-
gearbeitet werden. Ein guter Zeitpunkt, um
dies im ersten FORUM dieses Jahres
schwerpunktmäßig zu thematisieren. Die
Beiträge geben aus unterschiedlichsten Per-
spektiven zahleiche Orientierungspunkte
für den Ausbau. Ein zentraler Aspekt wird
über alle Artikel hinweg deutlich: Eine Om-
budsstelle, die nicht neutral ist, verfehlt ih-
ren Zweck. Die Unabhängigkeit von Om-
budsstellen ist die Grundvoraussetzung da-
für, dass sie überhaupt in Anspruch genom-
men werden.

Um dieses Strukturmerkmal dreht sich –
unter anderen – der Eröffnungsbeitrag von
Prof.‘in Dr. Nicole Rosenbauer, die uns
deutlich macht, was Ombudschaft braucht,
um sich gegen Inbesitznahmen abgrenzen
zu können und dabei den Anspruch, sys-
temverändernd zu wirken nicht zu verlieren.
Prof. Dr. Johannes Richter, Hauptverant-
wortlicher der wissenschaftlichen Begleit-
forschung des Pilotprojektes in Hamburg,
schließt an diesen Beitrag an und themati-
siert u.a. verdeckte Konfliktlinien innerhalb
des fachpolitischen Diskurses über Om-
budsstellen.

Raphael Heinetsberger hat sich für uns mit
den beiden Projektkoordinatorinnen der
Berliner Beratungs- und Ombudsstelle Ju-
gendhilfe Tania Helberg und Ulli Schiller
unterhalten. Von dem reichen Erfahrungs-
schatz dieser bereits vor 17 Jahren gegrün-
deten ersten Ombudsstelle können wir in
Hamburg sehr profitieren. In dem Interview
wird deutlich, dass – wenn man das Wort
Partizipation Ernst nimmt – Konflikte und
Aushandlung verschiedener Positionen
zum Alltag der Kinder- und Jugendhilfe
ebenso wie Information und Aufklärung
einfach dazugehören. „Partizipation heißt
auch, dass junge Menschen darin unterstützt
werden, ihre Rechte zu erkennen und selbst
durchzusetzen“ brachte Raphael Heinets-
berger es bereits im vorhergehenden Heft
auf den Punkt.

Außerdem haben wir noch das Gespräch mit
Laura, Oskar und Verena vom MOMO-
Büro im Ohr, in welchem sie uns auf einen
anderen Aspekt hinweisen: Eine Ombuds-
stelle darf nicht Ombudsstelle heißen, sonst
weiß niemand, was das ist! Abgerundet wird
der Schwerpunkt durch einen Beitrag von
Antje Bruns und Hannes Wolf, die als Mas-
ter-Studierende an der Hamburger Evalua-
tion des Pilotprojektes mitgewirkt haben und
die die Zukunft der Ombudsstelle in Ham-
burg anhand dreier Modelle diskutierten.

Ein anderes Thema, was die Hamburger
OKJA-Fachkräfte dieses Jahr beschäftigt,
ist die Neufassung der Globalrichtlinie für
ihr Arbeitsfeld. Bedenkenswertes dazu lie-
fern Prof. Dr. Benedikt Sturzenhecker und
Moritz Schwerthelm in ihrem Beitrag. Aus-
gehend vom grundlegenden Arbeitsprinzip,
wie er im § 11 SGB VIII festgeschrieben ist,
problematisieren sie der OKJA zugescho-
bene Erziehungsaufgaben und stellen dar,
wie OKJA als eigenständiges Handlungs-
feld Gewicht finden sollte in einer weiter-
entwickelten Globalrichtlinie.

Noch ein kleiner Hinweis auf einen der wei-
teren Texte dieser Ausgabe: Wie Kinder
und Jugendliche sich engagiert an der Neu-
gestaltung „ihres“ Bauspielplatzes beteili-
gen und ihre Interessen Behördenvertre-
ter*innen und Architekt*innen eindrucks-
voll vermitteln, hat Kathi Zeiger für uns
aufbereitet. So kann die Umsetzung des
§ 33 des Bezirksverwaltungsgesetzes auch
in der Wachsenden Stadt Hamburg prakti-
schen Widerhall finden, davon wünschen
wir uns mehr.

In diesem Sinne: Einen guten Start in den
Frühling und schreiben Sie uns gerne, was
sie in Ihrer Arbeit mit jungen Menschen be-
wegt und beschäftigt!

Svenja Fischbach, Karen Polzin
und Joachim Gerbing

* Durch das Sternchen möchten wir Menschen
ansprechen, die sich dem zweigeteilten Ge-
schlechtersystem nicht zuordnen können und
an den gesellschaftlich konstruierten Charak-
ter von Geschlecht erinnern.
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Ombudschaft braucht Unabhängigkeit
Wegmarker und Begründungslinien ombudschaftlicher

Initiativen in der Jugendhilfe

von Nicole Rosenbauer

Seit 2002 haben sich zunehmend ombudschaftliche Initiati-
ven im Bundesgebiet etabliert und sich 2008 im „Bundes-
netzwerk Ombudschaft“ zusammengeschlossen, um den
Fachaustausch, die qualitative Weiterentwicklung und die
fachpolitische Vertretung von Ombudschaft in der Jugend-
hilfe zu sichern und zu fördern. Ratsuchende junge Men-
schen und Eltern können nun vielerorts von diesem noch
recht neuen und jungen Angebot Gebrauch machen. Entste-
hen bei Entscheidungen oder Vorgängen im Rahmen der

Leistungsgewährung oder der Leistungserbringung Kon-
flikte oder Unsicherheiten, können junge Menschen und El-
tern durch die Ombudsstellen vertrauliche und kostenlose
Information, Aufklärung und Beratung erhalten sowie,
wenn nötig, auch eine konkrete Begleitung in der
Konfliktbewältigung.

Die Ausgestaltung ombudschaftlicher Strukturen im Bun-
desgebiet ist gegenwärtig von Heterogenität und hoher Dy-
namik gekennzeichnet. Je nach den örtlichen Gegebenheiten
und Möglichkeiten wurden unterschiedliche Ansätze und
Lösungen für die organisatorische Ausgestaltung, Finanzie-
rung und die konkrete Umsetzung des Konzepts Ombud-
schaft gefunden (vgl. Len/Tomaschowski 2020, 10) – bei al-
ler Unterschiedlichkeit ist dabei die Unabhängigkeit ein zen-
traler und identitätsstiftender Kristallisationspunkt. Bei der
geplanten gesetzlichen Normierung der Ombudschaft im
Kontext des aktuellen SGB VIII-Reformprozesses wurde
das Kriterium der Unabhängigkeit in die entsprechende
Rechtsnorm mit aufgenommen. Im Folgenden werden
Aspekte aufgegriffen, die im Diskurs der ombudschaftli-
chen Bewegung als zentrale Wegmarker ausgewiesen, be-
gründet und (durchaus auch kontrovers) diskutiert werden

mit Blick auf die Frage, was die Unabhängigkeit der Om-
budschaft ausmacht, wie Unabhängigkeit in Prozessen der
Implementierung gestützt, abgesichert und kultiviert
werden kann, aber auch, was sie gefährdet.

Unabhängige Ombudschaft: Eine Einordnung

Unabhängigkeit hat für den Anspruch und das Profil von
Ombudschaft eine essentielle Bedeutung (Schruth/Rosen-
bauer 2019). Ausgangspunkt der Ombudschaft in der Ju-
gendhilfe ist eine machttheoretische Perspektive. Grundle-
gend ist die Erkenntnis, dass zwischen den Adressat*innen
und den Fachkräften der öffentlichen und freien Träger als
Vertreter*innen staatlicher Institutionen eine strukturelle
Machtasymmetrie existiert und wirkt (vgl. Urban-Stahl
2012, 74): Fachkräfte agieren im Status und in der Position
von Professionellen, sie verfügen über jugendhilfespezifi-
sches Wissen, über in der Regel höhere Artikulations- und
Durchsetzungsfähigkeit und können in ihrer Arbeit oftmals
auf sie persönlich stützende Team- und Leitungsstrukturen
zurückgreifen. Adressat*innen sind demgegenüber in der
Regel in ihren persönlichen Ressourcen unterlegen, und be-
finden sich zudem in belasteten und belastenden, teils kri-
senhaften Lebenssituationen (vgl. Smessaert/Fritschle 2015,
359). Entstehen nun Konflikte oder Uneinigkeiten, fühlen
sich junge Menschen und Eltern oft hilflos, sie fühlen sich

machtvollen Entscheidungen ausgeliefert, nicht ernst ge-
nommen und gehört. Es entstehen Misstrauen und auch
Angst im Kontakt mit der Jugendhilfe – sozusagen als
lebensweltlicher Ausdruck auf der strukturell unterlegenen
Seite der Machtasymmetrie.

In Konfliktfällen können sich Adressat*innen an die Om-
budsstellen wenden, wo sie über Rechte und Ansprüche in-
formiert und aufgeklärt werden, ihnen die Logik und Vor-
aussetzungen der jugendhilfespezifischen Verfahren und
Prozesse erläutert und die Legitimität ihrer Anliegen bespro-
chen wird. Der Beratungsfokus der Initiativen liegt auf den
individuellen Hilfen zur Erziehung bzw. den hilfeplan(ana-

4 FORUM für Kinder und Jugendarbeit 1/2020

� OM B U D S S T E L L E N

Unabhängigkeit hat für den Anspruch und
das Profil von Ombudschaft
eine essentielle Bedeutung.



log)gesteuerten Leistungen (§§ 13 Abs. 2, 19, 27 ff., 35a, 41
SGB VIII) sowie der Anwendung geltender Beteiligungs-
und Verfahrensrechte des SGB I, SGB VIII und SGB X.
Durch Aufklärung und Information sollen Adressat*innen
unterstützt werden, ihre Perspektiven und Wünsche, ihre

Sicht auf die Dinge und ihre eigenen Ziele weitestgehend
selbst wieder in die Kommunikationsprozesse mit den zu-
ständigen Fachkräften einbringen zu können – nur wenn nö-
tig mit Unterstützung durch konkrete Begleitung und Bei-
stand (vgl. Smessaert 2018, 1). Im Horizont der beschriebe-
nen Machtasymmetrie ist das Ziel eine Befähigung und Er-
mächtigung der Adressat*innen selbst, sodass sich diese als
aufgeklärte und selbstwirksame Akteur*innen im weiteren
Kontakt mit der Jugendhilfe erleben können.

Begrifflich und fachlich bedeutsam ist die Unterscheidung
unabhängiger Ombudschaft von internen Beschwerdever-
fahren in stationären Einrichtungen (i.S.d. § 45 Abs. 2 Nr. 3
SGB VIII) und anderen Formen der Beschwerde-, Konflikt-
bearbeitung und Schlichtung, die im Rahmen bereits etab-
lierter öffentlich-behördlicher oder freier, leistungserbrin-
gender Trägerstrukturen der Jugendhilfe angesiedelt sind,
z.B. teils vorhandene interne Beschwerdemanagements der
Jugendämter oder von größeren freien Trägern benannte ei-
gene Ombudspersonen bzw. Stellen. Diese kennzeichnen
sich nicht durch jene Unabhängigkeit und Externalität, wie
sie für die ombudschaftlichen Initiativen prägend sind.

Unabhängigkeit: Externalität, Ehren-
und Hauptamt sowie Finanzierung

Die bisherigen ombudschaftlichen Initiativen sind ganz we-
sentlich durch ehrenamtliches Engagement von Akteur*in-
nen vor Ort entstanden und werden davon bis heute in meist
hohem Maße geprägt. Der Kern ombudschaftlicher Arbeit
ist die Beratung und die Einzelfallgerechtigkeit, gleichzeitig
gehört die Lobbyarbeit und Interessenvertretung für und mit
jungen Menschen und ihren Familien mit zur ombudschaft-
lichen Bewegung. Die Gründung von Initiativen war ver-
bunden mit einem kritischen Impuls, einer kritischen Per-
spektive auch auf strukturelle Defizite, unzulängliche so-
zial- sowie ordnungspolitische Rahmungen der Jugendhilfe
und dem Ziel eines entsprechenden fachpolitischen und
fachöffentlichen Widerspruchs (siehe auch weiter unten im
Abschnitt ‚Profil unabhängiger Ombudschaft‘). Da man zu-
nächst aus ehrenamtlich-zivilgesellschaftlicher Position
heraus agierte, brauchte es keine besondere Diskussion um
die Frage der Unabhängigkeit.

Im Zuge der Etablierung und des Ausbaus wurde die Frage
der Unabhängigkeit verstärkt und differenziert diskutiert.
Über eine geeignete Organisationsform soll sichergestellt
sein, dass die unabhängige Ombudschaft frei von den Inte-
ressen der leistungsgewährenden öffentlichen und leistungs-
erbringenden freien Träger agieren kann. Externalität ist da-
bei ein Aspekt von Unabhängigkeit und meint eine weitest-
gehende strukturelle, personelle und operative Trennung
von den Interessen, Belangen und Eigenlogiken dieser Trä-
gerstrukturen. Externe Ombudschaft bildet in gewisser Wei-
se spezielle Gebilde in der Jugendhilfe aus, die diesen Trä-
gerstrukturen ‚vorgelagert‘ sind (vgl. Sandermann 2013,
163) und auch nicht ohne weiteres in diese integriert werden
können. Gegenwärtig sind die meisten Ombudsstellen daher
eigenständige Vereine, manche von Beginn an, anderen
ging eine Trägerschaft in freier Wohlfahrtspflege voraus. Je
eine befindet sich in Trägerschaft der Liga der freien Wohl-
fahrtspflege, eine in Trägerschaft eines Wohlfahrtsverbands
und eine – Hamburg-Mitte – ist an den Jugendhilfeaus-
schuss angegliedert (vgl. Len/Tomaschowski 2020, 12).

Durch die Externalität sollen in grundlegender Weise Befan-
genheiten, Interessen-, Loyalitäts- und Rollenkonflikte ge-
rade in konflikthaften Konstellationen für die ombudschaft-
lich Tätigen verhindert und eine ‚distanzierte Haltung‘ er-
möglicht werden (vgl. Smessaert 2018, 4). Einigkeit besteht
darüber, dass die Weisungsungebundenheit der Ombudsper-
sonen ein zentraler Aspekt für die Unabhängigkeit ist. Ein
weiterer ist die Personalhoheit. Neben dem Fokus auf for-

male Aspekte braucht es jedoch auch eine besondere Auf-
merksamkeit für informelle Einflussnahmen und Angriffe
auf die Unabhängigkeit. Das gilt ebenso für die Ausbildung
von Kulturen und Haltungen vor Ort. Zu klären ist in diesem
Zusammenhang, wie informelle Einflüsse etwa auf perso-
nelle Besetzungen oder auf die inhaltliche Autonomie der
Beratung und Begleitung zu vermeiden sind, etwa als Versu-
che, Beratungsinhalte auszuschließen, einzuschränken oder
,weniger offensiv‘ an den Rechten und Interessen von
Adressat*innen auszurichten.

Anders als in den Anfängen bestehen auch bei Kritiker*in-
nen heute kaum mehr Zweifel am Bedarf für ombudschaftli-
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che Beratung; die allermeisten Ombudsstellen signalisieren
eine hohe Auslastung, teilweise eine Überlastung (vgl.
Len/Tomaschowski 2020, 13). Dem Ehrenamt kommt für
die Unabhängigkeit der Ombudschaft weiterhin eine zentra-
le Rolle zu und ist regelhaft konzeptionell eingebunden –

ohne Hauptamt jedoch, so eine zentrale Erfahrung, droht die
Gefahr der Überforderung und auch einer erneuten Enttäu-
schung der Ratsuchenden, wenn Ombudsstellen nicht quali-
fiziert arbeiten können. Für Beratungs-, Koordinations- und
Steuerungstätigkeiten, die Begleitung des ehrenamtlichen
Engagements, die Auswertung der Beratungsarbeit und die
Öffentlichkeitsarbeit bedarf es hauptamtlichen Personals
und dessen Finanzierung. (1)

Der größere Teil der Ombudsstellen im Bundesnetzwerk fi-
nanziert sich heute hauptsächlich über Landes- oder durch
Stiftungsmittel (vgl. Len/Tomaschowski 2020, 12). Nur ver-
einzelt betreiben Ombudsstellen die Beratung noch rein eh-
renamtlich oder verfügen nur über Mitgliedsbeiträge und
Spenden als finanzielle Ressourcen. Potentielle Erwartun-
gen, interessengeleitete Eingriffe und Restriktionen, die mit
einer Finanzierung durch öffentliche Mittel verknüpft wer-
den und einhergehen (können), gefährden die Sicherung der
Unabhängigkeit in existentieller Weise. Auch die Unsicher-
heit von befristeten Förderungen und die mit ihr verknüpften
Befürchtungen der Kürzung oder Streichung stellen eine
Gefährdung der Unabhängigkeit und Kritikfähigkeit dar.
Für die seit 2014 arbeitende und damals erste mit öffentli-
chen Mitteln geförderte unabhängige Ombudsstelle BBO
Jugendhilfe in Trägerschaft des BRJ e.V. in Berlin empfiehlt
die Evaluation nunmehr die Übernahme der BBO
Jugendhilfe in eine Regelfinanzierung zur Absicherung der
Unabhängigkeit und der ombudschaftlichen Beratung (vgl.
IPP 2020, 109 f.).

Vermeidung von Zugangsschwellen:
eine Frage des Vertrauens

Die Frage der Sicherung der Unabhängigkeit ist auch des-
halb so bedeutsam, weil die Glaubwürdigkeit als eine neu-
trale und unabhängige Instanz wesentlich für die Inan-
spruchnahme durch Kinder, Jugendliche, Mütter und Väter
ist. Die externe Evaluation der Berliner Ombudsstelle resü-
miert entsprechend: „Ohne die Unabhängigkeit der BBO Ju-
gendhilfe wäre die Zahl der Klient*innen deutlich niedriger
ausgefallen.“ (IPP 2020, 109) Ein Großteil der Ratsuchen-
den wäre explizit nicht zu einer einrichtungsinternen Stelle
gegangen. Eine 29-jährige Mutter sagt im Interview:

„M[utter]: Das erste Gespräch war noch unangenehm, aber
als klar war, dass die ja nicht gegen mich arbeiten wollen
und schon gar nicht fürs Jugendamt ... Ja.
I[nterviewerin]: Also, da haben Sie Vertrauen
dann gefasst, dass ...
M[utter]: Genau.“ (IPP 2020, 63, Ergänzung N.R.)

Gerade in unklaren und konflikthaften Konstellationen
brauchen Ratsuchende das Vertrauen in die Unabhängigkeit
und Neutralität der Ombudschaft. Mit fehlender Unabhän-
gigkeit wird eine zentrale Zugangsschwelle für die Adres-
sat*innen aufgebaut und spiegelt sich, so auch die Hambur-
ger Evaluation, in den Erwartungen und Wahrnehmungen
von außen. (2) Die Hamburger Evaluation weist auf die sich
ergebende zweite systematische Zugangsschwelle hin: Eine
fehlende Unabhängigkeit wirkt sich auch auf die Bereit-
schaft von Fachkräften zur Verweisung bzw. Vermittlung
von Ratsuchenden aus (vgl. Lutz/Richter 2018, 116). Unab-

hängigkeit erfordert, dass der Träger der Beschwerdestelle
und der potentielle Adressat der Beschwerde nicht de-
ckungsgleich sind, und sichert so die Funktionsfähigkeit der
Ombudschaft als ein notwendiger Baustein in Ergänzung
und auch Abgrenzung zu internen Formen und Verfahren
der Beschwerde- und Konfliktbearbeitung im System der
Kinder- und Jugendhilfe ab.

Die Bedeutung des Faktors ‚Vertrauen‘ ist ein tendenziell
wenig beachteter, aus der Perspektive von Kindern, Jugend-
lichen und Eltern aber entscheidender Faktor für ihr Zusam-
menwirken mit der Jugendhilfe. „Menschen, die beim Ju-
gendamt Hilfe beantragen, sich auf Hilfeplan- und Hilfepro-
zesse mit Fachkräften der Jugendhilfe einlassen, treffen da-
mit eine weitreichende Entscheidung über ihr Leben und das
Leben ihrer Kinder. Die Entscheidung, einen fremden Men-
schen in die Wohnung zu lassen und Gespräche über sehr
persönliche Themen zu führen oder das eigene Kind gar an
einem anderen Ort aufwachsen und von anderen Menschen
erziehen zu lassen, ist eine schwere Entscheidung, erfordert
innere Überzeugung und Vertrauen in die Fachkräfte.“ (Ur-
ban-Stahl 2016, 4). Sich in solchen Konstellationen unab-
hängig informieren zu können, sich bei Unsicherheiten eine
Zweitmeinung einholen und sich über die Rechtmäßigkeit
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und Legitimität von Entscheidungen und Prozessen
vergewissern zu können, trägt zur Entstehung des
notwendigen individuellen Vertrauens von Adressat*innen
bei.

Profil unabhängiger Ombudschaft: Einzelfall-
gerechtigkeit und fachpolitische Aktivitäten

Unabhängigkeit manifestiert sich neben der organisatori-
schen auch auf einer funktional-zweckbezogenen Ebene.
Diese zeigt sich in der Freiheit, eine eigene Agenda verfol-
gen, eigene Arbeitsschwerpunkte innerhalb des gesetzlich
vorgesehenen Auftrags setzen und ein eigenes Profil ausge-
stalten zu können. Diese Profilbildung sollte sich an den eta-
blierten Grundlagen und Prämissen orientieren, die im Bun-
desnetzwerk Ombudschaft erarbeitet wurden (vgl. Len/To-
maschowski 2020, 14). Im Kontext der angesprochenen
strukturellen Machtasymmetrie orientiert sich Ombudschaft
in ihrer Vermittlungsfunktion an einer „fachlich fundierten
Parteilichkeit“ (Bundesnetzwerk Ombudschaft 2016, 4) für
die strukturell unterlegene Partei, die Adressat*innen, um
machtausgleichend zu wirken, um ‚Augenhöhe‘ bzw. die
Bedingungen für Augenhöhe überhaupt erst herzustellen.
Dabei grenzt sie sich sowohl von einer reinen Durchsetzung
der Interessen für die Adressat*innen als auch von
Konzepten der Mediation ab, die von zwei prinzipiell
gleichberechtigten Parteien ausgeht.

Der Kern ombudschaftlicher Arbeit ist die Einzelfallbera-
tung. In der Praxis realisiert sich ihre Aufklärungs-, Infor-
mations- und Vermittlungsfunktion in hohem Maße (vgl.
z.B. IPP 2020). Die Adressat*innen beschreiben Aufklä-

rung, eine (teils massive) emotionale Entlastung und die Ge-
winnung von Orientierung als Effekte, das heißt, es gelingt
ihnen, den bisherigen Fallverlauf besser zu verstehen, neue
Handlungsperspektiven zu entwickeln und sie erleben sich
und ihre Ziele als Teil eines akzeptablen Lösungsvorschlags
im Kontakt mit der Jugendhilfe (vgl. IPP 2020, 51 ff.). Das
Tätigwerden von Ombudschaft kann zu einer Versachli-
chung der Kommunikation in teils eingefahrenen Situatio-

nen beitragen und auch von Fachkräften im Sinne einer
beidseitigen ‚Übersetzungsfunktion‘ als hilfreich angesehen
werden (Smessaert/Fritschle 2015, 361). Auch die Hambur-
ger Evaluation hebt als bewahrenswert hervor, dass sich die
Nutzenden mit ihren Anliegen und ihrer strukturellen Unter-
legenheit wahr- und ernstgenommen fühlen (vgl. Lutz/Rich-
ter 2018, 21 f.).

Eine stellvertretende Interessenartikulation gegenüber öf-
fentlichen oder freien Trägern zur Konfliktklärung ebenso
wie Rechtsmittel, bspw. das Einlegen eines Widerspruches,
werden vergleichsweise wenig genutzt; ebenso die Klageop-
tion. Um ihre Funktion erfüllen zu können, muss gleichwohl

geklärt sein, welches ‚scharfe Schwert‘ der Ombudschaft
zur Verfügung steht, wenn eine unrechtmäßige Verfahrens-
weise nicht vermittelnd geklärt werden kann. (3) Um voll
wirksam sein zu können, müssen im Hintergrund uneinge-
schränkte Rechtsmittel, bis hin zur Klageoption zur
Verfügung stehen.

Der Kern ombudschaftlicher Arbeit ist die Einzelfallgerech-
tigkeit, gleichzeitig erschöpft sich Ombudschaft nicht in der
Einzelfallberatung. „Fester Bestandteil aller Ombudsstellen
sind darüber hinaus jugendhilfepolitische Aktivitäten, z.B.
in Form von Öffentlichkeitsarbeit, Workshops (für Fach-
kräfte und Nutzer_innen), Fortbildungen und/oder Fachta-
gungen“ (Bundesnetzwerk Ombudschaft 2016, 6). (4) Gera-
de in ihrer fachlichen Doppelperspektive sowohl auf Einzel-
fälle als auch auf generalisierbare Aspekte liegt die besonde-
re Leistungsfähigkeit von Ombudschaft, und in den fachpo-
litischen Aktivitäten manifestiert sich die Vitalität ihres
Selbstverständnisses auch als kritisches Projekt der Jugend-
hilfe.

Ombudsstellen können in spezifischer Weise Erfahrungen
und Wissen aus den Beratungen zu strukturellen Barrieren
der Inanspruchnahme, über Ausgestaltungshürden bedarfs-
gerechter Hilfen und zu Qualifizierungsbedarfen aus Sicht
von jungen Menschen und Eltern bündeln, systematisieren
und ins System der Jugendhilfe zurückspiegeln. Wird auch
der strukturelle Impuls der Ombudschaft wahrgenommen
und akzeptiert, dann kann sie produktiv als Reflexionsin-
stanz und als Teil der eigenen Qualitätsentwicklung genutzt
werden.
„Es war richtig und richtig notwendig, dass es diese Stelle
gegeben hat, die den Fall noch mal aufgerollt hat, durch
eine ganz andere Brille gesehen hat (...) Also ich bin hoch-
sensibilisiert, mir würde das so nicht mehr passieren. (...)
Und diese Wachsamkeit – wie gehen wir mit solchen Fällen
um? – das ist noch mal richtig (...), da ist aufgerüttelt wor-
den. Und das ist gut.“
(Koordinator Jugendamt)“ (IPP 2020, 40)
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Bisherige Evaluationen konstatieren nach wie vor einen ho-
hen Informationsbedarf in der Fachöffentlichkeit und bei
Fachkräften quer über alle Hierarchieebenen zu den Grund-
ideen, Zielsetzungen und den bisherigen konkreten prakti-
schen Erfahrungen mit der unabhängigen Ombudschaft.
Dieses Wissen kann wesentlich zu der notwendigen Akzep-
tanz beitragen, denn nur wenn dieses spezifische Fachkon-
zept in der Breite von allen Akteur*innen der Jugendhilfe

„vertreten und verteidigt wird, wird damit tatsächlich ein
Normalisierungsprozess der Beschwerdeakzeptanz angesto-
ßen, der mittelfristig zum Schutz junger Menschen vor
Grenz- und Rechtsverletzungen, zur Stärkung der Betrof-
fenenrechte sowie für eine Qualitätsentwicklung in der Lei-
stungsgewährung und -erbringung sorgt“ (Smessaert 2020,
31). Dafür ist Ombudschaft auf Kooperationen und
Bündnisse in System der Jugendhilfe angewiesen. (5)

Bisherige Initiativen entstanden im Wesentlichen aus „bot-
tom-up“-Prozessen. Hierdurch konnte sich ein starkes Ver-
ständnis als nicht direkt staatlich gebundene einrichtungsex-
terne Ombudsstellen und als organisationsergänzende und
kontrollierende Größe der Zivilgesellschaft etablieren (vgl.
Sandermann/Urban-Stahl 2017, 41). „Top-down“-Einfüh-
rungen stehen demgegenüber immer vor der Herausforde-
rung, vor Ort auch ein breites zivilgesellschaftliches Enga-
gement von Fachkräften zu gewinnen und zu integrieren
(vgl. Lutz/Richter 2018). Hier ist zu fragen, mit welcher
,Kultur‘ Ombudschaft vor Ort etabliert und gepflegt wird;
inwiefern die eigenen Organisationsweisen auch als Spiegel
für den Umgang mit Macht und Hierarchien betrachtet und
thematisiert werden und wie diese Organisationsweisen ge-
staltet werden; ob partizipative Formen wie bspw. Arbeits-
kreise und Netzwerke aufgebaut und integriert sind, die auch
in die Breite der Praxis und in die Basis hineinreichen.

Fazit: Das Profil unabhängiger Ombudschaft
sichern und kultivieren

Das Profil unabhängiger Ombudschaft – sowohl für Einzel-
fallgerechtigkeit als auch strukturell im System Jugendhilfe
wirksam sein zu wollen – steht ohne Frage in einer Span-
nung zu gegebenenfalls ganz anders gelagerten Erwartun-
gen, Interessen und Wahrnehmungen, die an sie herangetra-
gen und die mit ihr verbunden werden (s.a. Lutz/Richter
2018). Impulse zur Demokratisierung werden innerhalb der
Jugendhilfe zwar immer wieder gesucht und gefordert, Be-
teiligungsansprüche werden zwar anerkannt, aber durch
neue Strategien doch wieder begrenzt gehalten und den Ver-
hältnissen entsprechend zurechtgestutzt (vgl. Pluto 2015);
Konzepte werden in institutionelle Strukturen und profes-

sionelle Deutungs- und Handlungsmuster angepasst und re-
gelmäßig wieder entschärft (vgl. Urban-Stahl 2018, 86). Es
gilt entsprechend, den kritischen zivilgesellschaftlichen Im-
puls und den konstitutiven Bezug auf Konflikte, Macht und
Widerspruch in der ombudschaftlichen Bewegung in zentra-
ler Weise lebendig und widerstandsfähig zu halten; ent-
scheidend wird sein, ob und wie sich diese Bewegung gegen
Inbesitznahmen abgrenzen und dabei den Anspruch, sys-
temverändernd zu wirken, erhalten und weiter kultivieren
kann (Schruth 2015, 265; Sandermann 2013, 164). Hierfür
braucht Ombudschaft selbst Strukturen wie z. B. Beiräte, die
sie mit Blick auf ihre Unabhängigkeit kritisch begleiten und
beurteilen. Wird die ombudschaftliche Idee von ihren Wur-
zeln getrennt, kann sie entkernt und – besonders aufgrund
ihrer Assoziation mit positiven Attributen – affirmativ nütz-
lich gemacht werden.

Unabhängige Ombudschaft institutionalisiert eine sozialan-
waltliche Aufklärung und Begleitung von Adressat*innen,
ist ein konfliktlastiges Thema und verlangt eine fachliche
Positionierung. Befördert und gestärkt wurde das Bewusst-
sein für die Notwendigkeit unabhängiger Anlauf- und Om-
budsstellen insbesondere durch die Empfehlungen der bei-
den Runden Tische zur Aufarbeitung der Heimerziehung
der 1950er- und 60er-Jahre und zur Sexualisierten Gewalt in
Macht- und Abhängigkeitsverhältnissen, dem 11. Kinder-
und Jugendbericht von 2002 (sozialer Verbraucherschutz)
und der Evaluation des Bundeskinderschutzgesetzes von
2015. Die Sicherung von Rechten und eine Interessenvertre-
tung für und mit Adressat*innen kann nicht ohne eine analy-
tische Perspektive auf die spezifische Machtstruktur in der
Jugendhilfe diskutiert werden. Die Etablierung von wirksa-
men Mechanismen zur Begrenzung und zum Ausgleich pro-
fessioneller Macht, so unter anderem Wagenblass (2004),
trägt auch zur Entstehung von etwas sehr Wesentlichem bei,
was deutlich als Ziel und Gewinn verstanden werden sollte:
zur Entstehung von generalisiertem Vertrauen von
Bürger*innen in das System der Jugendhilfe als solches.
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Anmerkungen:

1) Die Enquete-Kommission (2018, 27) empfiehlt für die weitere
Entwicklung in Hamburg: „§ 27a AG SGB VIII ist hinsichtlich
der Anbindung von Ombudsstellen an Bezirksämter und der ein-
seitigen Festschreibung auf die Ehrenamtlichkeit der Ombud-
spersonen zu reformieren.“

2) Die Enquete-Kommission würdigte in ihrem Bericht aus-
drücklich die Initiative zur Implementierung einer Ombudsstelle
in Hamburg und empfiehlt die Verstetigung einer weisungsun-
gebundenen, neutralen und mit ausreichend Ressourcen ausge-
statteten Ombudsstelle; und empfiehlt gleichwohl zu prüfen, wie
die Anbindung an einen öffentlichen Träger vermeidbar ist (vgl.
ebd., 26 f.). Die Unabhängigkeit von der Jugendamtsverwaltung
ist auch nach Einschätzung der Ombudspersonen vor Ort für
eine konzeptionelle Weiterentwicklung und Verstetigung der
zentrale „Knackpunkt“. (Lutz/Richter 2018, 29)

3) Für Hamburg empfiehlt die Enquete-Kommission „zu überprü-
fen, ob und gegebenenfalls wie Ombudsstellen Ratsuchende
auch beim Beschreiten des Rechtswegs unterstützen können, so-
fern Vermittlungsversuche erschöpft sind, und welche Rolle
hierbei der Hamburger Öffentlichen Rechtsauskunft- und Ver-
gleichsstelle (ÖRA) zukommen kann.“ (ebd. 2018, 27)

4) Aktuell beinhalten bspw. alle hauptamtlichen Projektstellen im
Berliner Projekt BBO Jugendhilfe entsprechend einen Stellen-
anteil für fachlich-strukturelle Tätigkeiten.

5) Zu Kooperationen und bereits erprobten Formen der Kooperati-
on von Ombudsstellen mit öffentlichen Trägern ebenso wie mit
freien Trägern vgl. z. B. Smessaert/Fritschle (2015, 361 f.).

Fotos: C. Ganzer
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Wird die ombudschaftliche Idee von ihren
Wurzeln getrennt, kann sie entkernt und

affirmativ nützlich gemacht werden.

Leser*innenbriefe
Liebe Leser*innen,
wir möchten die Anregung unserer Leser*innenschaft auf-
nehmen und einen Raum zur Diskussion über erschienene
Artikel schaffen. Daher haben wir die Rubrik Leser*innen-
briefe im FORUM etabliert.

Hat Sie ein Beitrag zum Nachdenken angeregt, besonders
berührt oder geärgert? Lassen Sie uns und unsere Leser*in-
nen an ihren Gedanken teilhaben und schreiben Sie uns ger-
ne eine eMail an info@vkjhh.de.

Beiträge bis zum 27. April 2020 können in der nach-
folgenden Ausgabe abgedruckt werden. Die Auswahl der
eingegangenen Briefe und Kürzungen behält sich die Re-
daktion vor.

Wir freuen uns über Ihre Kommentare, Ihr Feedback
und spannende Diskussionen!

Prof. Dr. Nicole Rosenbauer

war von 2014 bis 2017 als om-
budschaftliche Beraterin und Pro-
jektkoordinatorin beim Berliner
Rechtshilfefonds Jugendhilfe (BRJ)
tätig. Seit 2017 ist sie Professorin
für Sozialarbeitswissenschaft an
der Evangelischen Hochschule
Dresden.



Die Weichen neu stellen

Ombudschaft für die gesamte Jugendhilfe in Hamburg
von Johannes Richter

Nach langjährigen Diskussionen und Erprobungen steht
Hamburg vor der Entscheidung, wie einrichtungsexterne
Ombuds- und Beschwerdestellen bezogen auf Leistungen der
Jugendhilfe zukünftig allen Hamburger*innen zur Verfügung
gestellt werden können. Dass ein solcher Schritt getan werden
muss, erscheint mittlerweile unstrittig, wie sich den Verlaut-
barungen des Senats sowie den Protokollen des Familien-
Kinder- und Jugendausschusses entnehmen lässt (Bürger-
schafts-Drs. 21/18560, S. 9 f. u. 21/18852, S. 7 ff.). Aller-
dings erinnern die Beratungen und Debatten zur Implemen-
tierung entsprechender Angebote zuweilen noch an die be-
vorstehende Landung eines außerirdischen Raumfahrzeugs:
eingeladen wurde der intergalaktische Neuankömmling nicht
wirklich, über die Gestalt von Objekt und Insass*in-
nen hat man (noch immer) eher diffuse Vor-
stellungen; auch wie die Landung von
statten gehen soll, wird noch aus-
diskutiert. Insofern könnte es
hilfreich sein, eine Grußbot-
schaft zu formulieren, die
die friedlichen Absichten
unterstreicht und klar be-
nennt, dass die Ankunft
die Dinge verändern
wird und darauf hin-
weist wie das geschehen
wird.

Im Folgenden wird dafür
zunächst an die zentralen
Entwicklungen erinnert, die im
deutschlandweiten Fachdiskurs
die Überzeugung haben reifen lassen,
dass wir einrichtungsexterne Ombuds-
und Beratungsstellen in der Jugendhilfe brauchen;
zweitens wird konturiert, was eine solche Form der Beratung
im Kern ausmacht und wo ihre Grenzen liegen und auf ver-
deckte Konfliktlinien im fach(politischen) Diskurs eingegan-
gen. Zuletzt gehe ich auf zwei zentrale Fragen in Bezug auf
die flächendeckende Einrichtung von Ombudsstellen in
Hamburg ein: die Ehrenamtlichkeit sowie die Organisations-
struktur.

Zentrale Entwicklungslinien

Es sind im Wesentlichen drei große Entwicklungslinien, die
zur Entstehung von einrichtungsexternen Ombudsstellen in
der Jugendhilfe geführt haben (vgl. Lutz/Richter 2018, S. 51):

der Strukturwandel in der Jugendhilfe und die damit verbun-
denen Dynamiken und Steuerungsanforderungen, insbeson-
dere innerhalb der Jugendämter, die vorbehaltlose Ratifizie-
rung der UN-KRK 2010 und nicht zuletzt die Aufarbeitung
von Gewalt und Leid in der Heimerziehung der 1950er bis
1980er Jahre im Rahmen der „Runden Tische Heimerzie-
hung“.

An den letzten Impuls soll nur insoweit erinnert werden, als
im Rahmen der von ehemaligen Heimkindern seit Mitte der
2000er Jahre eingeforderten Aufarbeitung deutlich wurde,
dass die zentralen, bis heute bestehenden jugendhilferechtli-
chen Mechanismen zur Sicherstellung des Kindeswohl in der

Heimerziehung, wie die Amtsvormundschaft sowie
die Heimaufsicht, die vielfache Verletzung

elementarer Rechte von Kindern und
Jugendlichen nicht haben verhin-

dern können.

Mit den (zeitlich parallel)
zurückgenommenen Vor-
behalten zur Umsetzung
der UN-KRK 2010 ist
das Bewusstsein in Be-
völkerung und Fachwelt
gestiegen, dass Kinder-
und Jugendliche neben

Schutzrechten auch zen-
trale Förderungs- und Be-

teiligungsrechte haben, die
nicht nur paternalistisch für

diese gesichert, sondern von die-
sen in Anspruch genommen werden

können müssen. Diese Einsicht hat auch
den jüngeren Bemühungen zur Novellierung des

Jugendhilferechts entscheidende Schubkraft verliehen. Aller-
dings sind die Ausdeutungen in der Fachwelt nach wie vor
vielfältig: Die einen hoffen, dass nun endlich die grundrecht-
lich stark ausgestattete elterliche Sorge relativiert und gestei-
gerten (Eingriffs-)Kompetenzen auf Seiten der prinzipiell um
das Wohl von jungen Menschen bemühten Jugendämter Platz
machen wird. Andere verbinden mit der konstitutiven Veran-
kerung von Kinderrechten die Hoffnung, dass junge Men-

FORUM für Kinder und Jugendarbeit 1/2020 11

D ie We ichen neu s te l l en

Beratungen zur Implementierung erinnern
zuweilen noch an eine bevorstehende Landung

eines außerirdischen Raumfahrzeugs.

Foto: startupstockphotos_pixabay



schen als Grundrechtsträger*innen ernst(er) genommen wer-
den. Etwa indem sie von Anfang an in amtlichen und gericht-
lichen Verfahren Gehör finden und Unterstützungsleistungen
eigenständig beantragen können. Dritte wiederum sehen in
den Kinderrechten v.a. eine Chance, einem evidenzbasier-
ten, aktiven, tendenziell invasiv-repressiven
Kinderschutz zum Durchbruch zu ver-
helfen, der präventiv das verhindern
soll, was sich bisher aus ver-
meintlicher Unentschlossen-
heit und Indifferenz in tragi-
schen Einzelfällen zu Ka-
tastrophen ausgeweitet
hat.

Die Forderung nach ei-
ner stärkeren rechtli-
chen Verankerung und
Berücksichtigung von
Kinderrechten droht dabei
immer wieder zur Leerfor-
mel zu werden, in die man
nach Belieben füllen kann, was
einem an Jugendhilfe und Kinder-
schutz verbesserungswürdig erscheint.
Zurückgeführt werden kann dies auf die emo-
tionalisierende Referenz auf „das Kind“, seine Unschuld und
Schutzwürdigkeit. Dies ist eine rhetorische Machtquelle, mit
der vielfältige, auch widerstreitende Interessen Erwachsener
durchgesetzt werden können. In der Kindheitsforschung wird
hier von der „Unschuldsmacht“ gesprochen (Bühler-Nieder-
berger 2005).

Werden auch Ombuds- und Beschwerdestellen als wirksames
Instrument zur Durchsetzung von Kinderrechten gefasst, so
ist, wie der derzeitige Stand der fach(politischen) Debatte in
Hamburg zeigt, die Chance auf Konsens vergleichsweise
groß: Gegen die Stärkung von Kinder(schutz)rechten lässt
sich nur schwer etwas einwenden. Meine These ist, dass die
Fokussierung von Kinderrechten als zentraler Impuls zur Ein-
richtung von Ombuds- und Beschwerdestellen einerseits als
einheitsstiftendes Moment taugt und die Chance erhöht, dass
demnächst in Hamburg entsprechende Angebote flächende-
ckend eingeführt werden. Auf der anderen Seite dürfen damit
die derzeitigen Konfliktlinien in Hamburg nicht verdeckt
werden, vielmehr müssen diese weiter und breiter diskutiert
werden. Bevor diese genauer umrissen werden, muss ich kurz
auf die strukturell bedingten Gründe für die Etablierung ein-
richtungsexterner Ombudsstellen, also den ersten der oben
genannten Kontexte, eingehen.

Ausgleich struktureller Machtasymmetrien

als zentrales Anliegen

Einrichtungsexterne Ombuds- und Beratungsstellen sind in
Deutschland auch und gerade vor dem Hintergrund eines
Strukturwandels innerhalb der Jugendhilfe entstanden. Poin-
tiert kann die Entwicklung als Backlash gefasst werden, ohne
damit behaupten zu wollen, dass es sich um eine konzertierte
Aktion zur Zurückdrängung früherer Errungenschaften han-
delt. Vielmehr laufen verschiedene Entwicklungen auf das

gleiche Ergebnis zu: Sozialarbeiterische Fachlich-
keit, die sich zentral an eine kommunika-

tive Rationalität (Ortmann 2008,
S. 391 ff.), also auf intersubjektive

Verstehens-, Aushandlungs-
und Reflexionsprozesse

stützte, gerät zusehends in
die Defensive. Die nor-
mative Kraft des Fakti-
schen, das notwendige
Arrangieren mit der ge-
gebenen Situation, ver-
festigt sich infolge des
Strukturwandels zu Hal-

tungen, die vormals breit
verankerte fachliche

Standards in Frage stellen
oder gar als überholt, antiquiert

und unangemessen markieren.

An ihre Stelle tritt zunehmend ein tech-
nisch-expertokratisches Steuerungs- und Lösungs-

verständnis, das v.a. auf Risikominimierung und Kosten-
dämpfung zielt und die Handlungs- und Ermessenspielräume
der „operativen Basis“ schrittweise verengt. Zur Bündelung
der angesprochenen strukturellen Wandlungsprozesse
müssen hier grobe Stichworte genügen:

� systematische Stärkung des Wächteramtes unter Verweis
auf Sicherheits- und Risiko-Aspekte;

� zunehmende Effizienz- und Qualitäts-Steuerung in An-
lehnung an das Management-Verständnis der „freien
Wirtschaft“ und der Versuch, Kosten zu senken;

� Betonung der elterlichen und jugendlichen Mitwirkungs-
pflichten unter der Leitmaxime der „Aktivierung“;

� verstärkte Responsibilisierung und damit einhergehende
Eingriffs- und Bestrafungsorientierung in den Hilfen zur
Erziehung;

� zunehmende Engführung von Ausbildungs- und Studien-
inhalten auf methodisch-handwerkliche Kompetenzen,
bei gleichzeitiger Skepsis gegenüber handlungs- und ent-
scheidungsentlasteter Analyse und dialogischen Verstän-
digungsprozessen.

Mit anderen Worten: an die Stelle der gut abgesicherten Auf-
fassung, dass es sich bei der Jugendhilfe um mit den Eltern,
Kindern und Jugendlichen zu gestaltende, mithin koprodu-
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zierte, Unterstützungsleistungen handelt,
tritt zunehmend die Auffassung,
dass Jugendhilfe vor allem für
„unmündige“ Kinder da ist
und diese – auch über die
Köpfe der Eltern hinweg –
schützen und erziehen
soll und kann.

Vor diesem Hintergrund
ist mit Ombudsstellen,
wie Thiersch (2010, S.
4) formuliert hat, die
Hoffnung verbunden, eine
„systematische Leerstelle
[...] in der strukturell gegebe-
nen Konfliktstruktur der Jugend-
hilfe und ihrer derzeitigen so be-
klemmenden, strapaziösen sozialpoliti-
schen Situation“ zu füllen. Dabei verfolgen
einrichtungsexterne Ombudsstellen das zentrale Anliegen
des Ausgleichs der strukturellen Machtasymmetrie: „Die
fachlich fundierte Parteilichkeit für die Inanspruchnahme in-
dividueller Rechte und Rechtsansprüche von jungen Men-
schen und ihren Personensorgeberechtigten im Bereich der
erzieherischen Hilfen ist Grundlage des ombudschaftlichen
Handelns. Ombudschaftliche Aktivitäten sind eine Form des
Machtausgleichs in der stark asymmetrischen Struktur der Ju-
gendhilfe, insbesondere in Konfliktkonstellationen. Dazu ge-
hört, die strukturell unterlegene Partei im jugendhilferechtli-
chen Dreiecksverhältnis unabhängig zu beraten und ggf. in
der Konfliktbewältigung mit einem öffentlichen und/oder
freien Jugendhilfeträger zu unterstützen.“ (Bundesnetzwerk
Ombudschaft 2016, S. 4) Ausgehend von dieser Definition
der zentralen Aufgabe und des Kernanliegens von
Ombudschaft gehe ich im Folgenden auf drei zentrale
Konfliktlinien ein, deren gründlichere Beratung für die
hamburgweite Implementation m.E. noch aussteht.

Verdeckte Konfliktlinien

im fach(politischen) Diskurs

Mit Ombuds- und Beschwerdestellen erreicht man v.a. Eltern
und erst in zweiter Linie junge Menschen.

Da das Elternrecht aus gutem Grund Vorrang vor dem öffent-
lichen Erziehungsrecht hat, wird sich hieran auch zukünftig
kaum etwas ändern. Eltern beantragen Hilfen zur Erziehung,
die regelmäßig im Zentrum der Beschwerdeanliegen stehen.
Sie sind die Hauptansprechpartner der Fachkräfte vor Ort,
auch weil sie zum guten Gelingen der Hilfen notwendig bei-
tragen (müssen). „Eigensinnige Eltern“, die den Fachkräften
widersprechen, Kontakte abbrechen usw. gelten im Unter-
schied zu „wehrlosen Kindern“ meist nicht als Sympathieträ-
ger, denen man mehr Mitsprache und Raum für die Artikula-
tion ihrer Interessen zugestehen will. Deshalb wird die Tatsa-
che, dass in Ombudsstellen v.a. Mütter und Väter beraten und

begleitet werden eher argwöhnisch zur
Kenntnis genommen. Viele Eltern,

die es mit dem Jugendamt zu tun
haben, erleben ihre Machtpo-

sition allerdings keineswegs
als besonders stark. Und
das aus gutem Grund:
Die Konfliktdynamik,
die fachlich-amtliche
Sprache, die Undurch-
sichtigkeit der Hand-
lungsvollzüge und

Kompetenzen usw. lässt
das, was vor sich geht,

vielfach als undurchdring-
lich und opak erscheinen. Wer

Ombudsstellen einrichten will,
muss deshalb zunächst deren zen-

trales Anliegen, strukturelle Machta-
symmetrien auszugleichen, und den dahinter-

liegenden Umstand, dass immer wieder Rechte von Kindern
und Eltern missachtet werden, zur Kenntnis nehmen – um
Schuldzuweisungen geht es dabei nicht (s.u.)! Damit soll
nicht bestritten werden, dass die stärkere Fokussierung der
Anliegen von Kindern und Jugendlichen in der Öffentlich-
keitsarbeit der Ombudsstellen Not tut. Gleichwohl sind Om-
budsstellen dringend darauf angewiesen, dass die Ohnmacht
der jungen Menschen nicht systematisch gegen die eigenen
Eltern ausgespielt wird. Elterlicher Eigensinn, gerade dann,
wenn er Abläufe erschwert und dem Kindeswohl zuwider zu
laufen scheint, darf nicht pauschal als moralisches Defizit im
Sinne fehlender Verantwortung und ‚Querulantentum‘ aus-
gelegt werden. Er ist zunächst einmal als Ausdruck der spezi-
fischen Lebenslage bzw. -situation zu verstehen, aber auch als
Reaktion auf die machtdurchwirkten Interaktionskontexte,
mit denen Eltern in der Jugendhilfe unweigerlich konfrontiert
sind.

Ombudsleute und Fachkräfte sind keine Gegner*innen, son-
dern Verbündete in der professionellen Ausgestaltung des Ar-
beitsfeldes.

Da die strukturellen Machtasymmetrien der zentrale Fokus
von Ombudsstellen sind, bringen diese eine zentrale profes-
sionelle und organisatorische Anforderung an die Fachkräfte
in Erinnerung: Der ausbalancierende Umgang mit Mehrfach-
mandatierungen sowie die fortgesetzte Reflexion der eigenen,
strukturell bedingten Machtposition. Fachkräfte scheinen die-
ses Insistieren regelmäßig als eine doppelte Zumutung zu er-
leben: Ihnen wird vermeintlich professionelle (Selbst-)Refle-
xivität abgesprochen und behauptet, dass sie individuelle
Macht besitzen und diese systematisch missbrauchten. Aber
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auch Fachkräfte erleben sich häufig als „ohnmächtig“, als
Menschen, die für zu viele Fälle gleichzeitig verantwortlich
sind, kaum Zeit für das vertiefende Gespräch, geschweige
denn die geduldige Erkundung der Perspektive von Kindern
und Jugendlichen haben. Sie erleben sich als Menschen, die
Pflichtaufgaben erfüllen und Regeln befolgen müssen – und
deren Selbstanspruch auf Fachlichkeit dabei nicht (mehr) im-
mer gefragt zu sein scheint (vgl. hierzu ASD-Befragung in
Bericht der Enquete-Kommission 2018, S. 235 ff.). Und dann
sollen sie auch noch, so eine typische Abwehrreaktion, „un-
kooperativen“ Handlungen seitens der Erziehungsberech-
tigten mit Respekt und Gleichmut gegenüber-
treten?

Ob diese nun moralisierend als
Renitenz oder aber als Reakti-
on auf „schließende Rela-
tionsmuster“ (Hußmann
2011, S. 509 ff.; Kunst-
reich 2012, S. 6-8) auf-
gefasst werden, ist dabei
einerlei. Auch aus dieser
Beobachtung lässt sich
eine Klärungsnotwen-
digkeit für Hamburg ab-
leiten: Ombudsstellen un-
terstellen keineswegs, dass
Fachkräfte unreflektiert han-
deln und persönlich versagen.
Ganz im Gegenteil: Es wird darauf
insistiert, dass es vor allem strukturelle
Gründe sind, die Fachkräfte so und nicht anders
handeln (und empfinden?) lassen. Wenn Fachkräfte darauf
verweisen, dass sie sich ohnehin den fachlichen Maximen des
geltenden Jugendhilferechts, wie Lebensweltorientierung,
Partizipation usw. verpflichtet sehen, wird damit kein
Widerspruch zum Anliegen der Ombudsstellen formuliert.
Ombudsstellen geht es genau darum, diesem Verständnis zur
verstärkten Beachtung zu verhelfen.

Die von Ombudsstellen intendierten kritischen Rückmeldun-
gen ins Hilfesystem haben mit Kontrolle im ermittlungstech-
nischen Sinn nichts zu tun.

Ausgeräumt werden muss diesbezüglich ein weiteres Miss-
verständnis: nämlich, dass Ombudsstellen das Handeln von
Fachkräften kontrollieren können und wollen. Dieses Miss-
verständnis, dass Ombudsstellen als zusätzliche Kontroll-
agenturen aufgefasst werden, ist weit verbreitet. Befürchtet
wird, dass diese nicht nur die Komplexität des Systems über-
strapazieren, sondern – ausgestattet mit weitreichenden Kom-
petenzen – im „besserwisserischen“ eigenen Interesse den
Fachkräften „auf die Finger schauen“, um individuelles Fehl-
verhalten zu ahnden. Analog dazu wird von der Steuerungs-
ebene darauf verwiesen, dass das Qualitätsmanagement be-
reits eine Bearbeitung von Beschwerden vorsieht und Om-
budsstellen deshalb überflüssige Parallelstrukturen darstellen
würden. Tatsächlich aber geht es Ombudsstellen mit ihrem

Anliegen um eine systematische Rückkoppelung ins System,
und dabei im Kern um die Stärkung einer dritten Perspektive:
Derjenigen der strukturell unterlegenen Nutzer*innen. In der
Terminologie einer anspruchsvollen dienstleistungstheoreti-

schen Lesart gesprochen (vgl. Schaarschuch 1999, S. 554
f. und Sandermann 2014, S. 67 ff.): Es soll die

Voice-Funktion auch und gerade junger
Bürger*innen gestärkt werden, die

auf die Erziehungshilfen eines
Amtes bzw. Trägers in beson-

derer Weise angewiesen
sind. Diese haben für sie
einen lebenspraktischen
Gebrauchswert (bzw.
sollten diesen haben),
Alternativen sind rar
und bei bloßem Weg-
bleiben müssen sie mit

empfindlichen Eingriffen
in ihre Lebenszusammen-

hänge rechnen. Das Anlie-
gen von Ombudsstellen ist da-

mit nicht weit entfernt von den
Beteiligungsworkshops mit Kindern

und Familien, die Ackermann und Mitar-
beiter*innen im Rahmen der Enquete-Kommis-

sion erprobt haben (vgl. Ackermann/Robin 2018), und die sie
derzeit konzeptuell und methodisch im Auftrag der BASFI
weiterentwickeln. Der zentrale Unterscheid besteht darin,
dass Ombudsstellen entsprechende Rückmeldungen ins Sys-
tem strukturell und auf Dauer verankern.

Vor diesem Hintergrund sowie der zentralen Aufgabe und des
Kernanliegens von Ombudschaft gehe ich abschließend auf
zwei noch weitgehend offene Gestaltungsfragen ein, die
sich bei der hamburgweiten Implementation von ombud-
schaftlicher Beratung ergeben.

Der – nachgeordnete – Stellenwert

von Ehrenamtlichkeit in der Beratung

Der bisherige Pilot in Hamburg-Mitte setzte zentral auf Ehren-
amtlichkeit – mit beachtlichen Erfolgen (vgl. Lutz/Richter
2018). Orientiert hieran wurde 2017 in § 27a des Hamburger
Ausführungsgesetzes zum SGB VIII die Ehrenamtlichkeit om-
budschaftlicher Beratung festgeschrieben. Die Enquete-Kom-
mission hat ihre nachdrückliche Empfehlung, ombudschaftli-
che Beratung vor dem Hintergrund der wissenschaftlichen
Evaluation flächendeckend zu implementieren zum Anlass ge-
nommen, auch eine Überarbeitung dieser Rechtsregelung an-
zuregen (Bericht der Enquete-Kommission 2018, S. 27). Auf
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größere Resonanz ist diese Empfehlung
bisher nicht gestoßen (vgl. Bürger-
schafts-Drs. 21/18358 u.
21/18464; Bürgerschafts-Drs.
21/18560, S. 9 f.). Ende Ok-
tober stellten Senatsvertre-
ter*innen im Familien-,
Kinder- und Jugendaus-
schusses der Bürger-
schaft unmissverständ-
lich klar, dass sich die
BASFI die „Interpretati-
on des Enquete-Kommis-
sionsberichts, dass die
Ombudsperson selber in je-
dem Fall eine Hauptamtliche
sein müsse, nicht zu eigen ma-
che“ (Bürgerschafts-Drs. 21/18852,
S. 9).

Historisch betrachtet erscheint es naheliegend, auf Ehren-
amtlichkeit zu setzen; die bisherigen Ombudschaften in der
Jugendhilfe haben ihren Ursprung vielfach in der Selbstorga-
nisation von Praktiker*innen und führten – bottom up – zu
entsprechenden Zusammenschlüssen und Vereinsgründun-
gen. Mit fachlicher Laienschaft hat ehrenamtliche Ombudstä-
tigkeit in der Jugendhilfe mithin nichts zu tun. Im Gegenteil:
das fachliche Know-how, das Standing und die intrinsische
Motivation der ombudschaftlich Engagierten sind meist
besonders groß. Letzteres gilt zweifellos auch für den Pilot in
Hamburg-Mitte.

Vielfach wird Ehrenamtlichkeit als ein Garant von Unabhän-
gigkeit und Unparteilichkeit gesehen. Allerdings dürfte der
organisatorischen Anbindungsstruktur in diesem Zusammen-
hang eine weit größere Bedeutung zukommen als der Wei-
sungsungebundenheit, die Ehrenamtliche genießen. Auch
Rollen- und Loyalitätskonflikte, die mit vorhergehender oder
paralleler hauptamtlicher Tätigkeit zusammenhängen, kön-
nen durch ehrenamtliche Strukturen nicht vollständig
ausgeschlossen werden.

Die meisten ombudschaftlichen Beratungsstellen, die eine
längerfristige finanzielle Absicherung erreichen konnten, ha-
ben sich von Ehrenamtlichkeit als Kern ihrer Tätigkeit bereits
verabschiedet, weil u.a. die notwendige kontinuierliche Ver-
fügbarkeit, die mitunter langandauernde Begleitung komple-
xer Fälle, die erforderliche Vernetzungs- und Multiplika-
tor*innen-Tätigkeit sowie nicht zuletzt der Ausbau und die
Bindung erfahrungsgestützter Fachlichkeit auf rein ehren-
amtlicher Grundlage nicht zu gewährleisten sind. Im Bremer
Beratungsbüro für Erziehungshilfen unterstützen bspw. eh-
renamtliche Berater*innen mit juristischen oder sozialarbei-
terischen Erfahrungshintergrund die hauptamtlich tätigen
Mitarbeiter*innen in komplexen Fällen sowie bei administra-
tiven Tätigkeiten (BeBeE 2017, S. 5). Auch in der Berliner
Beratungs- und Ombudsstelle in Trägerschaft des Rechtshil-
fefonds Jugendhilfe e.V. wird die Beratungstätigkeit der

hauptamtlichen Beratungskräfte von
Ehrenamtlichen in Tandems

lediglich unterstützt (BBO
Jugendhilfe 2013, S. 9 f.).

Gerade die Einstiegsbera-
tung, die Weitervermitt-
lung sowie die langfristi-
ge Begleitung komple-
xer Fälle brauchen Kon-
tinuität, Erfahrung und
finanzielle Gratifikation,

mithin bezahlte Fachlich-
keit. Nur auf dem Wege

hauptamtlicher Tätigkeiten
können langfristig auch die

Diversifizierungsanforderungen
erfüllt werden, weil sich Ehrenamt-

liche nicht über eine entsprechende Per-
sonalpolitik gewinnen lassen. Aber welche

Struktur braucht eine durch Ehrenamtlichkeit verstärkte
hauptamtliche Beratungstätigkeit?

Zentral und dezentral zugleich

Hier soll nicht erneut die Frage der anbindungsbedingten Un-
abhängigkeit aufgegriffen werden (vgl. hierzu den Beitrag
von Antje Bruns u. Hannes Wolf in diesem Heft). Vielmehr
sollen Überlegungen skizziert werden, wie ein zuverlässiges
System in Hamburg zu gestalten und zu steuern ist, das allen
Betroffenen gleichermaßen zur Verfügung steht und einen
niedrigschwelligen Zugang ermöglicht.

Erste Überlegungen der BASFI gehen dahin, eine Overhe-
ad-Struktur zu schaffen, in der Öffentlichkeitsarbeit, Perso-
nalakquise, Beratung und Fortbildung sowie die fallübergrei-
fende Berichterstattung zentral gebündelt werden. Diese
Überlegungen sind zu begrüßen, weil sie auf eine gut ausge-
stattete, einheitliche und die Fachexpertise bündelnde Orga-
nisationsstruktur abzielen. Die Struktur sollte allerdings
räumlich mit niedrigschwellig zugänglichen Anlaufs- und In-
formationsstellen verbunden werden. Mit anderen Worten:
gut erreichbar, weitgehend barrierefrei, einladend und offen
gestaltet. Menschen müssen Fragen und Anliegen zu ihren ju-
gendhilfebezogenen Rechten, dem Aufgabenprofil der Ju-
gendhilfe, ihren Leistungen und Verfahren schon dann stellen
können, wenn sie noch nicht in konflikthafte Fallverläufe ver-
wickelt sind. Die angedachte Overhead-Struktur muss zudem
Räume umfassen, die für die Beratung- und (Weiter-)Qualifi-
zierung neuer – haupt- und ehrenamtlicher – Ombudsleute
ebenso geeignet sind, wie für den vertiefenden fachlichen
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Austausch von Multiplikator*innen über Kinderrechte sowie
die Selbstorganisation und Peer-to-peer-Beratung von
insbesondere jungen Hilfebezieher*innen (z.B. Care Leaver,
MOMO ...).

Diese zentrale Struktur muss durch dezentrale, aufsuchende
Elemente ergänzt werden – gerade auch mit Blick auf die aus-
wärtige Unterbringung. In Bezug auf Erwachsene sollte über
besondere Informations- und flexible Sprechstundensysteme
nachgedacht werden, die in Kooperation mit niedrigschwelli-
gen Angeboten der Familienbildung (KiFaZe, Elternschu-
len, EKiZe ...) zu entwickeln wären. Auf die
„Dolmetscher*innenfunktion“ ehren-
amtlicher Ombudsleute könnte
hierbei zurückgegriffen werden.
Ein besonderes Augenmerk
ist dabei auf die Anonymität
des Erstkontaktes zu
richten.

Ob es gelingt, über de-
zentrale Strukturen län-
gerfristig auch junge
Menschen zu erreichen
(auch die auswärtig un-
tergebrachten), wird ne-
ben der zielgruppenspezifi-
sche Information darüber,
dass es eine Ombudsstelle gibt
und wofür sie da ist, entscheidend
von der Form der Ansprache und promp-
ten Reaktionen auf die eingebrachten Anliegen
abhängen. Erprobt werden sollten entsprechende
Handy-Apps, die das Einbringen und die Beantwortung von
Anliegen auch dann schon zügig und in jugendnaher Sprache
ermöglichen, wenn diese auf unverbindliche Auskünfte bzw.
auf andere Abhilfe als auf die Durchsetzung von Rechten ab-

stellen. Neben anonymer Erstberatung über Apps müssen
junge Menschen gleichwohl ergänzend niedrigschwellige
face-to-face Beratungen angeboten werden. Niedrigschwellig
heißt dabei v.a., dass die entsprechenden Räume, in denen die

Kontakte stattfinden, vertraut sein müssen und die beraten-
den Personen in der Lage sind, Vertrauen und

Vertraulichkeit in Person und Interakti-
on zu vermitteln.

Bei näherer Betrachtung lässt
sich zusammenfassen: Ei-

ner intergalaktischen
Grußbotschaft bedarf es
gar nicht. Ombudsstel-
len geht es um das Ker-
nanliegen der Jugend-
hilfe und um die (Wie-
dergewinnung) einer ge-

meinsam formulierten,
anspruchsvollen fachli-

chen Perspektive, die Wi-
dersprüche nicht negiert, son-

dern kommunikativ und orien-
tiert an sozialarbeiterischen Grund-

sätzen zu bearbeiten gedenkt. Insofern
gehen sie konform mit den zentralen Empfeh-

lungen der Enquete-Kommission, Fachlichkeit zu stärken.
Ombudsstellen kommen nicht „von außen“. Es geht ihnen um
die Bearbeitung von Konflikten und Dynamiken, die mit dem
„Geschäft“ der Jugendhilfe schon immer und unauflösbar
verbunden waren, ohne dabei etwas direktiv vorzugeben.
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Es soll die Voice-Funktion auch und
gerade junger Bürger*innen, die strukturell

unterlegen sind, gestärkt werden.
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Die Berliner Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe (BBO Jugendhilfe) war die erste öffentlich geförderte Om-
budsstelle in der Bundesrepublik. Träger ist mit dem Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe (BRJ e.V.) ein Verein, der
vor über 17 Jahren die erste, ehrenamtlich getragene Ombudsstelle in Deutschland ins Leben rief. Der BBO Jugend-
hilfe ist es sowohl gelungen Angebot und Umsetzung ombudschaftlicher Arbeit in der Jugendhilfe zu professionali-
sieren als auch ihre Beratungen zu einem festen Teil der Berliner Kinder- und Jugendhilfelandschaft zu machen. Ra-
phael Heinetsberger hat mit Tania Helberg und Ulli Schiller, den beiden Koordinatorinnen der BBO Jugendhilfe,
über ihre Arbeit in der Berliner Ombudsstelle gesprochen.

„Wären unsere Räume im Jugendamt, würden
viele Ratsuchende erst gar nicht kommen“
Ein Gespräch mit den Projektkoordinatorinnen der Berliner

Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe

von Raphael Heinetsberger, Tania Helberg und Ulli Schiller

Vor welchem Hintergrund hat der Berliner Rechtshilfe-
fonds Jugendhilfe (BRJ e.V.) begonnen ombudschaftliche
Beratung im Bereich Jugendhilfe anzubieten? Wodurch
hat sich für Sie der Bedarf einer Ombudsstelle gezeigt?

Anfang der 2000er-Jahre gab es bundesweit eine große Spar-
welle. In Folge dieser wurden fast 40 % der Mittel im Bereich
Kinder- und Jugendhilfe gekürzt. Bewilligungen von Hilfen
wurden Anspruchsberechtigten trotz Hilfebedarf verwehrt.
Darüber waren viele Fachkräfte von freien Träger genauso
wie Mitarbeiter*innen in Jugendämtern empört. Aus dieser
Empörung heraus ist dann der Berliner Rechtshilfefonds Ju-
gendhilfe (BRJ e.V.) entstanden. Junge Menschen sollten Be-
ratung erhalten damit sie wissen, welche Rechte bzw. Hilfe
ihnen zustehen und wie sie diese auch einfordern können. Es
sollte dem offensichtlich rechtswidrigen Verwaltungshandeln
bei einem begründeten aber nicht erfüllten Jugendhilfebedarf
Einhalt geboten werden.

Das war politisch zu Beginn natürlich nicht immer gewollt. In
den ersten Jahren seit Gründung des BRJ gab es enormen Ge-
genwind von Seiten des Senats, was sich auch darin zeigte,
dass die Anerkennung als freier Träger der Kinder- und Ju-

gendhilfe lange verwehrt wurde. Es wurde befürchtet, dass
Ombudschaft dazu dienen könnte, freien Trägern die unaus-
gelasteten Plätze zu belegen. Mittlerweile ist die ombud-
schaftliche Beratungsarbeit aber fachlich hoch anerkannt und
der Berliner Senat hat sich 2014 dazu entschlossen eine Bera-
tungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe einzurichten, die alle
Menschen berät, die einen Konflikt in der Jugendhilfe haben.

Was meinen Sie mit Konflikt?

So sehr die Partizipation von Kindern, Jugendlichen und ih-
ren Familien als wichtiges Strukturelement fachlicher Arbeit
verstanden wird, so klar ist auch, dass Konflikte und Aus-

handlung verschiedener Positionen zum Alltag der Kinder-
und Jugendhilfe gehören. Konflikte ergeben sich daraus, dass
eine strukturelle Machtasymmetrie in der Helfer*in-
nen-Klient*innen-Beziehung besteht. Fachkräfte der Kinder-
und Jugendhilfe sind in Auseinandersetzungen mit Betroffe-
nen in einer überlegenen Position. Denn Betroffene sind mit
ihren persönlichen Ressourcen einfach in der schwächeren
Position, das heißt in ihrer Ausdrucks- und Sprachkompe-
tenz, mit ihrem Wissen über sozialpädagogische und rechtli-
che Rahmenbedingungen. Und sie befinden sich zudem in ei-
ner krisenhaften Lebenssituation, die ihren Hilfebedarf gera-
de ausmacht, über den wiederum die Fachkräfte als Professio-
nelle entscheiden. Die Verbalisierung fällt Betroffene ohne-
hin schwer, weil ihre Probleme mit Scham besetzt sind. Un-
klarheit darüber, was das Jugendamt machen wird, kann dann
Angst hervorrufen oder zu Konflikten führen, etwa wenn sich
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die Sichtweise junger Menschen und ihrer Familien auf die
Ausgangslage und das angemessene Vorgehen von der Sicht-
weise der Fachkräfte unterscheidet.

Wie kann ombudschaftliche Arbeit hier entgegenwirken?

Unser Ziel ist es, diese strukturelle Machtasymmetrie in der
Jugendhilfe auszugleichen und eine tragfähige Einigung in
Konfliktfällen zu erzielen. Wir urteilen nicht über die Krisen-
situationen und Probleme der Ratsuchenden, sondern es geht
um ein Verstehen der Situation und des konkreten Anliegens.

Wir beurteilen, was das Jugendamt macht bzw. was es nicht
macht und ob öffentliche oder freie Träger rechtskonform
agieren. Dabei ist unser Ziel nicht unbedingt den Betroffenen
zu ihrem Willen zu verhelfen, sondern sie durch Information
und Beratung in die Lage zu versetzen, die ihnen zustehenden
Rechte und Verfahrensmöglichkeiten, also Beschwerde, Wi-
derspruch, ggf. auch Klage, wahrzunehmen. Wir möchten
junge Menschen darin unterstützen, ihre Rechte zu erkennen
und selbst durchzusetzen. Der Begriff der Selbstwirksamkeit
spielt hier eine große Rolle. Oftmals erleben sich die Betroffe-
nen als passiv in einem Verfahren, das sie kaum bis gar nicht
mitgestalten können. Hier versuchen wir sie so zu „coachen“
bzw. zu unterstützen, dass sie selbstständig und aktiv den Hil-
feprozess in Zusammenarbeit mit den Fachkräften gestalten
können. Nur so kann eine Hilfe als positiv erlebt werden.

Können Sie den Zuständigkeits- und Aufgabenbereich
der BBO Jugendhilfe einmal formal skizzieren?

Wir beraten zu Konflikten im Kontext der Hilfen gemäß §§
19, 27 ff., 35a, 41 SGB VIII. Der Themenbereich § 13 SGB
VIII ist nicht Teil des Aufgabenspektrums, das hat mit der
Projektausschreibung der Berliner Senatsverwaltung zu tun.
Wichtig ist auch, dass wir Anliegen sowohl zur Leistungsge-
währung als auch Leistungserbringung, also während der Hil-
fe, bearbeiten.

Welche Anliegen sind damit in der Praxis gemeint, kön-
nen Sie Beispiele nennen?

An uns wenden sich zum Beispiel junge Menschen, deren be-
antragte Hilfen abgelehnt werden. Oft kennen die Anspruchs-
berechtigten die Gesetze und die Verwaltungsabläufe zu we-
nig, um zu wissen, wie sie bei einer Ablehnung von beantrag-
ten Hilfen handeln können. Ein gutes Beispiel sind da junge
Geflüchtete beim Erreichen der Volljährigkeit. Ihnen ist das
deutsche Jugendhilfesystem in der Regel nicht bekannt und
fehlende Deutschkenntnisse erschweren die Partizipation am
Hilfeplanverfahren noch zusätzlich. Diese Bedingungen kön-
nen dazu führen, dass junge Geflüchtete zu einer besonders

benachteiligten Gruppe werden, deren Jugendhilfemaßnah-
men bereits beendet werden, bevor die jungen Menschen
überhaupt in einer Hilfeform angekommen sind, die sie als
junge Volljährige in ihrer Persönlichkeitsentwicklung und
Verselbstständigung adäquat unterstützen könnte, zum Bei-
spiel betreutes Einzelwohnen.

Grundsätzlich betreffen mehr als drei Viertel der Anfragen
die öffentliche Jugendhilfe. Themen sind sowohl die Bewilli-
gung bzw. Weiterbewilligung von Hilfen durch den öffentli-
chen Träger als auch die ganz konkreten Rechte in der Hilfe-
planung, insbesondere zum Wunsch- und Wahlrecht. Oder
junge Menschen, die berichten, dass die Hilfeplanung ohne
sie durchgeführt wird. Weitere Fragen betreffen die Beteilig-
tenstellung von zum Beispiel nicht-sorgeberechtigten Eltern.
Die Konflikte mit freien Trägern betreffen überwiegend die
stationäre Hilfeerbringung. Da geht es oft um Auseinander-
setzungen über die Rechtmäßigkeit von Taschengeldkürzun-
gen sowie von Kommunikations- oder Besuchseinschränkun-
gen als Strafe, mangelhafte treuhänderische Verwaltung von
Jugendhilfeunterhalt, aber auch um als strafrechtlich relevant
einzustufende Maßnahmen während der Betreuung in
stationären Einrichtungen.

Wie sieht die Begleitung durch die BBO Jugendhilfe in
der Praxis aus?

Ratsuchende, die sich an uns wenden, erhalten, je nach Be-
darf, telefonisch oder persönlich, eine erste Orientierungsbe-
ratung. Bei Anliegen, die außerhalb unseres Aufgabenbe-
reichs liegen, verweisen wir auf andere Hilfeangebote. Wir
informieren die Betroffene über ihre Rechte und regelhafte

Beschwerdeverfahren der öffentlichen und freien Träger. Je
nach Erfordernis des Einzelfalls oder auf Wunsch werden die
Betroffenen von uns zu einem Termin mit dem Jugendamt
oder zuständigen Träger begleitet. Wir versuchen vorrangig
durch Aufklärung, Beratung und informelle Vermittlungsver-
suche zu unterstützen. Im Bedarfsfall, wenn etwa ein Jugend-
hilfeanspruch begründet, aber unerfüllt ist, würden wir bei der
Rechtsdurchsetzung durch ein Klageverfahren weitervermit-
teln. Wir werten es aber als Erfolg, dass das bisher nur in Aus-
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nahmefällen der Fall war. Wir haben es weit öfter mit Fällen
zu tun, in denen die Kommunikation zwischen Betroffenen
und einem Träger so beeinträchtigt ist, dass Menschen zu uns
kommen, um einfach eine Zweitmeinung einzuholen und die
eigene Position durch eine unabhängige Stelle überprüfen
lassen zu können.

Wer übernimmt diese Beratung bzw. Begleitung?

Die erste Kontaktaufnahme erfolgt in der Regel telefonisch
oder über ein Onlinekontaktverfahren mit unseren hauptamt-
lichen Fachkräften. Unsere Mitarbeiter*innen bieten außer-
dem feste Sprechstundenzeiten an oder rufen Ratsuchende
zurück. Die weitere individuelle Beratung erfolgt dann im
Team. Bei Bedarf werden Dolmetscher*innen hinzugezogen.
Als Berater*innen arbeiten hauptamtliche und ehrenamtliche
Sozialpädagog*innen, Jurist*innen oder Psycholog*innen.
Das Team der BBO Jugendhilfe besteht momentan aus vier
hauptamtlichen Fachkräften, einem Mitarbeiter auf Mini-
job-Basis und zwei Verwaltungsfachkräften. Zudem steht uns
ein Pool geschulter ehrenamtlicher Fachkräfte des BRJ für die
Beratungsarbeit zur Verfügung.

Die Einbeziehung von Ehrenamtlichen in die ombud-
schaftliche Arbeit ist wiederkehrendes Thema von Dis-
kussionen. Wieso haben Sie sich dazu entschlossen Ehren-
amtliche in die Arbeit einzubinden? Welche Erfahrung
machen Sie damit und was braucht es Ihrer Meinung
nach um ehrenamtliche Berater*innen einzubeziehen?

Vorweg, wir erachten die Arbeit mit Ehrenamtlichen als sehr,
sehr sinnvoll. Ehrenamtliches Engagement nahm bei der
Gründung ombudschaftlicher Initiativen vielerorts eine
Schlüsselrolle ein und immer noch werden ombudschaftliche
Initiativen bundesweit durch ehrenamtliches Engagement ge-
tragen. Auch der BRJ hat zu Beginn ausschließlich ehrenamt-
lich gearbeitet. Dabei sind wir als BRJ in einem durch die
,Aktion Mensch‘ geförderten Projekt zum Thema Ehrenamt-
lichkeit zu der Feststellung gekommen, dass ehrenamtliches
Engagement in der Ombudschaft Hauptamtlichkeit braucht.
Bestimmte Aufgaben überfordern Ehrenamtliche zeitlich, lo-
gistisch, emotional und inhaltlich. Ehrenamtliche Berater*in-
nen sollten als Ergänzung zu den Hauptamtlichen fungieren
um zusätzliche Fachexpertise ins Team einzubringen.

Wichtig ist auch, dass die ehrenamtlichen Sozialpädagog*in-
nen oder Jurist*innen Arbeitserfahrung in der Kinder- und Ju-
gendhilfe haben. Sie müssen sich in deren Strukturen ausken-
nen und rechtssicher sein. Das Anforderungsprofil stellt also
schon eine gewisse Schwelle dar, die es für Interessierte zu-
nächst zu überwinden gilt. Und auch gestandenen Fachkräf-
ten kann das gehörigen Respekt einflößen. Trotz alledem ist

es dann immer noch notwendig die Ehrenamtlichen recht um-
fänglich einzuarbeiten. Die Einarbeitung besteht aus den Ele-
menten Erstgespräch, Schulungen, Fortbildungen, Hospita-

tionen und einem abschließenden Gespräch zum Erwartungs-
abgleich. Einsteiger*innen-Schulungen vermitteln theore-
tisch und praktisch das Handwerkszeug für die Beratung von
Betroffenen. Bei Bedarf führen die hauptamtlichen Projekt-
mitarbeiter*innen gezielt Einzelgespräche, organisieren Ho-
spitationen während der Sprechzeiten und fordern zur ver-
stärkten Teilnahme an den Fortbildungen auf. Zudem wurde
ein Mentoringprogramm erprobt. Wenn das alles läuft, ist die
Einbeziehung von Ehrenamtlichen sehr sinnvoll, da sie viele
verschiedene Perspektiven und Erfahrungen mitbringen.

Großes Thema der Evaluationsergebnisse der Hambur-
ger Pilot-Ombudsstelle im Bezirk Hamburg-Mitte waren
die Nutzer*innen des Projekts. Wer wendet sich an die
BBO Jugendhilfe?

Entsprechend unserer Zuständigkeit wenden sich überwie-
gend Personensorgeberechtigte sowie ältere Jugendliche oder
junge Volljährige an uns. Gezeigt hat sich, das bestätigt auch
die externe Evaluation, dass unabhängig über wen der Erst-
kontakt erfolgt, Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene
im Mittelpunkt der Fälle stehen. Insofern erreichen wir ziem-
lich genau die gewünschte Zielgruppe. In den letzten Jahren
zeichnete sich eine Zunahme von Anfragen von Pflegeeltern
ab. Grund dafür ist, dass die Rechte von Pflegeeltern nicht
genügend Beachtung finden.

Es gab im Vorfeld unserer Tätigkeit, das bestätigt die Evalua-
tion, Befürchtungen, dass die Nachfrage zu gering sein könn-
te. Diese wurde vor allem von Leitungskräften aus Jugendäm-
tern und von freien Trägern geäußert, die die Erfahrung ge-
macht hatten, dass ihre einrichtungsinternen Beschwerde-
möglichkeiten kaum genutzt wurden. Die jungen Menschen,
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die sich an uns gewendet haben, wären aber explizit nicht zu
einer einrichtungsinternen Stelle gegangen.

Wie erfahren Betroffene und Ratsuchenden von der BBO
Jugendhilfe? Gelingt es Ihnen in der ganzen Stadt, Berlin
hat alleine zwölf Jugendämter, bekannt zu sein?

Der Zugang zur Ombudsstelle folgt noch keinem klar struktu-
rierten Ablauf. Zum einen fand zu Beginn der Pilotphase Öf-
fentlichkeitsarbeit statt, um über die Arbeit der BBO zu be-
richten. Zum anderen wurde die BBO in allen zwölf Jugend-
ämtern auf der Leitungsebene vorgestellt. Prämisse war dabei
natürlich, dass diese wiederum die Mitarbeiter*innen in den
Abteilungen der Regionalen Sozialpädagogischen Dienste
(RSD) [gleichbedeutend mit dem ASD in Hamburg, Anm.
RH] informieren. Darüber hinaus fanden Gespräche mit Ver-
bänden statt und wir haben Flyer für junge Menschen gestal-
tet, die auf unser Angebot hinweisen. Des Weiteren betreiben
wir Netzwerkarbeit und treffen uns mit freien Trägern zur
Weiterentwicklung des Beschwerdemanagements.

Junge Menschen finden glücklicherweise auch über eigene
Recherchen oder ihr soziales Umfeld, wie z.B. Freund*innen,
Schulsozialarbeiter*innen, Lehrer*innen zu uns. Mittlerweile
melden sich bei uns auch Betroffene, die von Fachkräften ei-
nes freien Trägers oder Mitarbeiter*innen der Jugendämter
auf uns hingewiesen wurden. Eine Umfrage im Rahmen einer
Zwischenevaluation lässt uns vermuten, dass circa die Hälfte
aller Mitarbeiter*innen von Berliner RSDs über uns infor-

miert ist. Hier sehen wir allerdings die Notwendigkeit ver-
bindliche Regelungen zu schaffen, die darauf zielen, dass Be-
troffene zu verschiedenen Zeitpunkten innerhalb des Jugend-
hilfeverfahrens auf die Möglichkeit ombudschaftlicher Bera-
tung informiert werden. Ein gutes Beispiel dafür ist, dass in
einigen Bezirken die Qualitätsvereinbarungen zwischen den
öffentlichen und freien Trägern vorsehen, auf das
Beratungsangebot der BBO Jugendhilfe hinzuweisen.

Ombudsstellen bewegen sich auf dem schmalen Grad, ei-
nerseits wiederkehrende Beschwerdethemen wirkungs-
voll zu thematisieren und andererseits nicht als bedrohli-
che Kontrollinstanz aufgefasst zu werden, da sonst Ableh-
nung von Seiten der Fachkräfte droht. Wie gehen Sie mit
dieser Herausforderung um?

Die BBO Jugendhilfe wurde überwiegend positiv und inter-
essiert von den Fachkräften der Berliner Jugendhilfe aufge-
nommen. Die Angst, dass wir Kontrollinstanz sind war früher
größer. Wir müssen immer wieder darauf hinweisen, dass wir
keine Aufgaben im Sinne einer Fachaufsicht übernehmen und

das auch keinesfalls wollen. Darum geht es uns auch gar
nicht. Die ombudschaftliche Idee geht davon aus, dass es
grundsätzlich Machtasymmetrien gibt, die man auch nicht
umgehen kann.

Fachkräfte, die uns in begleiteten Gesprächen erleben, ma-
chen eine positive Erfahrung. Wir erklären dem Jugendamt
auch, dass wir als Beistand dabei sind, um Ratsuchende dabei

zu unterstützen ihre Wünsche zu artikulieren. Dabei stellen
wir fest, dass viele Fachkräfte der Jugendhilfe mit dem Set-
ting der Konfliktbegleitung noch gar nicht vertraut sind. Mit
umso mehr Verwunderung wird dann oft festgestellt, dass die
Beteiligung einer unabhängigen dritten Instanz im Sinne ei-
ner beidseitigen Übersetzungsfunktion hilfreich sein kann.In
den übergeordnete Strukturen ist auch bekannt, dass wir be-
wusst darauf verzichten eine zahlenmäßige Erfassung über
die bezirksbezogenen Anfragen zu machen, da wir hier die
Gefahr eines „Bezirke-Rankings“ sehen. Das erachten wir als
wenig sinnvoll.

Ursächlich für viele Vorbehalte gegen das Thema Be-
schwerde- bzw. Ombudsstelle ist meiner Einschätzung
nach auch der Umstand, dass ombudschaftliche Arbeit an
sich noch oft unbekannt ist. Wie schätzen Sie das ein?

Die Notwendigkeit Akteur*innen und Beteiligte der Jugend-
hilfe über unser Beratungsangebot und -verfahren zu infor-
mieren, war in Berlin auch gegeben. Deshalb haben wir ja
von Anfang an die Konzeption des Projekts in den überbe-
zirklichen Gremien der öffentlichen und freien Träger der

Kinder- und Jugendhilfe, in den Jugendhilfeausschüssen der
Bezirke, in den AGs 78/HzE und in den Leitungsrunden be-
zirklicher Jugendämter sowie bei den Kinder- und Jugendhil-
fereferent*innen der Wohlfahrtsverbände vorgestellt. Bis
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2019 konnten wir gezielt im Sozialpädagogischen Fortbil-
dungsinstitut Berlin-Brandenburg (SFBB) auch Fortbildun-
gen für neue RSD-Mitarbeiter*innen anbieten. Dabei stellten

wir die BBO Jugendhilfe vor und die neuen Mitarbeiter*in-
nen lernten uns kennen. Heute macht das der SFBB wieder
selbst. Am besten ist es immer noch, wenn die Mitarbeiter*in-
nen im RSD eine positive praktische Erfahrung mit uns ma-
chen. Das gelingt recht gut und es kommt mittlerweile auch
vor, dass das Jugendamt uns selbst hinzuzieht. Wir möchten
im Kontakt mit Akteur*innen der Berliner Kinder- und Ju-

gendhilfe auf eine stärkere Akzeptanz gegenüber Beschwer-
den hinarbeiten. In unseren Augen sind Beschwerden Rück-
meldungen, die ernst zu nehmen sind. Sie sollten als
Weiterentwicklung eines kooperativen und konstruktiven
Miteinanders von Betroffenen und Fachkräften gesehen
werden.

Es bestehen mittlerweile in elf Bundesländern Ombuds-
stellen. Die Rahmen- und Arbeitsbedingungen sind dabei
sehr unterschiedlich. Können Sie uns einen Einblick in die
Rahmenbedingungen der BBO Jugendhilfe geben?

Der Berliner Senat hat 2014 einen geeigneten Träger für das
Modellprojekt Ombudsstelle gesucht. Wichtig war, dass der
Träger selbst keine Hilfen anbietet. Der BRJ erfüllt dieses
Kriterium, denn er ist ein unabhängiger Zusammenschluss
von engagierten Fachkräften der Berliner Jugendhilfe, die
sich als Lobby für diejenigen jungen Menschen und deren Fa-
milien verstehen, deren berechtigtem Jugendhilfeanspruch
nicht entsprochen wird. Der Verein ist ein anerkannter Träger
der freien Jugendhilfe, erbringt jedoch selbst keine Leistun-
gen im Bereich der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB
VIII), Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und

Jugendliche (§ 35a SGB VIII), Hilfen für junge Volljährige (§
41) oder gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter (§ 19
SGB VIII). Außerdem verfügte der BRJ zum damaligen Zeit-
punkt bereits über elf Jahre Erfahrung im Bereich ombud-
schaftlicher Beratung bei Konflikten im Rahmen der Lei-
stungsgewährung.

Die Kosten der BBO Jugendhilfe tragen die Berliner Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft zu 80%
und die Berliner Bezirke zu 20% gemeinsam. Das Projekt
„BBO-Jugendhilfe“ wurde Ende 2017 für weitere zwei Jahre
verlängert, der BRJ bleibt daher weiterhin Träger der Om-
budsstelle. Für die nächsten zwei Jahre bis einschließlich
2021 gab es ein Ausschreibungsverfahren, an dem sich der
BRJ erneut beteiligt hat.

Ein viel diskutiertes Thema im Bereich Ombudsstellen ist
ihre Unabhängigkeit. Welche Standards haben Sie sich
dafür gesetzt? Und bringt die öffentliche Finanzierung
nicht auch die Gefahr mit sich, dass eine Ombudsstelle
heikle Themen vielleicht lieber nicht anspricht, um keinen
Unmut auf sich zu ziehen?

Die Unabhängigkeit der Ombudsstellen ist ein wesentlicher
Faktor für ihre Glaubwürdigkeit und ihr Gelingen. Deshalb
muss verbindlich geklärt werden, was diese Unabhängigkeit
überhaupt ausmacht und wie sie hergestellt und gewahrt wer-
den kann. Es gab auch im BRJ eine Diskussion darüber, ob
man mit einer öffentlichen Förderung die Unabhängigkeit
weiterhin sicherstellen könnte. Gleichzeitig möchten wir
auch betonen, dass die öffentliche Finanzierung die Bekannt-
heit ombudschaftlicher Arbeit steigert. Viel wesentlicher er-
scheint mir, dass ein Träger nur dann absolut unabhängig sein
kann, wenn er keine Leistungen im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe anbietet. Wichtig ist auch, dass der Träger einer
Ombudsstelle in letzter Konsequenz auch dazu in der Lage ist
ein Klageverfahren anzustreben. Die BBO Jugendhilfe nicht,

aber der BRJ, kann diese Aufgabe übernehmen. Insofern sind
wir weiterhin absolut unabhängig. Dazu wird die BBO von
einem Fachbeirat unabhängiger Expert*innen aus Wissen-
schaft und Praxis begleitet.

Dennoch taucht immer wieder die Frage auf, ob Ombuds-
stellen nicht etwas sind, was die öffentliche Hand selbst
umsetzen kann. Der Hamburger Pilot war zunächst auch
in der Hamburger Sozialbehörde angesiedelt und ist es
räumlich gesehen noch heute.

Die öffentliche Hand als Träger wäre schwierig. Unsere Er-
fahrung und auch die externe Evaluation [durchgeführt vom
Institut für Praxisforschung und Projektberatung aus Mün-
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chen, Anm. RH] hat gezeigt, dass Betroffene uns dann nicht
als unabhängig angesehen hätten. Selbst die Finanzierung
durch den Senat ruft bei Betroffenen manchmal schon Zwei-
fel hervor. Wären unsere Räume im Jugendamt, hätten viele
Ratsuchende, etwa junge Geflüchtete, ein Gespräch mit uns
gar nicht angenommen. Die wären dann einfach nicht
gekommen.

Auch die Frage, wer in einer solchen Ombudsstelle arbeitet,
würde von Ratsuchenden ganz anders bewertet werden. Etwa
wenn ehemalige Mitarbeiter*innen des Jugendamts in der
Ombudsstelle tätig sind. Für uns Fachkräfte der BBO ist klar,
die tun das, weil sie mit der derzeitigen Praxis der Jugendäm-
ter sowie der Strukturen nicht zufrieden sind. Sie wollen ge-
meinsam mit den jungen Menschen und deren Familien Lö-
sungsstrategien für deren Probleme entwickeln und Hilfen in-
stallieren, die passen und von den Betroffenen gewünscht
werden. Wenn wir allerdings in Räumen des Jugendamts tätig
wären, würde das Misstrauen bei Ratsuchenden massiv stei-
gen. Außenstehende würden unsere Unabhängigkeit in
Zweifel ziehen; nach dem Motto, eine Krähe hackt der
anderen ja kein Auge aus.

Welche Herausforderungen im Themenfeld Ombud-
schaft Kinder- und Jugendhilfe sehen Sie in der Zukunft?

Die begonnen Diskussion um eine Reform des SGB VIII soll-
te Anlass sein, um eine rechtliche Absicherung ombudschaft-
licher Angebote zu erreichen. Es braucht grundsätzlich Klar-
heit im SGB VIII darüber, wie ombudschaftliche Arbeit ge-
nau aussieht. Ansonsten droht die Gefahr, dass Einrichtungen
entstehen, die ,Ombudsstellen-ähnliche Strukturen‘ bieten,
also nur Beratung anbieten, aber keine Begleitung von Be-
schwerden. Deshalb ist ombudschaftliche Arbeit etwa auch
von Kinderrechtebüros abzugrenzen.

Der BRJ hat schon einmal den neuen Vorschlag gemacht, ei-
nen § 36b SGB VIII einzufügen, der besagt: „Junge Men-
schen und ihre Personensorgeberechtigten haben einen An-
spruch auf ombudschaftliche Beratung und Begleitung bei
Konflikten im Rahmen der Leistungsgewährung sowie der
Leistungserbringung, sobald sie ihren Bedarf auf Hilfe dem
Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zur Kenntnis
gegeben haben.“ Diese Forderung hat das Bundesnetzwerk
„Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe“ in der jetzigen
Reformdiskussion bzw. dem Bundesdialogprozess „Mitre-
den-Mitgestalten“ erneut bekräftigt. In der Begründung zu
dieser Norm sollte festgestellt werden, dass ombudschaftliche
Beratung und Begleitung einer Unabhängigkeit der ausfüh-
renden Personen bedarf. Insbesondere ein Aufsichts- oder
Weisungsrecht der Jugendamtsleitung oder der Leitungskraft
des RSD muss deshalb ausgeschlossen werden.

Nun zur abschließenden Frage: Berlin und Hamburg als
Stadtstaaten ähneln sich in ihren strukturellen Bedingun-
gen. Welchen Rat würden Sie einer Hamburger Ombuds-
stelle Kinder- und Jugendhilfe für die erste Zeit mit auf
den Weg geben?

Gelassenheit und Durchhaltevermögen; das passende Perso-
nal zu finden, ist gar nicht so einfach. Fachpolitischer Aus-
tausch, Vernetzung und besonders Unabhängigkeit sind
wichtige Faktoren, die deutlich sichtbar sein sollten.

Ich bedanke mich sehr herzlich für das Gespräch.
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Im MOMO-Büro in Hamburg arbeiten die Bundesfreiwilligendienstler*innen Laura und Oskar und zahlreiche
MOMO-Mitglieder*innen unentgeltlich. Unterstützt werden sie dabei von Verena Lüer, die als Sozialarbeiterin mit
12 Stunden wöchentlich über den Träger basis & woge e.V. angestellt ist. Mit den Dreien haben wir über ihre Sicht
auf Ombudsstellen gesprochen. Dabei erfuhren wir einiges darüber, was aus ihrer Perspektive bei dem Ausbau von
Ombudsstellen zu beachten ist, wie es um die Kinderrechte bestellt ist und was für Probleme junge Menschen mit
Jobcentern und der Jugendhilfe haben können.

Ombudsstellen aus Sicht der MOMOs
„Name ändern, gute Werbung machen und

anonyme Beratung garantieren.“
Ein Gespräch mit Laura, Oskar und Verena vom MOMO-Büro Hamburg

Ombudsstellen sind Stellen, wo Men-
schen hingehen können, die unzufrie-
den mit der Kinder- und Jugendhilfe
sind. Von welchen Beschwerdemög-
lichkeiten habt ihr schon mal gehört?
Und von welchen habt ihr selbst oder
Leute, die ihr kennt, schon mal Ge-
brauch gemacht?

Laura: Ich habe erst erfahren, was Om-
budsstellen sind, als ich meinen Bundes-
freiwilligendienst hier bei MOMO an-
gefangen habe. Vorher waren mir Om-
budsstellen gar kein Begriff. Ich finde,
diese Stellen sind viel zu unbekannt.
Hätte ich damals als Jugendliche, als ich
auf der Straße gelebt habe, gewusst,
dass ich mich bei einer Ombudsstelle
über mein Jugendamt beschweren kann,
hätte ich das auf jeden Fall in Anspruch
genommen.

Verena: Wir waren als MOMO eingela-
den, als die Ombudsstelle vom Jugend-
amt-Mitte eröffnet wurde und haben uns
mit der Frau, deren Namen ich nun ver-
gessen habe, unterhalten und haben da
festgestellt – zumindest zu dem Zeit-
punkt als sie eröffnet wurde, wie der ak-
tuelle Stand ist, weiß ich gar nicht – dass
es natürlich total unpraktisch ist, wenn
eine Beschwerdestelle da ist, wo auch
das Jugendamt ist, also mit dem Jugend-
amt Tür an Tür sitzt. Außerdem waren
diese Flyer ziemlich unpraktisch, weil es
eher so für Behördenleute war. Und der
Begriff Ombudsstellen! So ein beknack-
ter Ausdruck für junge Menschen, weil
kein Mensch weiß, was eine Ombuds-
stelle ist. Also diese Begrifflichkeit ist

unpraktisch, die Örtlichkeit war unprak-
tisch, die Werbung war unpraktisch. Da-
mals hatten die uns auch gesagt, dass es
auch nicht besonders beliebt war, dass es
eröffnet werden sollte, weil damit natür-
lich auch offengelegt wird, wie die Men-
schen im Jugendamt teilweise arbeiten.
Die wenigsten wollten diese Flyer da bei
sich hängen haben.

Was würdet ihr sagen, wie Ombuds-
stellen junge Menschen gut errei-
chen?

Laura: Vielleicht sollten die schon in
der Schule informieren, dass das in den
Klassen angesprochen wird. Dass der
von der Ombudsstelle einmal vorbei-
kommt und erzählt, wer er ist und was er
macht und wie man sich an den wenden
könnte. Da braucht man viele Mitarbei-
ter. Vielleicht auch Flyer in den Schulen

auslegen oder beim Elternsprechtag da-
rüber reden, damit auch die Eltern darü-
ber informiert werden. Wenn ich meine
Mutter fragen würde, die würde auch
nicht wissen, was eine Ombudsstelle ist.

Oskar: Ja, ein anderer Name auf jeden
Fall! Und ein Ort, der einfach zu errei-
chen ist.

Laura: Und neutral! Denn, wenn man
sich über das Jugendamt beschwert, ist
es sehr komisch zum Jugendamt reinzu-
gehen und sich dort zu beschweren, vor
allem wenn man noch irgendwas von
denen möchte danach.

Verena: Ich denke auch, was vielleicht
wichtig wäre, egal über was für eine Art
von Ombudsstelle wir sprechen, egal ob
es beim Jugendamt ist oder beim Job-
center oder irgendwo, dass es ja eigent-
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lich schon bei der Beantragung der Lei-
stung oder beim ersten Gespräch einen
Hinweis geben müsste, dass es eine Be-
schwerdestelle gibt. Ich denke immer,
das zeugt absolut von Qualität, wenn
man sagt, wenn ihr nicht zufrieden seid,
dann gibt es hier eine Instanz, die das
klären kann. Ich würde das für mich nie
als Kontrolle meiner Arbeit sehen oder
das so verstehen, dass ich total schlechte
Arbeit gemacht habe, sondern immer als
Anregung von außen, da kuckt jemand
und gibt mir auch nochmal Feedback.
Das würde ich jetzt aus meiner Sozialar-
beiterperspektive sagen. Mir gibt ja sel-
ten jemand Feedback. Wenn es scheiße
läuft, dann kommen die Leute nicht wie-
der und ich weiß nicht warum. Ich glau-
be, dass es eigentlich ein Qualitätsmerk-
mal sein sollte, aber viele das nicht so
wahrnehmen. In stationären Jugend-
hilfeeinrichtungen ist das oft so, dass die
Leute auch von dem Träger sind, wo
man sich beschweren kann und nicht
Externe sind. Man braucht eine kom-
plett unabhängige Instanz.

Warum braucht man aus eurer Sicht
Ombudsstellen?

Laura: Weil kein Mensch perfekt ist
und jeder Fehler macht und es wichtig
ist, Feedback zu bekommen, um sich
verbessern zu können.

Oskar: Ich finde auch, es ist ja super-
schwierig, wenn jetzt zum Beispiel die
Polizei was falsch gemacht hat, kannst
du ja nicht zur Polizei gehen und sagen:
,Ey der Kollege da hat was falsch
gemacht‘. Da ist die Antwort: ,Nee, der
hatte bestimmt schon seinen Grund.‘
Das wird dann nicht mehr verfolgt. Das
fände ich auch sehr wichtig, dass ein-
fach mal geguckt wird, ob das denn ei-
gentlich gesetzesgemäß war, was da ge-
macht wurde.

Laura: Für die Polizei müsste es unbe-
dingt so etwas geben, weil die gar nicht
greifbar sind. Da kann man auch mit ei-
ner Wand reden. Ich finde das eigentlich
ziemlich schlimm, dass es so etwas nicht

gibt, die sind schon sowas wie eine
Mafia.

Verena: Oder einfach mal, es geht ja
nicht immer nur ums Beschweren unbe-
dingt, sondern auch einfach mal einen
Verfahrensweg abfragen. So: ‚Mensch,
die Person hat mir jetzt dies und jenes
vorgeschlagen, ich versteh‘ gar nicht
warum, könnt ihr mir das nochmal er-
klären?‘ In Ruhe, weil gerade in der Ju-
gendhilfe will eigentlich niemand je-
manden etwas Böses tun, aber diese
Wege sind oft schwer zu verstehen. Oft

gibt es den Fall: ‚Die Person im Jugend-
amt sagt, ich soll das und das machen,
aber ich weiß gar nicht warum.‘ Da geht
es dann eher um Informationsaustausch
oder darum eine zweite Meinung einzu-
holen.

Laura: Da kann man vielleicht auch
Frust und Kummer loswerden, wenn
man mit etwas nicht einverstanden ist in
manchen Situationen. Gerade mit dem
Arbeitsamt fühlt man sich hilflos, wenn
man zum Beispiel sanktioniert wurde.
Das man doch nochmal eine Stelle hat,
wo man auch seinen Ärger rauslassen
kann.

Was für Menschen sollten bei einer
Ombudsstellen arbeiten?

Verena: Es sollten dort am besten Leute
sitzen, die sich damit auskennen und
nicht irgendwie nur so ein Gefühl ha-
ben. Ich könnte mir durchaus vorstellen,
dass es sinnvoll ist, wenn in so einer
Ombudsstelle zum Jobcenter auch Leu-
te sitzen, die vielleicht sogar schon mal
selber beim Jobcenter gearbeitet haben,
die diese Prozesse verstehen und dann
halt dementsprechend beraten können.
Genauso gilt das für die Jugendhilfe. Es
bringt nichts, wenn da Leute sitzen, die
zwar Beschwerden annehmen können,
aber diese sehr komplizierten Zwi-
schenwege, die es ja ganz oft gibt, nicht
verstehen und erklären können.

Laura: Und sie sollten ein bisschen
Empathie haben.

Oskar: Und soziale Kompetenzen.
Nicht, dass da irgendjemand sitzt, der
überhaupt nicht mit Menschen reden
kann und dich dann beraten soll.

Verena: Ja und Parteilichkeit finde ich
auch ganz wichtig. Dass sie immer erst-
mal das ernst nehmen, was die Person an
sie heranträgt. Dass sie, egal ob sie das
gut oder schlecht finden, erstmal partei-
lich sind für die Person, die diese Om-
budsstelle in Anspruch nimmt. Viele
Wege führen nach Rom, wenn es dann
aber jemand ist, der die eigenen Interes-
sen wichtiger findet als die Interessen
des Gegenübers, wird das dann eher ein
bisschen schwierig.

Oskar: Aber wenn er parteilich wäre,
würde er ja trotzdem eher für den Klien-
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ten stimmen. Aber wenn sich die Person
über etwas aufregt, was ganz unberech-
tigt ist?

Verena: Aber wenn sich jemand be-
schwert und den Weg auf sich nimmt, ir-
gendwo hinfährt und macht da ein Ter-
min aus, da reingeht. Das ist doch schon
so viel Aufwand, dass die Person das
wahrscheinlich ernst meint mit der Be-
schwerde, auch wenn das vielleicht für
einen selber banal ist.

Oskar: Aber wenn sich jemand darüber
beschwert, dass er verhaftet wurde, ob-
wohl er doch bloß ’n Snickers geklaut hat,
dann ist das doch eine unberechtigte Be-
schwerde, weil er hat ’n Snickers geklaut
und wird dafür auf jeden Fall bestraft.

Verena: Gut, aber wenn du diese Ener-
gie aufbringst, dich tatsächlich zu be-
schweren und das als ungerechtfertigt
empfindest, dass du wegen einem Sni-
ckers eingebuchtet wirst, dann ist das ja
trotzdem ’ne Beschwerde, die man ernst
nehmen sollte. Und es sollte mit der Per-
son zusammen gekuckt werden, warum
die Person ’n Snickers geklaut hat. Zum
Beispiel, hätte ich kein Einkommen,
hätte ich nichts zu essen. Natürlich wür-
de ich sagen, dass es gerechtfertigt ist, ’n
Snickers zu klauen, weil ich habe Hun-
ger und will satt werden. Dass ich dafür
eingebuchtet werde, finde ich scheiße.
Da wäre die Kompetenz gefragt von
Leuten, die sagen: ,Ja okay, ich kann das
verstehen, aber es ist halt so, dass man
nicht klauen darf, aber dein Problem
liegt ja anscheinend ganz woanders und
zwar, weil du kein Geld hast, um dir ’n
Snickers zu kaufen. Das wäre quasi so
eine Zusatzqualifikation, also aus einer
Beschwerde heraus genauer zu schauen
und vielleicht kann auch was Neues da-
raus entstehen.

Laura: Ja, und dann müssten diese Om-
budsstellen auch Informationen über
Projekte haben. Das wäre ja dann fast
noch ein neues Aufgabengebiet. Also

nicht nur Aufklärung, sondern auch die
Information, was man den Betroffenen
sonst noch anbieten kann.

Verena: Ja, es kann ja auch einfach sein,
dass die Person nicht in der richtigen Ein-
richtung gelandet ist. Das haben wir hier
beim MOMO öfter. ,Die Einrichtung xy
ist total scheiße, da werden wir gar nicht
ernst genommen‘ oder oder oder. Das ist
ja auch ein Vorteil von MOMO, die kön-
nen sagen: ,Ich war in der Einrichtung
xy, probier das doch mal da aus, viel-
leicht fühlst du dich da besser.‘ Also, in
meiner Vorstellung gibt es jetzt so ein
ganz großes Haus, wo alle Leute hinge-
hen mit ihren Sachen und dann sitzen da
Leute, die sagen: ,Ja, kacke gelaufen‘
oder ‚wir gehen da jetzt zusammen zum
Jugendamt und klären das.‘

Oskar: Und dann gäbe es noch das Auf-
gabengebiet quasi auf der strukturellen
Ebene noch politisch was zu fordern.

Gibt es neben dem Jugendamt und
Jobcenter noch andere Bereiche, wo
es eine Ombudsstelle braucht?

Laura: Für Kinder, die in Pflegefami-
lien oder Heimen leben müssen. Die
sollten auch eine Stelle haben, wo die
hingehen und sich beschweren können
und ernst genommen werden. Gerade
wenn die eine schlechte Pflegefamilie
abbekommen haben und denen beim Ju-
gendamt nicht geglaubt wird. Im Mo-
ment müssen sie die Situation aushalten
und mit so einer Stelle wüssten die dann,
dass es da jemanden gibt, zu dem sie ge-
hen können und gut behandelt werden
und wo ihnen geglaubt wird.

Verena: Eigentlich sollte das Jugendamt
ja für Kinder und Jugendliche und junge
Erwachsene da sein, also theoretisch sind
die dafür da, die Beschwerden anzuneh-
men, wenn etwas nicht gut läuft. Jedes
Kind sollte das Recht haben, auch wenn
es noch in der sogenannten Herkunftsfa-
milie lebt, sich dort beschweren zu kön-
nen und fragen zu können: ,Ist das ei-
gentlich richtig, dass mein Vater mir ein-
mal die Woche eine Backpfeife gibt?‘
Also Aufklärung über Kinderrechte. Da-
für ist das Jugendamt theoretisch ja da.
Ein Amt für Jugend. Also eine Kinder-
rechte-Einrichtung. Wenn das so wäre,
müsste es eigentlich keine Ombudsstel-
len geben. Sowieso vermisse ich an ganz
vielen Stellen, dass die jungen Menschen
darüber aufgeklärt werden, was ihre
Rechte sind. Ok, man weiß, man darf
nicht mehr gehauen werden. Aber gehört
da ’ne Backpfeife nun eigentlich dazu?
Das wird nicht ausreichend vermittelt.
Und es ist ja auch nicht so richtig festge-
schrieben. Es gibt zwar die Kinderrechts-
konvention, die wird dann glaube ich alle
fünf Jahre geprüft, ob die in den Ländern
eingehalten wird. Dann gehen die immer
in ein paar Einrichtungen und machen so
Interviews und checken das dann halt ein
bisschen ab. Ist es damit getan? Gehört
das Kinderrecht vielleicht ins Grundge-
setz? Und dann ist es ja immer noch so
’ne Sache, ob Dinge formal im Gesetz
festgehalten sind oder die Leute real die
Möglichkeit haben, die Rechte auch ein-
zufordern bzw. ob sie auch wirklich um-
gesetzt werden. Genauso wie mit dem
Wunsch- und Wahlrecht in den Hilfen
zur Erziehung. Man darf sich eigentlich
aussuchen, in welche stationäre Einrich-
tung man geht und oft läuft das beim Ju-
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gendamt anders. Da wird oft eine Ein-
richtung, wo gerade ein Platz frei wird,
vorgeschlagen und sie erzählen das gar
nicht. Genauso wie beim Jobcenter nie
erzählt wird, dass man diese Eingliede-
rungsvereinbarung auch erstmal mit nach
Hause nehmen darf und das man sie dort
in Ruhe durchlesen kann und danach un-
terschreiben kann.

Laura: Nee, da wird dir gesagt, wenn
du nicht unterschreibst, kriegst du kein
Geld!

Verena: Richtig und du darfst auch
noch was ändern. Das ist alles möglich,
aber das erzählen sie einem gar nicht.
Ich glaube, da gibt es ganz viele Berei-
che, was dann wahrscheinlich den
Strukturen in den verschiedenen Institu-
tionen geschuldet ist, weil es einfach
einfacher ist. Also weniger Störung im
Arbeitsalltag bedeutet.

Und würdet ihr sagen, dass es gut
wäre, sich online beschweren zu kön-
nen? Wäre das hilfreich?

Laura: Nee, so etwas muss schon per-
sönlich passieren. Dass man sich sieht.
Online, zum Beispiel bei WhatsApp,
entstehen Konflikte, die gar nicht entste-
hen würden, wenn man sich gegenüber-
sitzen würde. Das sind ja eh schwierige
Themen, das wäre unvorteilhaft, um da
eine richtige Lösung zu finden.

Oskar: Man weiß ja nie, wann man was
zurückbekommt, manchmal kriegt man
halt nie ’ne Antwort und man kann nie
sicher sein, ob und wann man ’ne Ant-
wort bekommt.

Verena: Aber wenn jetzt in jedem Be-
zirksamt oder Kundencenter, wo man
zum Beispiel auch seinen Perso beantragt,
davon gibt es ja viele in Hamburg, wärt ihr

dahin gegangen und hättet euch be-
schwert?

Laura: Ja, früher wäre ich da hingegan-
gen und hätte mich über meine Jugend-
amtsmitarbeiterin beschwert. Auch über
das Jobcenter.

Ja, die Frage ist, ob Ombudsstellen
bei diesen Kundencentern überhaupt
richtig angesiedelt sind. Ist das nicht
vielleicht schon zu behördennah?

Verena: Ja! Da würden junge Men-
schen gar nicht ankommen, weder im
Bezirksamt noch im Kundenzentrum.
Und auch nicht alle nutzen ein Jugend-
zentrum oder Jugendhaus. Es muss ir-
gendwas sein, wo jeder einen Zugang zu
hat und nah am Wohnort dran. Als jun-
ger Mensch ist man nicht so mobil. Die
Frage ist ja auch, für wen ist das Ange-
bot da? Also, Kinder sollten das wahr-
scheinlich auch nutzen können, oder?

Laura: Dann müsste es in den Stadttei-
len sein. In der Nähe von den Schulen
oder vielleicht in den Schulen?

Oskar: Oder ein großes alleinstehendes
Gebäude am Hauptbahnhof. Das ist
dann aber für Kinder aus anderen Stadt-
teilen schlecht zu erreichen.

Verena: Aber wenn ’n 13jähriger, ich
sag das jetzt mal krass, regelmäßig miss-
braucht wird, dann hat er vielleicht auch
das Problem an seiner Schule mit Leu-
ten, die er schon kennt, da geht er ja re-
gelmäßig hin, denen das dann zu sagen,
die er jeden Tag dann da sieht.

Oskar: Dafür ist dann der Vertrauens-
lehrer da.

Laura: Also ich hätte mich niemals an
meinen Vertrauenslehrer gewendet.

Oskar: Aber hättest du dich dann an
’nen Wildfremden in so einer zentralen
Stelle am Hauptbahnhof gewendet?
Laura: Nee, aber an ’ne Wildfremde
vom Jugendamt (lacht)

Verena: Oder über Telefon. Es gibt ja
auch die Nummer gegen Kummer, das
ist ja auch ein Medium, was durchaus
genutzt wird, um sich beraten zu lassen
oder Sorgen loszuwerden. Vielleicht
müsste man das bekannter machen.
Also unabhängig, vertrauensvoll und er-
reichbar muss es schon sein.

Kennt ihr die erste Pilot-Ombudsstel-
le in Hamburg, die es hier gibt? Seid
ihr selbst oder andere, die ihr kennt,
damit mal in Berührung gekommen?

Laura und Oskar: Nee, keine Erfah-
rung.

Verena: Die Stelle war doch da am
Klosterwall beim Jugendamt im selben
Gebäude. Ich glaube, die eine Mitarbei-
terin selber hatte da auch nur 15 oder 20
Stunden. Und dann musste man da
durch die Behörde irren. Ich hatte sogar
Schwierigkeiten das zu finden und ich
kannte das Gebäude. In so ’nem kleinen
pupsigen Büro, nirgendwo stand was
dran und da soll man dann ankommen
und sich beschweren. Und dann ist es
auch nicht die Person gewesen, die das
dann weiterverfolgt, sondern nur weiter-
vermittelt an Ombudsleute, die das eh-
renamtlich machen. Es wird einem also
nicht sofort geholfen. Vor allem, was
das besonders Blöde an dem Konzept
war – also erstmal toll, dass die das ge-
startet haben, aber die waren nur fürs Ju-
gendamt Mitte zuständig – wenn Leute
aus Wandsbek kamen, wurden die weg-
geschickt. Deswegen habe ich auch die-
ses Haus für Alle im Kopf gehabt, das
wäre natürlich viel schlauer. Am Ende
geht’s ja auch immer darum, wer das be-
zahlt und das ist ja richtungsweisend.

Jetzt soll die Ombudsstelle in Ham-
burg verstetigt und auf alle Bezirke
ausgeweitet werden. Ich glaube, dass
diese vor allem mit Ehrenamtlichen
betrieben werden soll. Was haltet ihr
davon?

Laura: Dann wäre die Wahrscheinlich-
keit relativ groß, dass die Leute da wirk-
lich Lust drauf haben und das wirklich
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ernst nehmen, wenn die das in ihrer pri-
vaten Zeit machen.

Oskar: Oder sie sind möglicherweise
etwas unzuverlässiger. Das habe ich sel-
ber gemerkt, ehrenamtliche Leute ma-
chen es zwar gerne, aber nicht ganz so
verbindlich. Wenn die keine Zeit haben,
haben die halt keine Zeit. Die Arbeit, für
die sie bezahlt werden, ist dann doch oft
wichtiger.

Laura: Und sie sollen sich ja richtig gut
auskennen mit dem Feld. Also doch fest
anstellen?

Verena: Es ist vielleicht auch die Frage
,Wie?‘. Wenn jetzt ein Sozialarbeiter,
der 40 Jahre den Job gemacht hat und in
Rente ist, trotzdem noch Bock hat sich
einzusetzen, das kann ich mir gut vor-
stellen. Die Frage ist aber auch immer,
wer kontrolliert das? Also auch ehren-
amtliche Leute, wo man denkt, die sind
cool drauf, da muss es schon eine
Schleife drin geben. Es muss eine Art
Verbindlichkeit geben und ich finde ei-
gentlich, wenn Leute so etwas tun, kön-
nen die das auch ’n bisschen bezahlt be-
kommen, dahinter steht dann eine ande-
re Ernsthaftigkeit.

Fällt euch noch etwas ein, was euch
noch wichtig wäre bei dem Aufbau
bzw. der Ausweitung der Ombuds-
stelle in Hamburg?

Verena: Name ändern, gute Werbung
machen und eine Garantie geben, dass
man sich anonym beraten lassen kann.
Vor allem, dass jede Person wertfrei erst
einmal ernst genommen wird.

Laura: Man sollte halt unbedingt den
Namen ändern!

Oskar: Anonymität ist wichtig.

Laura: Wenn man da ankommt und
muss erstmal den Personalausweis hin-
legen, da redet man schon mal ganz an-
ders mit den Leuten.

Oskar: Damit man dann keine Angst ha-
ben muss, dass das dann alles schwarz-
weiß überall drinsteht, dann kann das je-
der nachverfolgen, worüber sich die Leu-
te beschwert haben, kannst ja direkt mal
deine Sachen nehmen und gehen.

Verena: Irgendwann bleibt es ja nicht
aus, dass es nicht mehr anonym ist, vor
allem wenn man das weiterverfolgt,
aber anfangs ist das wichtig.

Was sind aktuell aus eurer Erfahrung
so typische Anliegen oder Probleme,
mit denen Betroffene zu Ombudsstel-
len gehen würden?

Verena: Ich würde sagen, das Feld Hil-
fe für junge Volljährige ist ein Riesen-
thema. Was passiert, wenn man 18
wird? Wird man am gleichen Tag raus-
geschmissen oder eine Woche später?
Wird man richtig darüber informiert,
dass man Hilfe für junge Volljährige be-
antragen kann und Unterstützung be-
kommt? Dann denke ich, Notschlafstel-
len könnten ein Riesenthema sein. Also
immer die Frage, ich bin ein junger
Mensch, ich komme gerade mit meiner
Situation nicht klar, wo kann ich hinge-
hen und damit ist nicht der KJND ge-
meint, sondern wirklich so anonyme
Übernachtungsstellen irgendwo. Da
gibt es einen Riesenbedarf.

An was für Themen seid ihr als MO-
MOs aktuell dran? Was sind gerade
wichtige Dinge für euch?

Laura: Mein Jahresprojekt sind Not-
schlafstellen für Minderjährige mit Tier,
weil es so etwas in Hamburg gar nicht
gibt. Es gibt in Deutschland nur vier sol-
cher Notschlafstellen, wo obdachlose
Jugendliche mit ihrem Tier schlafen
können: In Berlin, Dortmund, Essen
und Bochum.

Oskar: Ich baue gerade ein Musikpro-
jekt auf. Ich versuche einen Kurs für
Straßenkinder anzubieten, wo die ihre
Probleme musikalisch ausdrücken kön-
nen.

Verena: Letztes Jahr im November war
die letzte Straßenkinderkonferenz, also
die fünfte. Da kommen irgendwann
auch bald die Ergebnisse. In diesem Jahr
2020 wird sich die Jugendinitiative mit
dem Thema Organisationsentwicklung
beschäftigen, also kucken ob die sich
vielleicht doch selbstständig machen.
Inzwischen gibt es 60 bis 80 junge Men-
schen, die sich regelmäßig oder unregel-
mäßig beteiligen. Deshalb wird es die-
ses Jahr keine Konferenz geben, son-
dern sie versuchen sich zu professionali-
sieren und sich eine Organisationsform
zu geben. Es wurde jetzt auch nochmal
ein neues Büro in Essen eröffnet, also es
wächst weiterhin. Wir sind gespannt,
wie es weitergeht.

Vielen Dank für eure Zeit und das
spannende Gespräch!

Interview: Svenja Fischbach
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Das MOMO-Projekt

ist eine bundesweite Jugendinitiative mit Büros
in Hamburg, Berlin, Jamlitz, Lieberose und seit
kurzem auch in Essen. Das Projekt setzt sich als
Interessenvertretung von ehemaligen
„Straßenkindern“ für aktuelle „Straßenkinder“
ein und macht Lobbyarbeit für Menschen, die
entkoppelt vom System leben.

Es muss irgendwas sein, wo
jeder einen Zugang zu hat und

nah am Wohnort dran.
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Zur Zukunft ombudschaftlicher
Arbeit in Hamburg

Diskussion dreier Modelle
von Antje Bruns und Hannes Wolf

Seit Oktober 2016 befassen wir uns intensiv mit dem Thema
Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe. Zuerst im Zuge
unseres Masterstudiums als Studierende in der Forschungs-
werkstatt zur Begleitforschung der ersten Hamburger Om-
budsstelle im Bezirk Hamburg-Mitte. Anschließend verfolg-
ten wir dieses Thema im Rahmen unserer Master-Thesis (1)
weiter. Unser Ziel war es, drei praxisnahe Modelle zur Aus-
weitung ombudschaftlicher Arbeit zu entwickeln und kritisch
zu reflektieren. Die Grundlage der Master-Thesis bil-
deten empirische Befunde aus neun Ex-
pert*inneninterviews und die Empfeh-
lungen und Anregungen der
wissenschaftlichen Begleitfor-
schung der Ombudsstelle
im Bezirk Hamburg-Mitte
(vgl. Lutz/Richter 2018)
sowie der Enquete-Kom-
mission „Kinderschutz
und Kinderrechte weiter
stärken“ (Bürgerschaft
der FHH 2018a und
2018b). Darüber hinaus
flossen sowohl grundle-
gende wissenschaftliche
Theorien zu den Themen
Ombudschaft und Partizipati-
on als auch das (damals) aktuelle
Konzept der Ombudsstelle in Ham-
burg-Mitte mit in die Arbeit ein. Im Fokus
standen dabei die Praxisnähe und Anwendbarkeit
der Modelle sowie die Berücksichtigung gegebener Struktu-
ren. Der folgende Beitrag gibt einen kurzen Überblick über
die drei von uns ausgearbeiteten Modelle. Dabei werden wir
zuerst unser Vorgehen und unsere methodische Positionie-
rung skizzieren und anschließend die modellübergreifenden
Empfehlungen unserer Forschung hervorheben.

Neun Interviews mit Expert*innen

Für die neun leitfadengestützten Expert*inneninterviews
konnten wir namhafte Professor*innen, Mitarbeitende aus
Ministerien und Behördenleitungen sowie Vertreter*innen
der ombudschaftlichen Arbeit aus Wissenschaft und Praxis
gewinnen. Gesprächsgrundlage der Interviews waren neben
Fragen zum Themenkomplex Ombudschaft drei existierende

Modelle ombudschaftlicher Arbeit mit unterschiedlicher
struktureller Anbindung. Als modellhafte Beispiele dienten:

� Die Hamburger Ombudsstelle in ihrer damaligen Ausge-
staltung: Anbindung an Jugendhilfeausschuss Mitte
(Fachaufsicht) sowie die Dezernentin des Fachamtes So-
zialraummanagement (Dienstaufsicht), Ehrenamtli-
chen-Modell, finanziert durch die Behörde für Arbeit, So-

ziales, Familie, Integration (BASFI)
� Die Berliner Beratungs- und Ombuds-

stelle Jugendhilfe (BBO Jugendhil-
fe) in Trägerschaft des Berliner

Rechtshilfefonds Jugendhil-
fe (BRJ e.V.); die BBO ist

ein durch öffentliche
Mittel gefördertes
Projekt und befindet
sich in Trägerschaft
des BRJ, welcher
auf langjährige Er-
fahrung im Bereich
der ombudschaftli-

chen Arbeit in der
Kinder- und Jugendhil-

fe zurückgreifen kann.
� Und das Modell der*des
Bürgerbeauftragte*n des

Landes Schleswig-Holstein; mit
einer eigenen Gesetzesgrundlage aus-

gestattet, eigenverantwortlichem Etat und ei-
ner direkten Anbindung an das Parlament.

Neben einem gewissen Fokus auf strukturelle Fragen, wie der
einer verlässlichen Finanzierung, Rechtsgrundlagen, Ausstat-
tung oder Dienst- und Fachaufsichten, ging es vor allem um
Themenkomplexe, welche sich im Arbeitsfeld agierender
Ombudsstellen als zentral herausgestellt haben. Zu nennen
wären hier unter anderem die Frage nach Unabhängigkeit in
der Beratung, fachliche Mindeststandards, Grenzen in der Be-
ratung von Anliegen, Erreichbarkeit für potenzielle Nut-
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Die praktische ombudschaftliche Arbeit ist
zweifelsohne in allen dreien möglich und wird
andernorts bereits erfolgreich praktiziert.
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zer*innen aber auch die Auswahl und Weiterbildung von Eh-
renamtlichen.

Eine zentrale Rolle spielte die Frage: „Wie bedingen sich in-
haltliche Fragen der Fachlichkeit und (äußere) Struktur(-Be-
dingungen) gegenseitig und wie könnten verschiedene Va-
rianten einer Ombudsstelle in Hamburg aussehen?“. Um die
Fülle an erhobenem Material zu strukturieren und zu konkre-
tisieren, formulierten wir drei unterschiedliche Modelle für
eine Hamburger Ombudsstelle.

Drei Modelle für Hamburg

Das Modell der*des Bürgerbeauftragte*n
Das erste Modell orientiert sich am Beispiel Schleswig-Hol-
steins. Dort gibt es seit 2015 eine „Bürgerbeauftragte für so-
ziale Angelegenheiten“. Sie wurde vom Schleswig-Holsteini-
schen Parlament als zuständige Ombudsperson, vor allem als
Ansprechperson für stationär untergebrachte Kinder und Ju-
gendliche, berufen. Die neu gegründete Beschwer-
destelle war eine Reaktion auf bekannt ge-
wordene Misshandlungsfälle, unter
anderem in Einrichtungen der
„Friesenhof GmbH“ (vgl. Be-
schwerdestelle für Kinder
und Jugendliche, Tätig-
keitsbericht 2018: 15).
Wiesner beschreibt das
Modell der*des Bürger-
beauftragte*n in seinem
Rechtsgutachten als
Weiterentwicklung des
Wehrbeauftragten und
spricht ihm eine auf Län-
derebene entsprechende
Gültigkeit zu (vgl. Wiesner
2012: 13). Dieses Modell ent-
spricht am ehesten dem klassi-
schen Skandinavischen Modell des
Ombudsmannes (Hansbauer/Stork 2017:
11 f.). Vorteile dieses Modells könnten in einer eige-
nen Rechtsgrundlage und damit verbundenen, weitreichen-
den Ausstattungen gesehen werden. Auch die strukturelle
Unabhängigkeit kann als verhältnismäßig groß gewertet wer-
den, da die*der Bürgerbeauftragte* nur auf der jeweiligen
Rechtsgrundlage agiert. Durch ihre Verankerung im Parla-
ment und die jährlich anzufertigenden Tätigkeitsberichte fin-
det eine direkte Rückkopplung in die Politik statt. Ein poten-
zieller Schwachpunkt dieses Konzeptes ist die Ernen-
nung/Wahl der Person selbst. Sie wird vom Landtag (in Ham-
burg der Bürgerschaft) ernannt und ist damit ggf. nicht kom-

plett frei von politischer Einflussnahme bzw. politischen In-
teressen. Ein niedrigschwelliger Zugang für (potenzielle)
Nutzer*innen könnte bei der Anbindung an das Amt einer*ei-
nes Bürgerbeauftragte*n eine nicht zu unterschätzende
Herausforderung sein. Bei den Befragten stieß dieses Modell
sowohl auf Interesse wie auch auf Skepsis. Die Umsetzung
eines solchen Modells in Hamburg erschien den meisten In-
terviewpartner*innen im Hinblick auf realpolitische Abläufe
und Interessenlagen unwahrscheinlich.

Das Modell der Weiterentwicklung der bestehenden
Ombudsstelle
In die Überlegungen zu dem Modell der Weiterentwicklung
der bestehenden Ombudsstelle (im Bezirk HH-Mitte), im Sin-
ne einer Ausweitung der bisherigen Strukturen auf alle Ham-

burger Bezirke, flossen neben den empirischen Be-
funden besonders die Empfehlungen der

wissenschaftlichen Begleitung
(Lutz/Richter 2018) mit ein. Die-

ses Modell kann ressourcen-
sparend auf den bestehenden

Strukturen der Ombuds-
stelle in HH-Mitte auf-
bauen und wäre dabei in
zwei Formen denkbar:
Einer zentralen Stelle
für ganz Hamburg oder
einer Mischform mit
Dependancen in den ein-

zelnen Bezirken mit einer
zentralen Organisations-

stelle. Die Finanzierung ei-
ner, in diesem Modell wohl un-

umgänglichen, Hauptamtlichkeit
durch bspw. die BASFI oder eine an-

dere (außerbezirkliche) Stelle könnte die
Bezirke entlasten und Ombudschaft zu einem attrak-

tiven „Projekt“ machen. Eine Schwachstelle könnte die An-
bindung an bzw. Rückkopplung über die Jugendhilfeaus-
schüsse sein, da ein Gelingen der Rückkopplung in diesem
Fall immer an das „Wohlwollen“ der dort tätigen Beteiligten
gebunden ist. Die Gründung von sieben einzelnen Stellen,
welche an die Bezirke angebunden sind, wäre denkbar,
jedoch auch mit einem hohen organisatorischen Aufwand
und Komplikationen bei den Zuständigkeiten verbunden.

Das Modell einer Ausgründung
Mit einer Ausgründung ist die Gründung einer eigenen Struk-
tur aus dem bestehenden Modell heraus oder die Anbindung
an einen freien Träger der Jugendhilfe bzw. einen Trägerver-
bund gemeint. Zwar birgt die Anbindung an einen freien Trä-
ger, welcher im Bereich der Hilfen zur Erziehung tätig wäre,
ähnliche Zweifel und Kritik in sich wie es bei der Anbindung
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Eine von der Behörde finanzierte
Ombudsstelle wird kaum
die Möglichkeit haben, ...

... die Nutzer*innen bei ihrer Klage gegen
eine andere Behörde zu unterstützen.
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an behördliche Strukturen der Fall ist. Diese könnten jedoch
bei der Anbindung an einen Träger ohne eigene Einrichtun-
gen in Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe oder einen
,Trägerverbund‘ (bspw. die LIGA) wirkungsvoll entkräftet
werden. Ein entscheidender Faktor zur gelingenden Auswei-
tung dieses Modells ist die Gewährleistung einer andauern-
den und zuverlässigen Finanzierung. Diese wäre durch Spen-
den und Projektfinanzierungen (bspw. die Stiftung ,Aktion
Mensch‘) aber auch durch eine finanzielle Unterstützung
der/des Träger/s durch die Stadt Hamburg denkbar. Hinsicht-
lich der Rückkopplung hat die Anbindung an den Jugend-
hilfeausschluss (JHA) oder einen Träger(-Verbund) Vor- und
Nachteile. Eine funktionierende Anbindung (maßgebend sind
der Wille und das Engagement) an einen Träger-
verbund oder den JHA ermöglicht das ge-
zielte Einwirken auf strukturelle Pro-
bleme in die Trägerlandschaft
und auf die mit ihr vernetzten
Gremien und Organe der
Kinder- und Jugendhilfe.
Eine Rückkopplung in
die ,strukturformenden‘
Organe (z.B. die Bür-
gerschaft, aber auch das
Jugendamt) wäre bei ei-
ner Anbindung an den
JHA strukturell begüns-
tigt bzw. direkter mög-
lich. Dieses Modell ver-
spricht die beste Gewährlei-
stung struktureller Unabhängig-
keit. Damit folgen diese Empfeh-
lungen zu Teilen auch den Empfehlun-
gen der wissenschaftlichen Begleitung
(Lutz/ Richter 2018: 26 ff.) und unterstreichen die
Wichtigkeit der „Rückkopplung von fallübergreifenden
Konflikten in das Jugendhilfesystem“ (Lutz/Richter 2018:
39 f.).

Modellübergreifende Empfehlungen

Die drei knapp skizzierten Modelle sind in ihrer Darstellung
sehr auf die strukturellen Bedingungen fixiert. Die praktische
ombudschaftliche Arbeit ist zweifelsohne in allen dreien
möglich und wird andernorts bereits erfolgreich praktiziert.
Beim abschließenden Vergleich der verschiedenen Modelle
untereinander und auch im Hinblick auf die Arbeit der bereits
deutschlandweit praktizierenden Ombudsstellen sowie deren
Erfahrungswerte, werden einige Spannungsfelder deutlich,
die modellübergreifend Einfluss auf die Weiterentwicklung
nehmen.

An erster Stelle muss das Verhältnis von sicheren (finanziel-
len) Strukturen und möglichst großer Unabhängigkeit hervor-
gehoben werden. Die Tätigkeit einer Ombudsstelle und ihr
Agieren mit unterschiedlichsten Interessensgruppen bedarf
einer strukturellen und finanziellen Unabhängigkeit, um In-
teressenskonflikte weitgehend zu vermeiden. Mit einer Fi-

nanzierung durch bzw. eine Anbindung an Bezir-
ke, die BASFI oder auch einem freien Trä-

ger der Kinder- und Jugendhilfe (mit
eigenen Einrichtungen im

HzE-Bereich) könnten jedoch
eben diese Interessenskon-

flikte auftreten. Hier könn-
ten durch träger- oder be-
hördeninterne Anwei-
sungen bspw. in Fällen
der Kindeswohlgefähr-
dung Interessenskon-
flikte mit der Vertrau-
lichkeit in der Beratung

auftreten. Bezüglich die-
ses Spannungsbereichs

zeigten sich deutliche Unter-
schiede in den Antworten der

Interviewpartner*innen. Während
Vertreter*innen aus Behörde und Poli-

tik den Kinderschutz als klare Grenze om-
budschaftlicher Zuständigkeit benannten, zeigte sich

bei Befragten aus Praxis und Wissenschaft ein differenzierte-
res Bild, da sie unter anderem das Prinzip der Vertraulichkeit
als fachlichen Standard benannten und jegliche Weisungsge-
bundenheit ablehnten.

Eine weitere Grenze der ombudschaftlichen Arbeit liegt bei ei-
ner Anbindung an behördliche Strukturen (und ggf. auch bei
der an einen freien Träger) im Ausschluss der Klageunterstüt-
zung für Nutzer*innen. Eine von der Behörde (teil-)finanzierte
Ombudsstelle wird kaum die Möglichkeit haben, die Nut-
zer*innen bei ihrer Klage gegen eine andere Behörde zu unter-
stützen. Eben diese Möglichkeit wird jedoch von einigen Inter-
viewparter*innen, aber auch praktizierenden Ombudsstellen,
als das „scharfe Schwert“ der Ombudschaft bezeichnet, ohne
das eine Ombudsstelle ihre eigene Verhandlungsposition maß-
geblich beschneidet bzw. schmälert. Den Nutzer*innen die
ganze Bandbreite an Unterstützungsmöglichkeiten bieten zu
können, wurde in den Interviews in dieser Hinsicht als Maxime
benannt. Die Position und Handlungsmacht der Nutzer*innen
erfährt dadurch eine spürbare Stärkung. Dies wurde von den
Interviewpartner*innen aus der Praxis bestätigt und deckt sich
mit den Erfahrungen anderer Ombudsstellen wie dem BBO
(vgl. Smessaert/Fritschle 2015: 362).
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Ohne die Möglichkeit eines Klageverfahrens
beschneidet eine Ombudsstelle ihre eigene

Verhandlungsposition maßgeblich.

Die Erfahrung vieler Ombudsstellen ist,
dass sich eine Mischung aus Haupt-

und Ehrenamtlichen in der Praxis
am besten bewährt.
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Modellübergreifend muss auch betont werden, dass die Ar-
beit mit einem rein ehrenamtlichen Modell von den meisten
Praktiker*innen als schwierig bewertet wird. Die fachliche
Komplexität, der Umfang der Arbeit in Beratung sowie die
Strukturarbeit bedürfen ausreichende Zeit- und Geldressour-
cen, die durch rein ehrenamtlich Tätige nur schwer abzude-
cken sind. Die Erfahrung vieler Ombudsstellen, die sich auch
in den Interviews widerspiegelte, ist, dass sich eine Mischung
aus Haupt- und Ehrenamtlichen in der Praxis am besten be-
währt.

Die kontinuierliche Arbeit an Struktur, fachli-
chen Standards, Netzwerkarbeit, der Si-
cherung finanzieller Mittel und der
Betreuung/Weiterbildung/Bera-
tung der Ehrenamtlichen fällt
dabei oft in den Tätigkeits-
bereich der Hauptamtli-
chen. In der Beratung
werden, in der Regel
unter Maßgabe des
Vier-Augen-Prinzips,
welches fast durchge-
hend als fachlicher Min-
deststandard benannt
wurde, die Ehrenamtli-
chen tätig. Diese Mischform
in der Aufgabenteilung, mit
individuellen Unterschieden, hat
sich in der Praxis bewährt. Dies soll-
te unserer Meinung nach bei den weite-
ren Entwicklungen der Hamburger Ombuds-
stelle, gerade im Hinblick auf eine mögliche Änderung des
Hamburger Ausführungsgesetzes zum SGB VIII, bedacht
werden.

Durch die Interviews mit den Ombudspersonen verschie-
denster Initiativen und die Auseinandersetzung mit Konzep-
ten/Tätigkeitsberichten wird die Heterogenität in Haltun-

gen/Fachfragen und Herangehensweisen deutlich. Außerdem
zieht sich der Konflikt zwischen Fachlichkeit auf der einen
und Pragmatik auf der anderen Seite durch nahezu alle Berei-
che, Modelle und Empfehlungen unserer Master-Thesis. In
ihrer Gesamtheit betrachtet, sprechen die Befunde aber für
eine Orientierung am zweiten und dritten Modell. Diese ver-
sprechen einen größtmöglichen Handlungsspielraum, um mit
Fragen der Unabhängigkeit (im finanziellen, aber auch struk-
turellen Sinn) möglichst kreativ umzugehen. Letztlich legt die
Auswertung der empirischen Befunde nahe, dass es diese

Kreativität ist, die zum Gelingen der Ausweitung, aber
auch der Arbeit selbst beiträgt. Langfristig gilt

es zu überprüfen, ob diese nicht auch
Teil des Anforderungsprofils von

Ombudspersonen oder sogar
fester Bestandteil eines om-

budschaftlichen Rollenver-
ständnisses sein sollte.

Das Modell einer*eines
Bürgerbeauftragte*n in
der Funktion einer Om-
budsperson konnten wir
(für die Freie und Han-

sestadt Hamburg), nicht
zuletzt der fehlenden

Rechtsgrundlage wegen,
nicht empfehlen. Obwohl die-

ses Modell über eine finanzielle
und auch strukturelle Unabhängig-

keit verfügt, ist in diesem Modell das Ge-
lingen der Ausweitung nicht zuletzt an einen

politischen Willen gebunden, auf den Ombudschaft nicht
warten kann. Wir hoffen mit unserer Master-Thesis und die-
sem Beitrag einige Anregungen und Denkanstöße für den
Prozess einer Verstetigung von Ombudschaft in Hamburg ge-
ben zu können. Dass eine solche Stelle in der Kinder- und
Jugendhilfe unabdingbar ist, steht für uns außer Frage.
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Anmerkung:

1) Der Titel der Masterarbeit lautet: „Mögliche Modelle für eine
Ausweitung von Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe in
Hamburg. Eine empirische Untersuchung“. Sollte Interesse be-
stehen, die ganze Arbeit zu lesen, können Sie sich für eine digita-
le Version gerne an uns wenden (hanneswolfwolf@gmail.com).
In der Bibliothek der Ev. Hochschule für Soziale Arbeit und
Diakonie Hamburg steht zudem ein Print-Exemplar.
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Antje Bruns
ist Sozialpädagogin in den ambulanten Hilfen zur Erziehung. Während
Ihres Masterstudiums war sie Teil der wissenschaftlichen Begleitforschung
zur Ombudsstelle im Bezirk Hamburg-Mitte.

Hannes Wolf
ist Sozialpädagoge und wissenschaftlicher Mitarbeiter an

einer Fernhochschule. Er war ebenfalls Teil der wissenschaftlichen
Begleitforschung und verfasste im Anschluss zusammen mit Antje Bruns

eine Master-Thesis, deren Ergebnisse die Grundlage dieses Beitrags bilden.

Offene Kinder- und Jugendarbeit
zwischen Erziehung und Bildung
Eine Diskussion zur Reform der Globalrichtlinie Hamburg

von Moritz Schwerthelm und Benedikt Sturzenhecker

Der Entwurf einer neuen Globalrichtlinie zur Kinder- und Ju-
gendarbeit in Hamburg ist in Arbeit. Dies nehmen wir zum
Anlass, die alte Globalrichtlinie kritisch zu diskutieren und
Folgerungen zur Weiterentwicklung der neuen Globalrichtli-
nie anzustellen. Ein Perspektiventag für Fachamtsleitungen
und KJLer*innen in Hamburg zur Qualität der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit veranlasste uns zu diesem Artikel. Auf
die Diskussionen dieses Tages greifen wir hier zurück.

Insgesamt zeichnet sich ab, dass die „alte“ Globalrichtlinie
hinter den Ansprüchen des Bundesgesetzes in § 11 SGB VIII
zurückfällt. Dies hängt vor allem mit der unklaren Vermi-
schung der Aufgaben von OKJA und Jugendsozialarbeit zu-

sammen, die auch durch § 28 des Hamburgischen Gesetzes
zur Ausführung des SGB VIII entsteht. Die Aufgabenzuwei-
sungen in § 11 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes sind his-
torisch aus dem fachlichen Diskurs der Kinder- und Jugend-
arbeit erwachsen, der seit den 1960er Jahren geführt wird. Die
emanzipatorischen, subjekt- und demokratieorientierten An-
sprüche sind klar erkennbar und werden im einschlägigen
Fachdiskurs heute in anerkannten Handlungskonzepten wie
Subjektbildung (Scherr 1997), Demokratiebildung (Sturzen-
hecker 2010) und Sozialraumorientierung (Deinet 2005) auf-
genommen. Die konzeptionelle Grundorientierung des § 11
lässt sich wie folgt darstellen (Schwerthelm & Sturzenhecker
2016):

Wirkungsziele Handlungsziele Konzeptionelle Grundorientierung

Selbstbestimmung der Kinder und
Jugendlichen

Angebote zur Verfügung stellen, die an
den Interessen der Kinder und Jugend-

lichen anknüpfen
Subjektorientierung und Selbstbildung

Gesellschaftliche Mitverantwortung
und soziales Engagement der Kinder

und Jugendlichen

Mitbestimmung und Mitgestaltung
ermöglichen

Partizipation und Demokratiebildung
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Als Arbeitsprinzip gilt nach § 11 SGB VIII, dass Jugendarbeit
„an den Interessen junger Menschen anknüpfen und von ih-
nen mitbestimmt und mitgestaltet werden“ soll. Damit wird
OKJA als „Selbstbildung“ (Bundesjugendkuratorium 2002)
konzipiert, sie unterstützt die selbsttätige und selbstbestimmte
Aneignung von Welt und eigener Persönlichkeit – so eine
Kurzformel für den Bildungsbegriff. Selbstbestimmung und
Selbstbildung geschehen aber auch immer in sozialen bzw.
gesellschaftlichen Zusammenhängen: Selbstbestimmung
wird so auch zur Mitbestimmung; anders gesagt: Subjektbil-
dung und Demokratiebildung sollen den Nutzenden in der
OKJA integriert eröffnet werden.

Erziehungsaufgaben in Globalrichtlinie
und Praxis

In der Praxis, wie in der Auslegung der Globalrichtlinie, wer-
den der OKJA jedoch immer wieder – im weitesten Sinne –
Erziehungsaufgaben zugewiesen, für die streng genommen
andere Felder der Kinder- und Jugendhilfe bzw. Schule zu-
ständig sind. Dies scheint auch der Vermischung von § 11
und § 13 des SGB VIII in § 28 des Hamburger Ausführungs-
gesetzes sowie der Globalrichtlinie geschuldet zu sein, wo
OKJA und Jugendsozialarbeit gemeinsame Aufgaben zuge-
wiesen werden.

Betrachtet man die Aspekte von Erziehung in den Hamburger
Richtlinien und in der Praxis der Fachkräfte der OKJA, sind
folgende Inhalte zu erkennen: Erziehung wird hier generell
verstanden als Vermittlung von Qualifikationen und normati-
ven Orientierungen, die junge Menschen benötigen, um gelin-
gend in ihrer Gesellschaft leben zu können. Erziehung hat da-
mit Aspekte der Normierung und Anpassung (wie dies auch er-
ziehungswissenschaftlich immer wieder konstatiert wird), zielt
aber – wie § 1 SGB VIII verdeutlicht – immer auf eine Ent-
wicklung der Verbindung von Eigenverantwortlichkeit und
Gemeinschaftsfähigkeit der Person. Es geht also immer um ein
Verhältnis zwischen Individualität und Freiheit der Person ei-
nerseits und Gesellschaft und Anpassung an ihre sozialen, poli-
tischen und ökonomischen Verhältnisse andererseits.

Als Voraussetzung von Erziehung kann die Gewährleistung
von Fürsorge gesehen werden. Vulnerable menschliche He-
ranwachsende sind auf Fürsorge von Erwachsenen angewie-
sen: Die grundsätzlichen Parameter des (physischen und psy-
chischen) Überlebens müssen für sie besorgt werden (Essen,
Kleidung, Wärme, Schutz, usw.) und das geht auch nicht
ohne basal positive und verlässliche personale Beziehungen
und Bindungen. In diesem Sinne müssen zur Gewährleistung
von Erziehung immer auch verlässliche und anerkennende
Interaktionsbeziehungen gesichert werden, die eine grund-
sätzliche Person-Werdung des Einzelnen ermöglichen im
Sinne der Entwicklung eines grundsätzlichen Selbst und
Selbstvertrauens.

Da gesellschaftliches Aufwachsen heute mit zahlreichen Risi-
ken und Problemstellungen verbunden ist, zielt Erziehung
auch auf Lebensbewältigung im Sinne eines alltäglichen Zu-
rechtkommens der Kinder und Jugendlichen mit den Proble-
men des Aufwachsen (Böhnisch 1993, S.11). Das verstehen
manche Fachkräfte auch als die Förderung von Resilienz im
Sinne der Fähigkeit von Individuen, Lebenskrisen psychisch
zu bewältigen. Die Aufgabe der Ausbildung übernimmt im
Wesentlichen Schule, als Vermittlung von Qualifikationen
für die persönliche Integration in der spätkapitalistischen Ar-
beitsgesellschaft und Ökonomie. Schule nimmt auch die
Funktionen von Selektion und Allokation war, also der Zu-
weisung von Zugangsberechtigungen durch Noten und damit
der gesellschaftlichen Platzierung.

Weitere Aufgaben von Erziehung sind der Jugendsozialarbeit
zugewiesen; sie zielt (nach § 13 SGB VIII) auf den „Aus-
gleich sozialer Benachteiligungen oder Beeinträchtigungen
junger Menschen, um ihre schulische und berufliche Ausbil-
dung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Inte-
gration zu fördern“. Erzieherische Hilfen (§ 27 SGB VIII) tre-
ten ein, „wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendli-
chen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die
Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist“.

Der Aspekt von Erziehung als Anpassung und Normierung bei
gleichzeitiger Unterstellung des Risikos von abweichendem
Handeln von Kindern und Jugendlichen kann zu Konzepten
der Kontrolle der Lebensführung von Kindern und Jugendli-
chen ausarten. In diesem Sinne kann auch Prävention verstan-
den werden, deren Konzepte bereits vor konkretem abwei-
chendem Handeln solche Risiken individueller Lebensführung
in der Zukunft definieren und diesen vorbeugen wollen.

Einerseits sind solche Erziehungsorientierungen Aufgabe an-
derer Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe und schu-
lischen Ausbildung, andererseits kann die OKJA solche Be-
darfe ihrer Adressat*innen nicht ignorieren, wenn sie denn in

Die alte Globalrichtlinie fällt hinter die
Ansprüche des Bundesgesetzes in § 11 SGB

VIII zurück.
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den einzelnen Einrichtungen erkennbar werden. Denn in der
Praxis der OKJA zeigen sich häufig Bedarfe solcher Erzie-
hung: Kindern und Jugendlichen mangelt es an Fürsorge, an
anerkennenden und verlässlichen Beziehungen, an normati-
ven Orientierungen gesellschaftlichen Handelns, an Qualifi-
kationen, an Ressourcen und Fähigkeiten der Lebensbewälti-
gung, an Unterstützung angesichts von Benachteiligung und
mangelnder Integration in Arbeit und Ökonomie, an Schutz
des Kindeswohls. Diese können im Alltag der OKJA auch
durchaus aufgegriffen werden und im Sinne des Bildungsauf-
trags gewendet werden, wie Benedikt Sturzenhecker (2020,
i.E.) zeigt: Auch das Bildungskonzept von OKJA geht davon
aus, dass Bildungsprozesse Voraussetzungen haben (z.B.:
Scherr: 2002, S. 95 f.). Man kann sich nicht bilden, wenn man
Hunger hat oder die Bewältigung von Lebenskrisen einen
völlig okkupiert. OKJA kann eine Erziehungsaufgabe haben,
wenn ihre Besucher*innen solche Themen und Bedarfe zei-
gen bzw. einfordern. Wollen Kinder und Jugendliche in den
Einrichtungen ihren Hunger stillen, wollen sie Hilfe bei den
Hausaufgaben, suchen sie Berufsorientierung, berichten sie
selbstkritisch von abweichendem Handeln usw., wird OKJA
dies nicht ignorieren. Sie antwortet darauf allerdings nicht mit
Hilfen, Präventionsmaßnahmen, Kontrolle und Sanktionen,
die letztendlich die Adressat*innen zu Objekten sozialarbei-
terischen Zugriffs machen.

Stattdessen versucht sie die Themenstellungen mit den Betrof-
fenen dialogisch zu reflektieren und deren selbsttätige Aneig-
nung zu fördern. Übersetzt auf das Beispiel des Essens: Haben
die Kinder und Jugendlichen Hunger, geht es darum sie zu un-
terstützen, selbst zu kochen, Einkaufsbudgets zu verwalten,
mach- und bezahlbare Gerichte auszuwählen, selbst einzukau-
fen, Regeln der Teilung des Essens im Jugendhaus zu bestim-
men, aufzuräumen usw. Aus Selbstbildungsperspektive ginge
es dabei darum, die im Rahmen des Kochens und Essens auf-
tauchenden weiteren Themen (zum Beispiel CO2-Abdruck von
Nahrungsmitteln, Fragen des veganen Essens, individuelle Er-

weiterung von Fähigkeiten des Kochens, Gerechtigkeit, Fragen
der Verteilung usw.) zu entdecken und deren eigenständige
Aneignung zu assistieren. Es geht darum, nicht bei der Bewäl-
tigung und Hilfe stehen zu bleiben, sondern selbsttätiges Han-
deln, kritische (Selbst-)Reflexion und Erschließung neuer
Handlungsfreiräume zu stärken. Das Aufgreifen von Erzie-
hungsbedarfen in der OKJA kann also nötig werden und kann
unter den Prämissen der Assistenz von Selbstbildung gesche-
hen. Daraus folgt aber, besonders die Selbstbildungsthemen
der Kinder und Jugendlichen zu suchen und dialogisch mit ih-
nen aufzugreifen, statt vorrangig ihre Erziehungs- und Hilfebe-
darfe und damit ihre Defizite zu fokussieren.

In der Diskussion des oben erwähnten Perspektivtags zeigte
sich, dass sowohl in der Deutung der Bedarfe von Kindern
und Jugendlichen als auch in deren Umsetzung immer wieder
die Übernahme von erzieherischen Aufgaben dominant wird
und damit die eigentliche Aufgabe der OKJA in der Förde-
rung von Subjektbildung und Demokratiebildung hinten an-
gestellt wird. Andererseits zeigte sich in der Diskussion auch
eine ‚Radikalisierung‘ des jugendarbeiterischen Selbstbil-
dungskonzepts als Perspektive der Förderung und Ermögli-
chung jugendlicher Selbstorganisation. Diese ist im § 12 SGB
VIII als Spezifikum der Jugendverbandsarbeit ausgewiesen,
kann jedoch als Zielperspektive der gesamten Kinder- und Ju-
gendarbeit verstanden werden. Wenn Selbst- und demokrati-
sche Mitbestimmung in der Kinder- und Jugendarbeit ernst
genommen werden, müsste das letztendlich in eine Förderung
weitgehender Selbstorganisation der Kinder und Jugendli-
chen übergehen.

In der weiteren Diskussion des Perspektivtages ging es dar-
um, wo und wie sich OKJA in Hamburg in diesem polaren
Spektrum zwischen Kontrolle/Prävention und Erziehung ei-
nerseits, und Subjektbildung und Demokratiebildung und
schließlich Selbstorganisation andererseits schwerpunktmä-
ßig verorten soll. Denn in der Praxis geschieht es nun häufi-
ger, dass Fachkräfte und Einrichtungen ihren Schwerpunkt
ganz auf Erziehungsaufgaben verlegen. Damit vernachlässi-
gen sie die ureigene Bildungsaufgabe der Kinder- und Ju-
gendarbeit und übernehmen Ziele und Handlungslogiken an-
derer pädagogischer Felder. Moritz Schwerthelm (2020, i.E.)
hat ein Modell entworfen, das diese unterschiedlichen Funk-
tionen von OKJA veranschaulicht und geht davon aus, dass
die OKJA durch ihre Offenheit integrationsfähiger bzw. -an-
fälliger ist als andere Arbeitsfelder der Kinder- und Jugend-
hilfe. Darum entwickelt sie sich zu einer „hybriden Organisa-
tion“, die unterschiedlichste Funktionen (auch anderer Ar-
beitsfelder) in sich aufnimmt und Fachkräften abverlangt,
diese – sich teilweise widersprechenden – Funktionen und
Aufgaben im Alltag zu erfüllen und miteinander in Einklang
zu bringen.

Auch das Bildungskonzept der OKJA geht
davon aus, dass Bildungsprozesse

Voraussetzungen haben.

Subjektbildung und Demokratiebildung sollen
in der OKJA integriert eröffnet werden.
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Da die arbeitsfeldfremden Funktionen, wie Kontrolle, Hilfe,
Erziehung und Ausbildung erstens derzeit gesellschaftlich
anerkannter sind und zweitens ihre Wirkung (wie bspw. in
Einzelfallhilfen) vermeintlich besser gemessen und nachge-
wiesen werden könne, besteht ein hohes Risiko, dass OKJA
in dieser Hybridität ihre eigenen Funktionen und Bildungs-
aufgaben aus dem Blick verliert. In Hamburg scheint sich die-
se Gefahr durch die Sozialräumlichen Hilfen und das entspre-
chende Finanzierungsmodell zu verstärken. Mit diesem Fi-
nanzierungsmodell ist OKJA zumindest implizit aufgefor-
dert, sozialräumliche Hilfen zu erbringen, wenigstens diesen
zuzuarbeiten. Davon hängen dann auch Teile ihrer Finanzie-
rung ab. Dies führt zu einem Dilemma, in dem OKJA die
Wahl hat, arbeitsfeldfremde Aufgaben der Hilfen zu Erzie-
hung und Jugendsozialarbeit zu übernehmen und dabei ihre
Kernaufgaben aus dem Blick zu verlieren und dabei die eige-
ne fachliche Identität aufzugeben, oder sich dem Modell der
Sozialräumlichen Hilfen zu verweigern und den eigenen Auf-
trag zu verteidigen; was jedoch im aktuellen Finanzierungs-
modell mit der Gefahr verbunden ist, Finanzierungsgrundla-
gen zu verlieren und sich aufgrund dessen ebenfalls aufzulö-
sen (zur bundesweiten Debatte um Sozialräumliche Hilfen im
SGB VIII Reformprozess: Schwerthelm 2019).

Die Kernaufgaben der Subjekt- und
Demokratiebildung erkennen und realisieren

Entgegen dieser Entwicklungen wäre zu sichern, dass Offe-
ne Kinder- und Jugendarbeit im Spektrum der Handlungs-
felder der Kinder- und Jugendhilfe ihre spezifische konzep-
tionelle Aufgabenstellung der Ermöglichung von Subjekt-
und Demokratiebildung erkennen und realisieren kann. Mit
ihrem spezifischen Aufgabenkern reagiert Jugendarbeit auf
die moderne Erkenntnis, dass komplexe und pluralistische
demokratische Gesellschaften auf Subjekte bzw. Bürger*in-
nen angewiesen sind, die ihre eigensinnige Selbstbestim-
mung in gesellschaftliche Mitentscheidungs- und Mitver-
antwortungsprozess einbringen. Eine reine erzieherische
Qualifizierung, ökonomische Einpassung und normative
Anpassung kann diesen Status als Subjekt und Bürger*in

nicht alleine herstellen. Es bedarf dazu hingegen reflexiver
Erfahrungsfelder und Selbstbildungsprozessen, in denen
Kinder und Jugendliche ihre Bildungsthemen und -weisen
selbst bestimmen und diese in demokratischer Aushandlung
mit anderen Betroffenen in Einrichtungen und Kommune
realisieren. Selbstbestimmung kann man sich nur aneignen,
wenn es auch Freiräume der Selbst- statt Fremdbestimmung
gibt; demokratische Mitentscheidung kann man sich nur an-
eignen, wenn es das Recht und die Möglichkeit gibt, ge-

meinsam über Interessen und Problemstellungen zu ent-
scheiden. Jugendarbeit soll diese Freiräume zur Verfügung
stellen. Diese Aufgabe weist ihr auch der 15. Kinder und Ju-
gendbericht der Bundesregierung (2017) zu und diskutiert
die Problemstellung der Jugendarbeit ähnlich wie die Debat-
te an unserem Fortbildungstag: „Im Vergleich zu Familie,
Schule und Ausbildung erweist sich die Kinder- und Ju-
gendarbeit möglicherweise als das am wenigsten vorab fest-
gelegte, pädagogisch gerahmte und öffentlich verantwortete
Feld im institutionellen Gefüge des Aufwachsens. Allein
das macht die Kinder- und Jugendarbeit aber nicht per se zu
einem Freiraum. Dieser muss immer wieder mühsam erar-

OKJA entwickelt sich zu einer „hybriden
Organisation“, die unterschiedlichste

Aufgaben in sich aufnimmt.

Foto: H. Seeger Licht und Schatten
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beitet, gelegentlich sogar erkämpft werden und ist auch für
die Kinder- und Jugendarbeit in ihrer Formats- und Ange-
botsvielfalt immer wieder gefährdet, bleibt also eine bestän-
dige Herausforderung. Nicht selten gerät das Ringen um sol-
che Freiräume in Kollision mit anderen Vorstellungen über
das, was die Kinder- und Jugendarbeit jeweils leisten soll –
auch, weil mitunter die Vorstellungen darüber, was die Frei-
räume jeweils ausmacht, zwischen Trägern, Fachkräften
und jungen Menschen differieren und nicht immer in De-
ckung gebracht werden können.“ (BMBF 2017, S. 67).

Der 15. Kinder- und Jugendbericht (2017, S. 422) sieht die
Bildungsaufgabe von Kinder- und Jugendarbeit darin, „Ju-
gendlichen Handlungs-, Erfahrungs- und Entscheidungsräu-
me zur Verfügung zu stellen, die möglichst weitgehend eige-
ne Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. Der Anspruch dabei
ist, dass diese durch ein hohes Maß an Autonomie, die durch
das Fehlen von Lernanforderungen, die von Erwachsenen ge-
setzt werden, und durch die Distanz gegenüber Einwirkungen
von außen bzw. durch Dritte sowie durch Abwesenheit er-
wachsener Kontrollpersonen gekennzeichnet sind. [...] Die
Diskussionen in den unterschiedlichen Feldern der Kinder-
und Jugendarbeit um Freiräume zeigen die pädagogischen
und politischen Ambivalenzen und Dilemmata, die damit für
die Kinder- und Jugendarbeit verbunden sind. Sie sind aber
auch Zeichen dafür, dass die Ermöglichung von Freiräumen
ein zentrales Ziel ist.“

Um den eigenständigen Bildungsauftrag der OKJA zu si-
chern und weiterzuentwickeln, muss die Perspektive der
Subjekt- und Demokratiebildung ins Zentrum des profes-
sionellen Handelns gestellt werden. Das bedeutet, mit den
Kindern und Jugendlichen ihre Interessen, Bildungsthe-
men und Bildungsweisen zu erkunden, sie dialogisch zu
klären und partizipativ zu realisieren. Das schließt – wie
oben beschrieben – nicht aus, die Erziehungsbedarfe in der

OKJA aufzugreifen, aber das Aufgreifen von Erziehungs-
bedarfen geschieht unter den Vorzeichen des Bildungsauf-
trages. OKJA setzt nicht bei Mängeln und Problemstellun-
gen der Kinder und Jugendlichen an, sondern sieht diese
als Inhalte von Bildungsprozessen und unterstützt die Kin-
der und Jugendlichen mit ihren Themen der Lebensfüh-
rung aktiv selbstbildend umzugehen. OKJA unterstellt ih-
ren Adressat*innen damit keine Defizite und vermeidet
Kontrolle und Hilfe. Auch wenn Kinder und Jugendliche
Probleme haben und machen, stellt OKJA diese nicht in
das Zentrum ihrer Arbeit. Sie sieht stattdessen die Poten-
ziale von Kindern und Jugendlichen, auch angesichts
schwieriger Lebensbedingungen und Benachteiligungen,
aktiv und partizipativ ihre Selbstbestimmung zu maximie-

ren und sich demokratisch in die Gestaltung von Einrich-
tungen, Kommune und Gesellschaft einzubringen. Dazu
hat die Methode der Förderung gesellschaftlichen Engage-
ments von Benachteiligten in der Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit (kurz: GEBe Methode; Sturzenhecker 2015,
Sturzenhecker/Schwerthelm 2015, Sturzenhecker et al
2020, i.E.) differenzierte methodische Vorschläge ge-
macht, die sich in der Praxis der OKJA bewährt haben.

Fokussiert man auf die Bildungsthemen; die die Kinder und
Jugendlichen selbst tatsächlich ernsthaft betreffen und moti-
vieren, entstehen Bildungsprojekte und -prozesse, die nicht
auf Einzelpersonen und deren Entwicklung beschränkt sind,
sondern die Offenen Jugendeinrichtungen als „Gesellschaft
im Kleinen“ (Dewey) verstehen, in denen die Bildungsthe-
men der Kinder und Jugendlichen demokratisch mit anderen
Betroffenen und Beteiligten ausgehandelt und gestaltet wer-
den. Selbstbildung in sozialen und sozialpädagogischen Zu-
sammenhängen wird immer zu Demokratiebildung, weil sie
nicht individualistisch reduziert, sondern immer gemein-
schaftlich bearbeitet werden muss.

Lebensweltliche Bildungsthemen und Interessen der Kinder
und Jugendlichen sind dann auch selten nur auf die einzelne
Einrichtung zu begrenzen. Lebensweltliches Handeln und
inhaltliche Betroffenheiten sind immer sozial und sozial-
räumlich in den Stadtteil bzw. die Kommune hinein verbun-
den. Kaum Themen von Kindern und Jugendlichen berüh-
ren ihr soziales und politisches Umfeld nicht. Deshalb ist im
Sinne des Demokratiebildungsauftrages immer auch ein
Übergang von Bildung und Partizipation von den Einrich-
tungen in den Stadtteil und in die Kommunalpolitik zu ent-
wickeln.

Wie Forschungsergebnisse und Erfahrungsgeschichten der
OKJA (wie sie auf dem Fachtag ausgetauscht wurden) zei-
gen, hat die OKJA durchaus Stärken im Aufgreifen der In-
teressen von Kindern und Jugendlichen und der Gestaltung
eines förderlichen und wohlwollenden pädagogischen All-
tags in den Einrichtungen. Kinder und Jugendliche werden
als Subjekte gestärkt und dabei unterstützt, ihre Interessen in
der Jugendarbeit zu realisieren. Das geschieht allerdings zu
wenig in einer auch demokratisch verfassten Art und Weise.
Die Besucher*innen nehmen sich dann eher als Mitglieder

OKJA setzt nicht bei Mängeln und
Problemstellungen der Kinder und

Jugendlichen an.

Foto: H. Seeger Licht und Schatten
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einer wohlwollenden familiären Gemeinschaft unter Lei-
tung der Fachkräfte wahr, denn als demokratische Mitbe-
stimmende. Die Demokratiebildung in der OKJA ist also
deutlich auszuweiten (Sturzenhecker 2010, Neumann et al.
2020).

Folgerungen für die Weiterentwicklung
der Globalrichtlinie

Der neue Entwurf der Globalrichtlinie muss kritisch reflektie-
ren, inwieweit die defizitorientierte Erziehungsperspektive
den Bildungsauftrag der Kinder- und Jugendarbeit zu stark
deformiert. Deshalb ist eine Vermischung von Offener Kin-
der- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit abzulehnen und
OKJA ist als eigenständiges Handlungsfeld im Rahmen der
Globalrichtlinie zu konzipieren. Zwar ist uns bewusst, dass
die Hamburger Jugendsozialarbeit in ihrer historischen Ent-
wicklung ein Selbstverständnis entwickelt hat, dass dem Auf-
trag zur Subjekt- und Demokratiebildung der OKJA recht
nahe steht und durchaus auch auf ähnliche pädagogische Me-
thoden zurückgreift, wie die von uns vorgeschlagenen. Eine
Vermischung dieser zwei Arbeitsfelder in Globalrichtlinie

und Ausführungsgesetz führt jedoch (zumindest bisher) dazu,
dass auch die Aufgabenzuweisungen des Bundesgesetzes in §
13 SGB VIII auf beide Arbeitsfelder bezogen werden, worun-
ter der Subjekt- und Demokratiebildungsauftrag der OKJA
leidet und die beschriebenen Phänomene in der Praxis
bewirkt.

Das bedeutet also auch, erzieherische Aspekte sowie Tenden-
zen zu Kontrolle und Prävention in der Globalrichtlinie kri-
tisch zu reflektieren und zu verändern sowie den besonderen
und eigenständigen Beitrag der OKJA zur Subjekt- und De-
mokratiebildung im Sozialraum gesondert hervorzuheben
und von erzieherischen Hilfen und Jugendsozialarbeit abzu-
grenzen. Das bedeutet nicht eine Ablehnung von Kooperation
zwischen den Handlungsfeldern. Kooperation kann aber nur
stattfinden, wenn die fachlichen Aufgaben und Identitäten der
einzelnen Bereiche klar definiert sind.

In Bezug auf die Umsetzung des Auftrags der OKJA als
Subjekt- und Demokratiebildung wären Verfahren zu ent-
wickeln, mit denen die Einrichtungen nachweisen, dass sie
diese Orientierungen umsetzen. Obwohl manche Kennzah-
len für die OKJA angemessen sein können (Teilnehmen-
denzahlen, Personal- und Raumbedarf usw.), können doch
Bildungsprozesse nicht auf diese Weise nachgewiesen
werden. Solche Prozesse müssen mit offenem Ausgang ge-
staltet werden können. Aber die Einrichtungen der OKJA

könnten über exemplarische Berichte von Bildungs- und
Partizipationsprozessen nachweisen, dass und wie sie Sub-
jekt- und Demokratiebildung umsetzen. Das könnte ge-
schehen über einzelne konkrete Erfahrungsgeschichten.
Offene Kinder- und Jugendeinrichtungen könnten sich ver-
pflichten, zu zwei exemplarischen gemeinschaftlichen Bil-
dungsprojekten pro Jahr zu berichten, wie dabei die Inter-
essen der Kinder und Jugendlichen im Mittelpunkt stan-
den, gemeinsam dialogisch herausgearbeitet, in partizipati-
vem Projekthandeln umgesetzt wurden und welche realen
Auswirkungen diese Prozesse hatten. Ebenso könnten zwei
erfolgreiche Praxisberichte zeigen, wie Kinder und Ju-
gendliche demokratisch an der Gestaltung des Zusammen-
lebens in der Einrichtung beteiligt wurden. Diese insge-
samt vier Berichte der Umsetzung von Subjektbildung und
Demokratiebildung in den Einrichtungen könnten als
‚Kennzahl‘ in den Globalrichtlinien angeboten werden.
Möglich wäre darüber hinaus eine tabellarische Dokumen-
tation der Partizipationsprozesse in Einrichtungen, Sozial-
räumen und Bezirken, in der beteiligte Fachkräfte Art und
Weise des Prozesses und Themen und Anliegen der jungen
Menschen dokumentieren und damit gegenüber Jugend-
hilfeausschüssen und anderen Instanzen Bericht erstatten.

OKJA unterstützt Kinder und Jugendliche
mit ihren Themen aktiv

selbstbildend umzugehen.

Eine Vermischung von Kinder- und
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit

ist abzulehnen.
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„Wir packen unsere Koffer“
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei

sozialräumlichen Veränderungsprozessen

von Kathi Zeiger

Der Bauspielplatz zieht um, er weicht
einer lang geplanten Neuplanung des
südlichen Grünzuges in Altona-Alt-
stadt Süd. Die Einrichtung, mit einem
großen Außengelände inmitten alter
Kastanien und üppigem Buschwerk,
wechselt ihren Standort auf das Park-
gelände neben dem jüdischen Fried-
hof. Dieser Umzug ist das Ergebnis ei-
nes langen Prozesses, begleitet von
unterschiedlichen Interessen und ver-
schiedenen Akteur*innen, darunter
auch des Trägers GWA St. Pauli e.V.
und nicht zuletzt jenen jungen Men-
schen, die die Einrichtung täglich nut-
zen. Und genau diese jungen Men-
schen, wollen wir als Fachkräfte vor
Ort frühzeitig und in allen Belangen
beteiligen. Was wir konkret darunter
verstehen? Dazu im Folgenden mehr.

Zielgruppenadäquate Beteiligung
einfordern

Im Jahr 2017 entspann sich ein neues
und konkretisiertes Planungsvorhaben
für den südlichen Grünzug. Der Bau-
spielplatz Hexenberg als Teil dieses
Überplanungsgebietes war somit direkt
von einer infrastrukturellen und sozial-
räumlichen Veränderung betroffen.
Dies bedeutete für den Bauspielplatz ei-
nen Standortwechsel. Die beteiligten
Fachämter diskutierten über mögliche
Standorte, die dann jeweils dem Jugend-
hilfeausschuss und dem Träger vorge-
stellt wurden. Vom Träger entwickelte
Qualitätsmerkmale sollten für die Ein-
haltung infrastruktureller, baulicher
Standards sorgen, damit eine gute Er-
reichbarkeit und qualitativ hochwertige
Angebotsstruktur gewährleistet bleibt.
Diese verschriftlichten Qualitätsmerk-
male wurden dem Jugendhilfeausschuss
vorgelegt und als unterstützende Vorla-
ge für die Entscheidungsfindung eines
Standortes benutzt.

Um den Wusch der Familien und An-
wohner*innen im Quartier nach Infor-
mation und Austausch im Zusammen-
hang der sozialräumlichen Veränderun-
gen nachzukommen, wurde eine Stadt-
teilversammlung organisiert. Unter dem
Titel: „Eine Stadt wird verplant – kein
Platz mehr für Jugendliche und Kin-
der!“ hat die GWA St. Pauli e.V. im
Jahr 2018 die vom Fachamt für Sozial-
raummanagement Altona vorgeschlage-
nen Standorte in der Stadtteilversamm-
lung vorgestellt. Diese wurden kontro-
vers diskutiert, vor allem im Kontext
von Verkehrssicherheit und Erreichbar-
keit. Diese Informationsveranstaltung
diente vor allem dem Zweck, geeignete
Formen der Beteiligung für die Familien
im Quartier zu ermöglichen.

Ein Beteiligungsprojekt startet

Nachdem sich 2019 der Standort im
Parkgelände neben dem jüdischen
Friedhof als wahrscheinlicher neuer Ort
für den Baui Hexenberg herauskristalli-
sierte, nahmen wir das zum Anlass ein
mehrtägiges Beteiligungsprojekt mit

den Nutzer*innen des Bauis durchzu-
führen. Im Rahmen der Herbstferien
2019 haben wir unter dem Titel: „Wir
packen unsere Koffer“ an fünf Tagen
eine imaginäre Reise angetreten. Für das
Projekt konnten wir zwei erfahrene
Frauen engagieren, die ihrerseits über
große Erfahrungen im Bereich der Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen
im öffentlichen Raum verfügen. Das
Projekt zielte auf prall gefüllte Koffer
mit Wünschen, Ideen und Vorschlägen
für den neuen Standort.

Tag eins: „Meine Orte und Ecken“

Damit sich Ideen und Wünsche einpa-
cken lassen, war das Durchstreifen des
vertrauten Ortes ein erster Schritt. Ge-
sammelt wurden Plätze und Ecken auf
dem Baui, die den Kindern wichtig sind
und unbedingt in den Koffer gehörten,
wie die Schaukeln, die Hütten, die
Werkstatt. Aber auch was gerne hier
bleiben kann, zum Beispiel schmutzige
Toiletten und kaputte Materialien. Da-
neben häuften sich neu hinzugekomme-
ne Ausstattungswünsche und Ideen in
den Koffern, wie eine Trichterrutsche,
eine Nutzgartenanlage und ein Raum
zur Klärung von Konflikten.

Tag zwei: „Von der Idee zur Form “

Mit verschiedensten Materialen ausge-
rüstet ging es nun darum Modelle von
den Wünschen/Ideen, Räumen, Orten
und Ecken, die wichtig sind und mitge-
nommen werden sollen, zu entwerfen.
(siehe Abbildungen in diesem Text)

Tag drei: „Wohin ziehen wir eigentlich?“

Nun hatten wir verschriftlichte Wün-
sche und Ideen, dazu Modelle und Bil-
der; jetzt stand ein Abgleich mit dem
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Eine Stadtteilversammlung ermöglichte

geeignete Formen der Beteiligung für

die Familien im Quartier.



neuen Gelände auf dem Plan. Am drit-
ten Tag machten wir uns, ausgestattet
mit Stiften und Notizblöcken, mit Maß-
bändern und Taschenrechner, auf den
Weg, um den zukünftigen Standort zu
vermessen. Gemeinsam erkundeten wir
den Standort, liefen den zukünftigen
möglichen Gebäudeumriss ab und ent-
wickelten Vorstellungen dazu, wie-wo-
was aufgebaut und hingestellt werden
sollte. Ein wuseliges, kreatives Mit- und
Durcheinander, Aus- und Verhandeln
stand in dieser Phase des Projektes im
Fokus.

Tag vier: „ Ein erster Umriss entsteht“

Mittlerweile hatte die Planungsgruppe,
bestehend aus durchschnittlich 20 Kin-
dern, ein gut eingestimmtes Team von
Expert*innen für Landschafts- und Bau-
planung. Im Laufe des Tages reifte ein
großer Umriss auf Packpapier. Es wurde
gezeichnet und aufgeklebt und am Ende
wurde ein Bauspielplatz mit großem
Außengelände sichtbar. Wir waren sehr
beeindruckt über das konkrete Pla-
nungsergebnis.

Tag fünf: „Ausstellung für die Familien“

Nach vier intensiven Planungstagen
stellte sich Frage nach möglichen und ge-
eigneten Formaten, um die Ergebnisse zu
präsentieren. Die beteiligte Kindergrup-
pe entschied sich für eine Ausstellung der
Objekte, mit Verschriftlichungen und
Fotografien, die halfen, den Prozess zu
visualisieren. Am 25. Oktober 2019 fand
schließlich eine Ausstellung der Ergeb-
nisse für die interessierten Familien und
Nachbar*innen statt, durch welche die
Kinder als Expert*innen führten. Außer-
dem wurde der gesamte Planungsprozess
in einer Broschüre unter dem Titel: „Wir
packen unsere Koffer“ zusammenfas-
send dargestellt.

Gemeinsames Treffen mit den
Akteur*innen des Planungsprozesses

Zeitgleich zu unserem Beteiligungspro-
jekt entwickelten sich auch amtsseitig
nächste Entwurfsideen zu dem neuen
Bauspielplatzstandort im Parkgelände
neben dem jüdischen Friedhof.

Das bewog uns dazu, sowohl Vertre-
ter*innen aus dem Fachamt als auch die

zuständigen Architekt*innen für den
Bau bzw. für die Landschaftsplanung
einzuladen. Eine kleine Gruppe von
Kindern führte voller Aufregung und
Spannung die Vertreter*innen aus dem
Amt und Architekt*innen durch die
Ausstellung und stellte ihre Ideen und
Wünsche für die Neukonzeption vor. Im
Anschluss fügten die Architekt*innen
ihrerseits die Vorschläge der Kinder in
einen möglichen Entwurfsrahmen ein
und hielten die wichtigsten Themen der
Kindergruppe fest.

Besuch einer Ausschusssitzung des
Jugendhilfeausschusses Altona

Ein nächster Schritt für die Kinder be-
stand darin, sich im Jugendhilfeaus-
schuss vorzustellen und die Broschüre
mit den Ergebnissen aus dem Beteili-
gungsprojekt zu verteilen. Dabei
konnten sie die nächsten Planungs-
schritte für den Neubau des Baukör-
pers mit verfolgen, der durch das zu-
ständige Fachamt ebenfalls in dieser
Sitzung vorgestellt wurde. Diese neu-
en Informationen boten Anlass für ge-
meinsame Überlegungen, wie und in
welcher Form weitere Beteiligungs-
schritte zu planen sind.

Wie geht es weiter?

Und auch im Jahr 2020 wollen wir das
bezirkliche Versprechen aus dem § 33
Bezirksverwaltungsgesetz ernst neh-
men und vor allem auf dessen Umset-
zung insistieren: „Das Bezirksamt
muss bei Planungen und Vorhaben,
die die Interessen von Kindern und Ju-
gendlichen berühren, diese in ange-
messener Weise beteiligen. Hierzu
entwickelt das Bezirksamt geeignete
Verfahren“.

Wir Fachkräfte vor Ort werden weiter-
hin mit Kindern und Jugendlichen als
Nutzer*innen der Einrichtung schritt-
weise den Neubau bis zum Umzug be-
gleiten. Wir werden den Architekt*in-
nen beim Zeichnen über die Schulter
schauen, den Verkehrsausschuss besu-
chen, um den Stand der Verkehrssituati-
on in der Königstraße in Erfahrung zu
bringen, und Überlegungen für die
Raumaufteilung anstellen.

Es bleibt vieles zu tun bis zum geplanten
Umzug im Jahr 2023, doch wir und vor
allem die jungen Menschen sind nun mit
den Akteur*innen auf einen guten (Be-
teiligungs)Weg.

Fotos: Bauspielplatz Hexenberg

Anmerkungen:

1) Vgl. dazu: Karen Polzin (2019): Ham-
burg – Wachsende Stadt. Wächst die Of-
fene Arbeit mit? In: FORUM für Kinder-
und Jugendarbeit, 35. Jg., Heft 4,
S. 28-35, hier vor allem S. 32 f., ebenso:
Kathi Zeiger (2017): Der Bauspielplatz
Hexenberg. Ein Ort der Begegnung
braucht einen neuen Platz. In: FORUM
für Kinder- und Jugendarbeit, 33. Jg.,
Heft 2, S. 19-20
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Kathi Zeiger

ist Kindheitspädagogin und seit Januar 2014 als Leitung
auf dem Bauspielplatz Hexenberg tätig. Seit 2019 ist
sie stimmberechtigtes Mitglied für die freien Träger im
Jugendhilfeausschuss Altona.



Was bleibt für die Offene Kinder-
und Jugendarbeit?

Anmerkungen zum Abschlussbericht der
Hamburger Enquete-Kommission

von Volker Vödisch

Politiker*innen der in der Bürgerschaft vertretenen Parteien,
sowie kompetente und namhafte Expert*innen aus Wissen-
schaft und Lehre stellten das Hamburger Jugendhilfesystem
unter der Leitung von Prof. Dr. Christian Schrapper zwei Jah-
re auf den Prüfstand. Der Auftrag war die „Überprüfung,
Weiterentwicklung, Umsetzung und Einhaltung gesetzlicher
Grundlagen, fachlicher Standards und Regeln in der
Kinder- und Jugendhilfe – Verbesserung
der Interaktion der verschiedenen
Systeme und Akteurinnen und
Akteure“. (1) Anfang 2019
präsentierte die Enque-
te-Kommission „Kinder-
rechte und Kinderschutz
weiter stärken“ der Öf-
fentlichkeit ihren ab-
schließenden Bericht
(Drucksache 21/16000),
in dem sich stolze 70
Empfehlungen zur Re-
form der Jugendhilfe fin-
den, die seitdem die verschie-
denen Akteur*innen im Bereich
Kinder- und Jugendhilfe beschäftigt.
Traurig nur, dass die Offene Kinder- und
Jugendarbeit (OKJA) sowohl im Bericht, als auch
bei den Empfehlungen nur selten Erwähnung fand. Das
Hauptaugenmerk lag auf der Abwendung der Kindeswohlge-
fährdung, auf den Hilfen zur Erziehung, auf dem Pflegesys-
tem und auf der Arbeit des ASD und ihr Zusammenwirken
mit den Fachkräften im Bereich HzE.

Obwohl auch die Kinderrechte eher selten behandelt wurden,
spielen sie doch zu Beginn des Berichtes eine tragende Rolle
im Begründungszusammenhang. So heißt es in der Einlei-
tung: „Kinder sind Träger aller Grundrechte des Grundgeset-
zes (GG) - insbesondere aus Artikel 1 GG (Menschenwürde)
und Artikel 2 GG (Rechte auf freie Persönlichkeitsentfaltung

und körperliche Unversehrtheit) sowie aus der UN-Kinder-
rechtekonvention (KRK) - und zugleich Menschen in einer
besonderen Lebenssituation mit einem existenziellen An-
spruch auf Sorge und Erziehung durch Förderung, Beteili-
gung und Schutz. Diese Rechte aller Kinder und Jugendlichen
in Hamburg zu achten und die Kinder und Jugendlichen in der

Wahrnehmung dieser zu (be-)stärken, muss die vor-
nehmste Aufgabe staatlicher Verantwor-

tung sein, nicht nur der Kinder- und
Jugendhilfe.“ (Bericht, S. 4)

Dass hier noch Handlungs-
bedarf besteht, signalisiert
die Enquete-Kommissi-
on, indem sie schreibt:
„Mit der Forderung
„Kinderrechte stärken“
wird hervorgehoben,

dass den Interessen und
Bedürfnissen von Kindern

(im Sinne von Minderjähri-
gen) [...] in Recht, Politik und

im gesellschaftlichen Bewusst-
sein mehr Gewicht zu verleihen ist.“

(Bericht, S. 7) Dies konkretisierend, for-
muliert die Enquete-Kommission als Aufgabe, „öf-

fentlich Schutz, Fürsorge und Partizipation für die nachwach-
sende Generation zu gewährleisten und Verfahren so zu ge-
stalten, dass Kinder und Jugendliche ihren Willen ausdrücken
können und ihre Stimme gehört wird.“ (Bericht, S. 7) Kinder-
rechte seien „außerdem subjektive, das heißt einklagbare
Rechte von Kindern und Jugendlichen.“ (Bericht, S. 7)

Kinderarmut und ihre Folgen

„Die Forderung nach der Stärkung von Kinderrechten hat
eine strukturelle und eine individuelle Funktion. Sie richtet
sich darauf, Rahmenbedingungen für ein gutes Aufwachsen
von Kindern und Jugendlichen bereitzustellen und Kinder
und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen und
sie im Einzelfall zu stärken und zu fördern.“ (Bericht, S. 7)
Doch wie ist es eigentlich um die Rahmenbedingungen für
ein gutes Aufwachsen bestellt?
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„Mit der Forderung „Kinderrechte stärken“
wird hervorgehoben, dass den
Interessen und Bedürfnissen ...

Foto: Spieltiger e.V.



Jedes vierte Hamburger Kind wächst in Armut auf oder unter-
liegt einem Armutsrisiko. Im Stadtteil St. Pauli erhielten
23,6% der Kinder bis 14 Jahre am Ende des Jahres 2018 eine
Mindestsicherung. In Wilhelmsburg waren es 37,5%, in Bill-
stedt 37,4% und in Billwerder 79,3%. Jedes fünfte Hambur-
ger Kind unter 15 Jahre lebte zu diesem Zeitpunkt in Familien
mit Hartz IV-Bezug (20,2%). Allein im Bezirk Ham-
burg-Mitte traf das auf jedes dritte Kind zu (33,1%). Insge-
samt 53.164 Kinder waren es landesweit. (3)

Die Enquete-Kommission beschäftigte sich unter
dem Punkt „Lebenssituation von Kindern, Ju-
gendlichen und Familien in Hamburg“
auch mit der Verweildauer in
SGB-II-Bezügen und konstatierte hier,
„dass die Verweildauer von Kindern
von sieben bis unter 15 Jahren im
SGB-II-Bezug in einem Zeitrah-
men von drei Jahren und länger im
Bundesland Hamburg 63,2 Pro-
zent (im Jahr 2015) betrug. Nur
im Bundesland Berlin war der
Prozentsatz mit 72 Prozent höher.
Berücksichtigt man dazu die
Hamburgische Reichtumsquote,
die der Sozialbericht der Freien
und Hansestadt Hamburg mit 13
Prozent für 2010 gegenüber 8 Pro-
zent auf Bundesebene ausweist, sind
große sozial-strukturelle Unterschie-
de erkennbar.“ (Bericht, S. 10)

Die Armut der Kinder spiegelt die Armut
ihrer Eltern wider. Prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse, die Arbeitslosigkeit über lange
Zeiträume und Abhängigkeit der Eltern von sozialen
Transferleistungen wirken sich auf die Lebenssituation der
Kinder und Jugendlichen in schwerwiegender Weise aus.
Wer weniger Geld für seine Kinder aufbringen kann, muss
in Kauf nehmen, dass sie im Vergleich zu Kindern aus
wohlhabenden Familien ins Hintertreffen geraten und sich
nicht wie diese in ihrer persönlichen Entwicklung entfalten
können. Das wirkt sich auf den schulischen Werdegang,
auf die Ausbildung, auf die sozialen Beziehungen, auf
die psychische und physische Gesundheit aus. Das Selbst-
wertgefühl leidet darunter ebenso wie das Durchhalte-
vermögen oder die Fähigkeit und der Mut, persönliche
Zielsetzungen zu entwickeln, weil Armutskinder sich
weniger zutrauen. Armut wird nicht zuletzt von ihnen
selbst als Makel empfunden, Armut stigmatisiert noch im-
mer und Armut benachteiligt sie erheblich. (vgl. dazu Be-
richt S. 11 f.)

Die Kinder können ihre Lebenssituation nicht selbst ändern,
das ist vor allem eine gesellschaftspolitische Aufgabe. Es geht
hierbei nicht nur um die Ursachenbekämpfung von Armut,
sondern auch darum, gesellschaftliche Prioritäten zu setzen
und eine Haltung zu entwickeln, die dazu führt, dass Kinder
in ihrer Persönlichkeit so gestärkt werden, dass sie selbstbe-
wusst und mit einem gesunden Selbstwertgefühl später ihr
Leben selbst in die Hand nehmen können. Deshalb sind Ein-
richtungen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit und die
Kinder- und Familienzentren so wichtig. Sie haben trotz des
Ausbaus der Ganztagsbetreuung in den Schulen eine bedeu-
tende Funktion.

Bedeutung der OKJA

Der offene, freiwillige, in der Regel nicht an Be-
dingungen geknüpfte und kostenlose Zugang

erleichtert es insbesondere Kindern und
Jugendlichen aus Armutsverhältnissen,

Bauspielplätze, Jugendclubs oder
Spielhäuser aufzusuchen und die je-
weiligen Angebote zu nutzen. Mit
der Zeit gelingt es den Fachkräften
wiederum, tragfähige und vertrau-
ensvolle Beziehungen zu Kindern
und Jugendlichen aufzubauen. Sie
bieten Kindern und Jugendlichen
informelle, selbstbestimmt und
gemeinschaftlich zu nutzende
und zu gestaltende Bildungs-,
Handlungs- und Erfahrungsspiel-
räume. Außerdem entlasten sie die

Familien im Alltag. Gerade be-
nachteiligte Kinder, Jugendliche

und Eltern können dort auf vielfältige
Weise neue, qualifizierte und anregen-

de Handlungsmöglichkeiten erproben
sowie ihre soziale Isolation überwinden.

Hier erhalten sie Hilfe und lernen, sich selbst
zu helfen und einander zu unterstützen.

Die Kontinuität der Beziehungsarbeit spielt hierbei eine große
Rolle. Über den oft mehrjährigen Besuch entstehen belastba-
re, aber nicht einengende Bindungen, die Kindern Halt geben
und die ihnen den Raum lassen, ihre Persönlichkeit zu entwi-
ckeln. Sie lernen, sich und ihre Grenzen auszutesten, selbst
Entscheidungen zu treffen, eigenständig und in Zusammenar-
beit zu gestalten, einen Gemeinsinn heranzubilden, sich kon-
struktiv zu streiten und Lösungen zu finden. Und sie lernen zu
vertrauen!

Viele Kinder haben in ihrem jungen Leben traumatisierende
Erfahrungen hinter sich, die sie allein nicht bewältigen kön-
nen und die oftmals nicht einmal erkannt werden. Doch sie
spiegeln sich in ihrem Verhalten wider. Sie haben es selten
zuvor erfahren, dass jemand verlässlich für sie da ist, sich ih-
nen zuwendet, sie ernst nimmt, mit ihnen Spaß macht oder
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... von Kindern in Recht, Politik und
im gesellschaftlichen Bewusstsein
mehr Gewicht zu verleihen ist.“
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sich mit ihnen streitet. Das ist die Basis für einen nachhaltigen
Prozess von Veränderungen. Das macht zugleich den Unter-
schied zu den Möglichkeiten der schulischen Betreuung am
Nachmittag aus, die viel engere Grenzen und Rahmenbedin-
gungen setzt und weniger die individuelle Persönlichkeitsent-
wicklung im Blick hat.

Allerdings wenden sich die Einrichtungen der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit nicht nur den sozial und ökonomisch
benachteiligten Besucher*innen zu. Jedes Kind, gleich wel-
cher sozialen und kulturellen Herkunft ist dort willkommen.
Eine auf Defizite fokussierte pädagogische Arbeit würde sich
kontraproduktiv auswirken und würde den Besucher*innen
nicht gerecht werden.

Hamburgs Bevölkerung wächst –
nicht die OKJA

Hamburg wächst um jährlich 30.000
Menschen. Inzwischen leben hier laut
Melderegister knapp 1,9 Millionen
Menschen, darunter fast 310.000
Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre.
Die Stadt weist 47 Baugebiete mit
jeweils mehr als 500 Wohneinhei-
ten auf. Doch was nicht mitwächst,
ist die Zahl der Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen, vor allem im
offenen Bereich!

Die Anfrage der Linksfraktion in
der Bürgerschaft vom 7. Februar
2019 mit dem Titel „Soziale Infra-
struktur: Hamburg – Wachsende
Stadt. Wächst die Offene Kinder- und
Jugendarbeit mit?“ ergab diesbezüglich
ein deprimierendes Bild. In fast allen neuen
Baugebieten sind keine neuen Einrichtungen
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit mitge-
dacht und mitgeplant worden. Gleiches gilt für die
Einrichtungen der Familienförderung und der Jugendsozial-
arbeit! (2)

Es wäre dringend geboten, die Richtlinie wieder einzuführen,
wonach in Neubaugebieten mit mehr als 500 Wohnungen
Angebote der Kinder- und Jugendsozialarbeit zu schaffen
sind. Dies wäre zudem in sozial belasteten Stadtteilen ein
kleiner kompensatorischer Beitrag gegen die Verfestigung
von Armut.

Die Rahmenbedingungen stimmen auch so nicht. Nach zwei
Kürzungswellen, die letzte 2012 um knapp über 10 Prozent,
beträgt die Zahl der Einrichtungen der OKJA nur noch 244,
davon 176 in freier Trägerschaft. 124 Einrichtungen sind mit
weniger als zwei Vollzeitstellen ausgestattet (50,1%). 93 ha-
ben weniger als eine Vollzeitstelle! Dagegen stehen laut Er-
hebung des statistischen Landesamts Hamburg aus dem Jahr
2017 rund 172.867 Kinder und Jugendliche vom siebten bis
zum 18. Lebensjahr. Dazu kämen noch 76.783 junge Men-

schen im Alter von 18 bis 22 Jahren. Daraus speist sich
letztlich die Besucher*innen-Gruppe der OKJA.

Dazu die Enquetekommission:

„Die Enquete-Kommission empfiehlt
dem Senat und der Bürgerschaft fol-
gende Problemlagen in den Blick zu
nehmen und zu bearbeiten: Gerade
Kinder und Jugendliche, die in so-
zial belasteten Gebieten aufwach-
sen, fordern gemeinsame Anstren-
gungen von öffentlichen und freien
Trägern in Hamburg heraus, um al-
ternative Angebote der Offenen
Kinder- und Jugendarbeit zu entwi-
ckeln, die hier einen Ausgleich
schaffen; die Passung zwischen an-

gezeigten Mittelbedarfen der Träger
Offener Kinder- und Jugendarbeit mit

den entsprechenden Rahmenzuwei-
sungen ist zu überprüfen und gegebe-

nenfalls sind hier Anpassungen notwen-
dig.“ (Bericht, S.13)

In dieser Empfehlung kommt zwar die Wertschät-
zung der OKJA klar zum Ausdruck, doch geriet die For-

derung ein wenig unentschlossen. Weil sich nämlich die En-
quete-Kommission eher am Rande mit der OKJA befasste
und eine Analyse des Ist-Zustandes, ihrer Aufgaben und Lei-
stungen sowie der Finanzierung nicht wirklich vorgenommen
wurde, wird lediglich eine Überprüfung der Rahmenzuwei-
sungen empfohlen mit der Aussicht, dass sie steigen könnte.
Das ist eindeutig unbefriedigend!

Was tun?

Die in der OKJA beschäftigten Pädagog*innen, die Interes-
senvertretung Offene Arbeit Hamburg (IVOA) und weitere
Mitstreiter*innen müssen in der Öffentlichkeit und gegen-
über der Politik selbstbewusst ihre erfolgreiche Erziehungsar-
beit und die vielfältigen, bunten Möglichkeiten der Offenen
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Die Enquete-Kommission befasste sich
eher am Rande mit der OKJA, ohne

Analyse des Ist-Zustandes.

Es wird lediglich eine Überprüfung der
Rahmenzuweisungen empfohlen mit der

Aussicht, dass sie steigen könnten.

Foto: Goli



Arbeit hervorheben. Es ist ja nicht so, als wären Bauspielplät-
ze, Spielhäuser oder Jugendzentren unbekannte Größen. Ihre
als allzu selbstverständlich wahrgenommene Existenz im
Stadtteil, unsere mangelhafte Öffentlichkeitsarbeit und eine
mitunter bestürzende politische Ignoranz bei vielen Parteien
und ihren Mandatsträger*innen haben die Offene Kinder-
und Jugendarbeit über eine lange Zeit ein Stiefmütterchenda-
sein fristen lassen. Die Gründung der IVOA vor gut einem
Jahr war ein wichtiger Schritt, entschlossen offen und laut
Farbe zu bekennen. Entsprechend fordern wir als Interessen-
vertreter*innen unter anderem den Aus- und Neubau von
Einrichtungen der OKJA und insgesamt ihre auskömmliche
finanzielle und personelle Ausstattung und streiten fachlich
begründet dafür.

Jede künftige Rahmenzuweisung muss überdies steigende
Gehaltskosten und einen Inflationsausgleich berücksichtigen.
Der Fachkräftemindeststandard sollte zwei Vollzeitstellen
betragen. Alle Einrichtungen, die unter diesem Wert liegen,
müssen dahingehend aufgestockt werden. Das ist, wie bereits
beschrieben, ein Mindeststandard! Je besser eine
Einrichtung mit Personalstellen versehen
wird, desto größer wird die Ange-
botsvielfalt und desto höher wird
die Angebotsqualität sein!
Dann könnten die Einrich-
tungen der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit
die gleiche Arbeit wie
die Einrichtungen der
Sozialräumlichen Hil-
fen und Angebote leis-
ten, schließlich arbeiten
sie auch sozialraumorien-
tiert und sie sind ebenso ver-
pflichtet, den Kinderschutz zu
wahren!

Heute stehen beide Systeme einander gegen-
über. Es ist im Grunde unverständlich, warum es so sein
muss. Die Jugendhilfeausschüsse haben keinen Einfluss mehr
auf die Planung von Sozialräumlichen Angeboten der Ju-
gend- und Familienhilfe (SAJF), dieser wäre allerdings sehr
wichtig. In manchen Bezirken sind die Etats für die Sozial-
räumlichen Angebote inzwischen genauso hoch wie die Rah-
menzuweisungen für die OKJA. Der Fokus der Senatspartei-
en liegt eindeutig auf dem Ausbau des sozialräumlichen Kin-
derschutzangebots und der Ganztagsbetreuung insbesondere
in den Grundschulen.

Der Offenen Kinder- und Jugendarbeit bleibt kaum anderes
übrig, als in die sozialräumlichen Netzwerke unter der Prä-

misse Kinderschutz und in die Kooperation mit Schulen zur
Sicherung des Ganztagsschulangebots zu gehen. Ihr bleibt
weniger Raum für ihre originäre Arbeit. Sie wird zerrieben
zwischen den eigenen Ansprüchen, ihrer Ausstattungswirk-
lichkeit (unterfinanziert, zu wenig Fachpersonal) und den
Erwartungen von Schule, BASFI und Jugendamt.

Die OKJA muss ihre Rolle in der Jugendhilfelandschaft neu
finden, vielleicht sogar neu definieren. Fast alle Einrichtun-
gen kooperieren mit den Schulen. In zahlreichen Jugend-
clubs, Mädchentreffs, Abenteuer- und Bauspielplätzen und
Spielhäusern tummeln sich bis 15:30 Uhr viele Schüler*in-
nen. Auch wenn die meisten von ihnen gern kommen, so er-
folgt dies trotzdem nur bedingt freiwillig. Sie haben eben

nicht die Wahl, wieder oder früher zu gehen, weg-
zubleiben und etwas anderes zu tun. Ihre

freien Räume sind weniger und klei-
ner geworden. Sie entscheiden

innerhalb einer für sie gesetz-
ten, aber selten mit ihnen

entwickelten Angebots-
auswahl. Sie haben nicht
die Freiheit, Nein zu sa-
gen.

Die OKJA geht damit
Kompromisse ein, muss

es auch tun, wenn sie ihr
Fortbestehen nicht gefähr-

den möchte. Umso wichtiger
ist es für die offenen Einrichtun-

gen, außerhalb von Unterricht und
Hausaufgaben offene, niedrigschwellige An-

gebote und Räume zu schaffen. Sie muss auch stärker für
mehr offene Räume im Stadtteil, im gesellschaftlichen Leben
und außerhalb von Einrichtungen eintreten – offene Räume,
die Kinder und Jugendliche besetzen, selbst gestalten und
nutzen können. Es braucht eine gesellschaftliche Akzeptanz
für solche freien Räume.

Die Realität sieht häufig genug anders aus. Sobald Grup-
pen von Jugendlichen sich außerhalb von Jugendhäusern,
Sportstätten und Schulen treffen, werden sie argwöhnisch
beäugt, mitunter als Gefahr eingeschätzt. Nicht selten er-
höhen sich dann die Dichte der Medienberichte, die Poli-
zeipräsenz oder das Aufkommen von Straßensozialarbei-
ter*innen, um dieser vermeintlich unkontrollierbaren und
chaotischen Situation Herr zu werden. Doch Jugendliche
brauchen Räume, die nicht einer misstrauischen Kontrolle
durch Erwachsene unterliegen. Sie müssen sie selbst ge-
stalten und gegebenenfalls selbst verwalten können, auch
in finanzieller Hinsicht.
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überdies steigende Gehaltskosten und einen

Inflationsausgleich berücksichtigen.

Es wäre außerdem wichtig,
die Jugendhilfeplanung auf breitere

Mitwirkungsfüße zu stellen.
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Es wäre außerdem wichtig, die Ju-
gendhilfeplanung auf breitere
Mitwirkungsfüße zu stellen.
Bisher haben die Jugend-
hilfeausschüsse und so-
mit auch die Vertre-
ter*innen der politi-
schen Parteien und der
Freien Träger nur ei-
nen unzureichenden
Einfluss auf diese Pla-
nung. Es ist ohnehin zu
überlegen, auch Kinder,
Jugendliche, Eltern, Verei-
ne, Organisationen und Quar-
tiersbewohner*innen an der Ju-
gendhilfeplanung zu beteiligen und sie
mit einem Sozialraumbudget auszustatten.
Schließlich kennen sie das Quartiersleben, die Bedarfe und
die Interessen der Bewohner*innen gut genug, um gemein-
sam mit Fachkräften und Politiker*innen verantwortlich
planen und entwickeln zu können.

Eine bedarfsgerechte Jugendhilfeplanung setzt auch die
Kenntnis der sozialen Verhältnisse und der Bedürfnisse im je-
weiligen Stadtteil oder Viertel voraus. Deshalb empfiehlt die
Enquete-Kommission dem Senat „a. zu prüfen, ob im
RISE-Sozialmonotoring auch Jugendhilfebedarfe und die
Verteilung von Gefährdungsmitteilungen abgebildet werden
sollten. b. den Schlüssel zur Verteilung von Jugendhilfemit-
teln auf die Bezirke zu evaluieren.“ (Bericht, S. 11)

Leider würde die Umsetzung dieser Vorschläge dennoch nur
einen kleinen Schritt nach vorn bedeuten. Es hilft nicht, Pflas-
ter auf ein Not leidendes System zu kleben. Es muss groß ge-
dacht und gehandelt werden; am besten gemeinsam mit den
Menschen in den Stadtteilen, Groß und Klein gehören betei-
ligt. Das politische Gejammer, es würde kein Geld zur Verfü-
gung stehen, ist Quatsch und sehr verlogen. Die OKJA erhält
mit den Rahmenzuweisungen gerade einmal knapp 30 Millio-
nen Euro jährlich für über 300 Einrichtungen inklusive der
Jugendsozialarbeit und der Familienförderung!

Milliardensummen flossen für die Elbphilharmonie, für ein
Stückchen U-Bahn in der Hafen-City und für die umstritte-
ne Elbvertiefung. Hier spielten Steuergelder und Schulden-
bremse keine Rolle. Die Schuldenlage der Stadt wurde bei
den Kürzungen der Rahmenzuweisungen allzu gern ins
Feld geführt! Deutlicher kann man kaum ausdrücken, dass
einer guten Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und ihre
Familien außerhalb von Schule und Kindertagesstätten we-

der Wertschätzung entgegengebracht
wird noch sie wirklich gewünscht

ist. Wer sich die Mühe macht,
die Wahlprogramme der

Parteien zur Bürger-
schaftswahl am 23. Fe-
bruar 2020 miteinander
zu vergleichen, wird
schnell feststellen, dass
einige Parteien nur sehr
wenig zur Offenen Ar-

beit zu sagen wissen.
Eher pflichtgemäß wird

festgestellt, dass sie wichtig
sei. Weitere Vorstellungen,

weiterentwickelnde konzeptionel-
le Ideen und Überlegungen, wie die

Stärkung und der Ausbau der Offenen Arbeit
vonstattengehen könnten, bleiben im Bereich des Nichtge-
sagten. Hier kommt in Zukunft der Interessenvertretung
Offene Arbeit und allen, denen der Wert der Offenen Ar-
beit für die Kinder und Jugendlichen der Stadt klar ist, die
wichtige Aufgabe zu, Überzeugungsarbeit zu leisten und
Alternativen aufzuzeigen.

Anmerkungen:

1) Vgl. dazu u.a. die Berichterstattung im FORUM für Kinder- und
Jugendarbeit 1/2017 bis 2/2018

2) Vgl. dazu: Karen Polzin (2019): Hamburg – Wachsende Stadt.
Wächst die Offene Arbeit mit? In: FORUM für Kinder- und Ju-
gendarbeit, 35. Jg., Heft 4, S. 28-35

3) Vgl. dazu: Statistisches Amt für Hamburg:
http://region.statistik-nord.de/ mit Stand vom [31.12.2018]

Literatur:

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg (Drucksache
21/16000) (2018): Bericht der Enquete-Kommission „Kinder-
schutz und Kinderrechte weiter stärken: Überprüfung, Weiter-
entwicklung, Umsetzung und Einhaltung gesetzlicher Grundla-
gen, fachlicher Standards und Regeln in der Kinder- und Jugend-
hilfe – Verbesserung der Interaktion der verschiedenen Systeme
und Akteurinnen und Akteure“. Hamburg.
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Er engagiert sich in der Interessen-
vertretung Offene Arbeit Hamburg
und ist darüber auch in anderen
Bezügen politisch aktiv.

Einige Parteien wissen in ihren
Wahlprogrammen nur sehr wenig

zur Offenen Arbeit zu sagen.
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Um die besonderen Lebenslagen wohnungs- und obdachloser junger Menschen in Hamburg vermehrt in den öffentli-
chen und politischen Fokus zu rücken, hat der Arbeitskreis „Wohnraum für junge Menschen in Hamburg“ am
22.11.2019 eine Fachveranstaltung abgehalten, deren Inhalt im Folgenden zusammengefasst wird. Die Zwischen-
überschriften wurden aus Aussagen der Podiumsgäste und aus dem Publikum gebildet.

„Wohnraum für junge Menschen
in Hamburg schaffen!“
Eine Podiumsdiskussion in der HAW Hamburg

von Alexis Schnock und Catharina Oldag für den AK Wohnraum für junge Menschen

In Hamburg, wie auch in anderen deutschen Städten, werden
die steigende Wohnungsnot und der zunehmende Mangel an
bezahlbaren Wohnraum vielerorts als wachsendes soziales
Problem öffentlich diskutiert. Die Personengruppe der
18-27-jährigen ohne festen Wohnsitz, die aufgrund sozialer
und/oder räumlicher Umstände nicht (mehr) im familiären
Kontext wohnen können, findet hierbei allerdings wenig Be-
achtung.

Da junge Wohnungslose zumeist nicht unmittelbar öffent-
lich-rechtlich untergebracht oder gar obdachlos werden, son-
dern teilweise über Jahre hinweg „Sofahopping” betreiben,
werden sie in Debatten um den Umgang mit Wohnungslosig-
keit, den Ausbau des Wohnungslosenhilfesystems, insbeson-
dere den Notschlafstellen und öffentlich-rechtlicher Unter-
bringung sowie Housing First Projekten bislang noch immer
marginalisiert.

Aus diesem Grunde sieht sich unser Arbeitskreis
Wohnraum als Sprachrohr, um auf diese ver-
deckte Wohnungslosigkeit junger Men-
schen aufmerksam zu machen. Mit
Ausblick auf die Bürgerschafts-
wahlen am 23.02.2020 gelang
es, eine vielfältige Mischung
an Gästen für die Podiums-
diskussion zu gewinnen.
Mit dabei waren: Anna
Gallina (Die Grünen), Sa-
bine Boeddinghaus (Die
Linke), Uwe Giffei (SPD),
Ralf Niedmers (CDU),
Wolfgang Pritsching
(BASFI), Marc Meyer
(Mieter helfen Mieter) und
Charlotte Steiner (Jugendrat
Hamburg). Von Olaf Sobczak
(Home Support) und Alexis
Schnock (Hude) wurde die Veran-
staltung moderiert. In dem folgenden
Text möchten wir gerne einen Einblick in

die Inhalte und Stimmung der Veranstaltung geben, sowie
die Position des Arbeitskreises erläutern. Unser Positions-
papier, welches wir im Zuge der Fachveranstaltung ange-
fertigt haben, gibt Hintergrundinformationen und unseren
Forderungskatalog wieder. (1)

„Eine Wohnung ist der erste Schritt zur
gesellschaftlichen Teilhabe“

Die Veranstaltung begann mit einer kurzen Vorstellung des
Arbeitskreises „Wohnraum für junge Menschen“ (AK WjM)
und einiger seiner Einrichtungen. Anschließend wurden die
Besonderheiten der Zielgruppe der am AK WjM beteiligten
Einrichtungen dargestellt. Hierbei handelt es sich um junge
wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Men-
schen, die größtenteils keinen Anspruch auf Hilfen zur Erzie-
hung (HzE) haben oder deren HzE beendet wurde (häufig

ohne anschließende Wohnmöglichkeit). Oft haben
diese Menschen multiple Problemlagen und

kommen nur notdürftig und prekär bei
Freund*innen oder Bekannten unter.

Für die Gruppe der nicht-HzE-
berechtigten wohnungslosen
und von Wohnungslosigkeit
bedrohten jungen Menschen
gibt es kaum bedarfsgerech-
te Angebote. Ebenso errei-
chen die Instrumente der
Wohnungslosenhilfe diese
Menschen nicht. Um
Wohnraum für diese jungen

Menschen zu schaffen, for-
mulierte der AK WjM folgen-

de drei zentrale Forderungen,
die mit den Podiumsgästen dis-

kutiert werden sollten:
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� Schaffung von und Zugänge in Einzimmerwohnungen
und Appartements mit Mieten unterhalb der Angemes-
senheitsgrenze für junge Menschen (statusunabhängig,
also für alle).

� Statt eines Drittel-Mix an Sozialwohnungen, einen Hälf-
te-Mix durchsetzen. Die Bindungsdauer für preisgebun-
dene Wohnungen verlängern. Einführung einer Quotie-
rung für besonders benachteiligte junge wohnungslose
Menschen.

� Pendant schaffen zu „Lawaetz-Service gGmbH: Jugend
& Wohnen“ für alle jungen wohnungslosen Menschen.

„Die Instrumente der Wohnungslosenhilfe
erreichen diese Menschen nicht“

Es entspann sich eine lebhafte Diskussion, auch das Publikum
brachte sich engagiert ein. Dabei gingen die Meinungen deut-
lich auseinander, ob diese Forderungen den gewünschten Ef-
fekt haben oder diese überhaupt umsetzbar seien. Im-
mer wieder wurden als Lösung Maßnahmen
und Angebote genannt, die nicht für die
vom AK WjM beschriebene Gruppe
zugänglich sind. Dadurch wurde
deutlich, dass genau diese Grup-
pe in der Planung von Angebo-
ten kaum Beachtung findet.
Die kontroverse und teils
auch hitzige Debatte wurde
stets konstruktiv geführt.
Leider geriet aufgrund vieler
engagierter Wortbeiträge,
auch aus dem Publikum, der
Zeitplan etwas durcheinander,
so dass die dritte Forderung
nicht mehr diskutiert werden
konnte. Dies bestärkt den Arbeits-
kreis darin, eine Folgeveranstaltung
zu organisieren, um weiterführende Dis-
kussionen zu ermöglichen.

Die emotional und engagiert geführte Debatte belegte, dass
die Fachöffentlichkeit, bestehend aus diversen Sozialarbei-
ter*innen, vor allem aus der Jugendsozialarbeit, Wohnungs-
losenhilfe und Straßensozialarbeit, seit Jahren ähnliche For-
derungen hat, die nicht umgesetzt werden, was zu Frust und
Wut führt. Betont werden soll an dieser Stelle, dass es not-
wendig ist, weiterhin laut für Veränderungen einzutreten, die
Wut konstruktiv zu nutzen sowie die langjährige Erfahrung in
der Sozialen Arbeit einzubringen und daraus resultierende
Handlungsaufforderungen bei den richtigen Adressat*innen
zu platzieren.

Besonders positiv an der Diskussion auf diesem Fachtag war
die rege Beteiligung von jungen Menschen, die aus eigener Er-
fahrung Wohnungslosigkeit kennen. Es ist unfassbar schwer,
sich zu trauen die Stimme gegen Missstände zu erheben, in de-
nen man selber eine große Hilflosigkeit spürte, diese dann klar
zu formulieren und dem Publikum vorzutragen. Unser großer
Respekt und Dank geht darum an Charlotte Steiner vom Ju-
gendrat Hamburg. Als ehemals selbst von Wohnungslosigkeit
Betroffene münzt sie ihre Erfahrungen und Wut in Engage-
ment um und setzt sich für eine Umsetzung des Housing First
Ansatzes in Hamburg ein, ebenso für die schnelle Schaffung
von bezahlbaren Wohnraum. Sie konnte eindrücklich und mit
Vehemenz vortragen, was es aus ihrer Sicht braucht und an
welchen Ecken es am Nötigsten – den Wohnungen – fehlt. Und
eindringlich sprach sie am Ende in Richtung der Politiker*in-
nen: „Junge Menschen, wie ich selbst, verlieren auf diese Art
und Weise, wie sie aktuell von Behörden und Politik im Stich
gelassen werden, den Glauben an dieses System!“

Unterstützt wurde sie aus dem Publikum von weiteren
Mitgliedern des Jugendrats Hamburg, einer

selbst organisierten Vereinigung junger
Menschen, welche sich in Hamburg

regelmäßig trifft, um politisch et-
was zu bewegen. Ebenso waren

junge engagierte Menschen
von MOMO – Voice of dis-
connected youth vor Ort und
untermauerten die Forderun-
gen des AKs. Durch diese
Mischung des Publikums
entstanden eine besondere
Stimmung und das Bild, dass

diese nachdrücklichen Forde-
rungen sowohl vom Fachpubli-

kum als auch von den von Woh-
nungslosigkeit betroffenen jungen

Menschen auch bei den Politiker*in-
nen einen Eindruck hinterlassen haben.

Nun gilt es für den Arbeitskreis Wohnraum für
junge Menschen diese Stimmung zu nutzen, um wei-

ter an der Umsetzung der Forderungen zu arbeiten, damit diese
nicht im Sande verlaufen.

„Fachkräfte aus der Praxis müssen der Politik
Missstände aufzeigen“

Aus dem Publikum heraus wurde erneut auf die Forderung ei-
ner Notschlafstelle für junge Erwachsene aufmerksam ge-
macht. Der AK WjM fordert dies bereits seit Jahren als eine
adäquate niedrigschwellige und altersgerechte Hilfe. Denn
unsere langjährigen Erfahrungen zeigen, dass die betroffenen
jungen Menschen die bestehenden Hilfsangebote der Woh-
nungslosenhilfe nicht bzw. nur selten nutzen. Einerseits auf-
grund der nicht ausreichenden und qualitativ fehlenden alters-
gerechten Angebote sowie dem mangelnden Vertrauen in das
Hilfesystem. Anderseits meiden sie (aus guten Gründen –
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Seit Jahren bestehende fachlich
begründete Forderungen werden nicht umgesetzt,

was zu Frust und Wut führt.



auch aus pädagogischer Sicht) das unzu-
mutbare, nicht adäquate Unterbrin-
gungssystem, und ihre damit ver-
bundene Etikettierung als Woh-
nungs- oder Obdachlose. Über-
dies empfinden die jungen
Menschen die städtischen
Notunterkünfte, in der
mehrheitlich ältere Obdach-
und Wohnungslose unter-
gebracht sind – oftmals mit
langen Straßenkarrieren,
schweren Suchtproblemati-
ken, psychischen und körper-
lichen Erkrankungen – als ei-
nen angsteinflößenden, abschre-
ckenden und gefährlichen oder
traumatisierenden Ort, an dem sie
schutzlos den vorherrschenden Verhältnis-
sen ausgeliefert sind.

Dieses Thema wurde auf unserer Fachveranstaltung nun end-
lich auch von Vertreter*innen der Politik interessiert aufge-
nommen. Dabei wurde hervorgehoben, wie wichtig es ist, For-
derungen aus der Praxis heraus an die Politik zu formulieren.
Eine Besonderheit der Veranstaltung war, das der AK WjM
den Eindruck hat, dass unsere Forderungen verstanden wur-
den, was in der Vergangenheit leider eher die Ausnahme war.

„Wir brauchen eine bedarfsgerechte
Angebotsgestaltung“

Was bleibt und was nach wie vor gefordert wird:

Von Seiten der Jugendhilfe finden junge Wohnungslose kaum
Beachtung, da mit Vollendung des 18. Lebensjahres der
Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII
erlischt und Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII
lediglich eine Soll-Verordnung darstellen, die in der „Regel nur
bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres“ vorgesehen sind. In
der Konsequenz agieren Jugendämter ab dem vollendeten 18.
Lebensjahr oft restriktiv, was sich in abrupt endenden Hilfe-
maßnahmen ebenso äußern kann, wie in der Ablehnung von
Anträgen auf Hilfen für junge Volljährige aufgrund ver-
meidntlich zu geringer Hilfebedarfe. Hinzukommen woh-
nungslosen junge Erwachsenen, die z.B. aufgrund von
schlechten Erfahrungen oder mangelnder Niedrigschwelligkeit
Hemmungen haben, Hilfen zur Erziehung einzufordern.

Mit anderen Worten: Durch den Wegfall des Rechtsan-
spruchs einer am Wohl des jungen Menschen orientierten Be-
treuung und Unterbringung nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres trägt die Gesetzeslage und Behördenpraxis zur Woh-
nungslosigkeit junger Menschen bei und verfestigen diese
durch den Mangel an bedarfsgerechten niedrigschwelligen
Unterstützungsangeboten. Denn neben den Belastungsfakto-
ren, die mit (drohender) Wohnungslosigkeit einhergehen –

z.B. psychische Erkrankungen – erleben
junge wohnungslose Erwachsene häu-

fig diverse Formen von Benachtei-
ligung auf ihrer Suche nach eige-

nem Wohnraum. Neben der
Diskriminierung aufgrund ih-
res Alters, ihres Geschlechts,
ihrer Hautfarbe oder sonsti-
gen äußerlichen Merkma-
len, führt oft der Mangel an
ökonomischen, sozialen,
kulturellen und symboli-

schen Kapital zum Scheitern
ihrer Bewerbungsbemühun-

gen.

Konkret beutet dies, dass die jun-
gen Menschen in der Regel weder über

Einkommen oberhalb von Grundsiche-
rungsleistungen noch über Vermögen oder

eine*n Bürg*in verfügen und aufgrund ihrer oft zerrütteten
familiären Verhältnisse während der Adoleszenz nicht ausrei-
chend Kompetenzen zur Suche und/oder zum Erhalt von
Wohnraum erwerben konnten.

Um die Wohnungslosigkeit junger Menschen nicht länger nur
qualitativ abzubilden, unternahm der Arbeitskreis zuletzt ei-
nen ersten Anlauf zur Quantifizierung. Hierzu bat der Lan-
desjugendhilfeausschuss (LJHA) Einrichtungen der Jugend-
sozialarbeit, die vordringlich Kontakt zu dieser Zielgruppe
haben (z.B. die Jugendberatung und Straßensozialarbeit) in
einem Zeitraum vom 1.8. bis zum 31.8.2019 wohnungslose
junge Menschen (nicht die Anzahl der Kontakte) zu zählen,
zu denen sie als Einrichtung Kontakt haben. Dreizehn der an-
gefragten Einrichtungen kamen der Bitte des LJHA nach und
zählten alleine im August 317 junge wohnungslose Erwach-
sene. Die Hamburger Obdachlosenbefragung von 2018 hat
im Rahmen einer „Stichwochenerhebung“ 163 Obdachlose
bis 27 Jahre in der Wohnungslosenhilfe erfasst. Nimmt man
diese Ergebnisse als Anhaltspunkt zur Einschätzung der tat-
sächlichen Anzahl junger Menschen, die obdach- oder woh-
nungslos sind und berücksichtigt dabei, dass sich ein Großteil
der jungen Erwachsenen zudem im Bereich der verdeckten
Wohnungslosigkeit bewegt, dann lässt sich eine erschreckend
hohe Anzahl von Betroffenen erahnen.

„Was erzähle ich den jungen Menschen von der
heutigen Veranstaltung?“

Die Ergebnisse dieser Zählungen wurden in unserem Ein-
gangsreferat vorgestellt und fanden sich auch in Fragen aus
dem Publikum wieder. Beispielsweise wurden die Podiums-
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Ein Großteil der jungen Erwachsenen bewegt sich
im Bereich der verdeckten Wohnungslosigkeit.



gäste gefragt, wie innerhalb eines Jahres Wohnungen für die
im August 317 gezählten jungen wohnungslosen Menschen
geschaffen werden könnten. Dabei lässt sich zwischen dieser
Frage und unserer gesamten Veranstaltung eine Gemeinsam-
keit feststellen: Eine Verbesserung der Situation im Allge-
meinen, als auch konkret für die 317 wohnungslosen jungen
Menschen ist kurz- und mittelfristig nicht zu erwarten. Die
politischen Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse
sind zu langwierig, um zügig etwas zu verän-
dern – abgesehen davon, dass für Partei-
beschlüsse erst einmal eine Mehrheit
gewonnen werden muss. Dazu
kommt, dass dieser thematische
Schwerpunkt unserer Veran-
staltung in ein sehr komple-
xes und facettenreiches The-
mengebiet eigebettet ist: der
Wohnungspolitik. Die Dau-
er der Veranstaltung von
guten zwei Stunden reichte
bei weitem nicht aus, um auf
alle Aspekte ausreichend ein-
zugehen. So wurde im Laufe
der Diskussion immer wieder
die allgemeine Wohnungspolitik
angesprochen; einige Standpunkte
dazu im folgenden Absatz:

„Wohnungspolitik ist zu viel Neubaupolitik,
was ist mit dem Bestand?“

Die Vertreter*innen der Parteien nannten im Wesentlichen drei
Stellschrauben, an denen die Politik drehen kann, um die Woh-
nungsnot im Allgemeinen zu verbessern: den Anteil an Sozial-
wohnungen erhöhen, der Wohnungsbau und das Mietrecht.
Wohnungsbau ließe sich nicht im Alleingang bewerkstelligen,
man brauche Investoren, aber auch die Genossenschaften be-
nötigen mehr Unterstützung bei der Beschaffung von Grund-
stücken. Über die Stellschraube Mietrecht könne zum Beispiel
der Wohnungstausch erleichtert werden. So würde Wohnraum
effizienter genutzt. Viele Menschen in langen Mietverhältnis-
sen mieden zurzeit den Umzug in kleinere Wohnungen (z.B.
nach Auszug des Kindes), da für kleinere Wohnungen oft eine
Miete in gleicher Höhe oder sogar höher anfalle.

Anne Vogelpohl (Vtr.-Professorin für Sozialwissenschaf-
ten/Sozialpolitik an der HAW Hamburg) warb dafür, den so-
genannten Drittel-Mix – also der Zielvorgabe bei größeren
Wohnungsneubauprojekten, die Anteile von Sozialwohnun-
gen, frei vermieteter Wohnungen und Eigentum gleich groß
zu halten – den realen Verhältnissen in Hamburg anzupassen.
In Hamburg haben rund die Hälfte der Bewohner*innen An-
spruch auf einen Wohnberechtigungsschein, ein Viertel
wohnt in Wohneigentum. Zielvorgaben sollten sich an diesen
Verhältnissen orientieren. Dass der Drittel-Mix in der Praxis
überhaupt erfüllt werden müsse, war unter allen Teilnehmen-

den Konsens. Meist liegt der Anteil der geförderten Wohnun-
gen unter einem Drittel.

Auch wenn sich durch unsere Veranstaltung die Situation von
jungen wohnungslosen Menschen nicht direkt verbessert,
werten wir diese als Erfolg. Uns ist es gelungen, auf eine spe-
ziell benachteiligte Gruppe von Wohnungslosen aufmerksam

zu machen und Parteien, bzw. deren einzelne Mitglie-
der, für deren Problemlage zu sensibilisieren.

Dies hat insofern einen hohen Stellen-
wert, da wir immer wieder feststellen,

dass diese Gruppe in der Öffent-
lichkeit kaum Beachtung er-

fährt. Zahlreiches positives
Feedback, seitens der Podi-
umsgäste als auch des Publi-
kums bestärken uns darin,
eine gelungene Podiums-
diskussion durchgeführt zu
haben.

Die gut besuchte Veranstal-
tung wurde getragen von ei-

nem breiten Interesse und den
vielen Wortmeldungen des Publi-

kums sowie der engagierten Diskus-
sion auf dem Podium. Die langjährige

Forderung des AKs nach einer Notschlafstelle
fand, an der richtigen Stelle platziert, endlich Gehör.

Es gilt im Jahr 2020 weitere Veranstaltungen durchzuführen
und Publikationen zu veröffentlichen, um den jungen Men-
schen, die in der Debatte um Wohnungsnot und Wohnungslo-
sigkeit überhaupt nicht erkannt werden und damit unterge-
hen, eine Stimme und ein Gesicht zu geben. Denn das Thema
Wohnen ist eine der größten sozialen Fragen unserer Zeit und
wir dürfen nicht aufhören darauf aufmerksam zu machen,
damit an den richtigen Stellen gehandelt wird.

Fotos: C. Polzin

Anmerkung:

1) Das Positionspapier ist zu finden auf unserer Homepage
http://jungwohnungslos-hamburg.de/wp-content/uploads/
2019/11/AK-WjM-Positionspapier-25.11.19.pdf
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Der Arbeitskreis „Wohnraum für junge Menschen in Ham-
burg“ befasst sich seit 2002 mit den besonderen Lebensla-
gen wohnungsloser junger Menschen in Hamburg. Ihm

gehören Vertreter*innen
verschiedener niedrig-
schwelliger sozialer Ein-
richtungen, deren Ziel-
gruppen primär von
Wohnungs- und Obdach-
losigkeit betroffen sind,
an.



„Rechte für Care Leaver stärken“
Positionspapier zur SGB VIII-Reform

vom Bundesnetzwerk Care Leaver Initiativen

Care Leaver sind junge Erwachsene, die einen Teil ihrer
Kindheit und Jugend in stationären Hilfen zur Erziehung ver-
bracht haben, d.h. sie haben in Wohngruppen, Heimen
und/oder Pflegefamilien gelebt. Inzwischen sind sie aus den
Einrichtungen ausgezogen und sind auf dem Weg in ein ei-
genständiges Leben. Dennoch muss auch klar sein, dass junge
Menschen, die häufig mit weniger familiärer Unterstützung
den Schritt ins Erwachsenenleben bewältigen müssen, auch
über die Volljährigkeit hinaus Unterstützung vom Jugendamt
erhalten müssen.

Das Bundesnetzwerk Care Leaver Initiativen hat sich im
September 2017 als Netzwerk aus über 50 Personen und Pro-
jekten, die Angebote für Care Leaver bereithalten oder diese
planen, zusammengeschlossen. Ziel des Bundesnetzwerkes
ist es, den Austausch zwischen Care Leaver Initiativen zu för-
dern, sich fachpolitisch für die Belange von Care Leavern ein-
zusetzen und dadurch zur Verbesserung der Situation Lea-
ving Care beizutragen.

In diesem Zusammenhang bringen wir uns mit diesem Posi-
tionspapier auch in die aktuellen Diskussionen der SGB
VIII-Reform ein. Wir begrüßen sehr, dass die Diskussionen
erneut aufgenommen wurden und das Kinder- und Jugendhil-
fegesetz neben einer Stärkung von Rechten der Herkunftsel-
tern auch die Themen des Übergangs aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe stärken will. Es ist uns als Bundesnetzwerk Care
Leaver Initiativen ein großes Anliegen, diesen Übergang im
Sinne der jungen Menschen zu gestalten und zu verbessern.
Mit diesem Papier beziehen wir in Bezug auf den Reformpro-
zess des SGB VIII gemeinsam Position. Die nachfolgenden
Forderungen hinsichtlich der Gestaltung des Übergangs für
junge Menschen aus der Jugendhilfe erachtet das Bundes-
netzwerk als zentral:

Rechtsanspruch Leaving Care anerkennen
und gewährleisten!

Bislang ist der § 41 SGB VIII eine „Soll“-Bestimmung und
wird eher in Ausnahmefällen gewährleistet. Die jungen Er-
wachsenen sind in der Position der „Bittsteller*innen“, um
weiter eine Unterstützung zu bekommen.

Zunächst muss eine Hilfe für junge Volljährige von einer
„Soll“-Bestimmung zu einer „Muss“-Bestimmung werden.
Der*die junge Erwachsene muss einen Rechtsanspruch auf
bedarfsgerechte Hilfen haben, der auch über das 18. bzw
21. Lebensjahr hinaus gilt. Dabei muss es auch möglich sein,
ohne vorherige Hilfen im Rahmen des SGB VIII eine Hilfe
über den § 41 SGB VIII zu erhalten, um auch sogenannte
„family leaver“ zu unterstützen und junge Erwachsene im
Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen und
nicht in andere Sozialsysteme abzudrängen.

Verbunden damit ist generell die Notwendigkeit, dass Kin-
der- und Jugendhilfe für die jungen Menschen, die sie einst
betreut hat, zuständig bleibt. Damit einher geht eine Rück-
kehroption für junge Menschen, die – aus welchen Gründen
auch immer – die Hilfe beendet haben und merken, dass
nochmals eine Hilfeleistung notwendig ist.

Darüber hinaus ist es eine zentrale Anforderung, das Leaving
Care bereits während der Hilfemaßnahme fachlich aus-
zugestalten. Zur Vorbereitung und Begleitung des Über-
gangs müssen fachliche und konzeptionelle Überlegungen für
eine Übergangsplanung entwickelt und umgesetzt werden.
Ein Konzept für eine Übergangsplanung im Sinne eines ge-
lungenen Leaving Care Prozesses muss obligatorisch für die
Erteilung einer Betriebserlaubnis sein.
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Kinder- und Jugendhilfe muss für die
jungen Menschen, die sie einst betreut hat,

zuständig bleiben.



Eine Infrastrukturentwicklung für junge Erwachsene, die
im Übergang in die Selbständigkeit Unterstützung und Be-
gleitung benötigen, schafft nicht nur Angebote für Care Lea-
ver, sondern hat Auswirkungen auf alle Jugendlichen und
jungen Erwachsenen, die in solchen herausfordernden Über-
gängen niedrigschwellige Beratungsangebote benötigen.
Hier können – neben den Hilfen nach einem weiterentwickel-
ten §41 SGB VIII – insbesondere Angebote der Jugendsozial-
arbeit nach §13 SGB VIII wichtige Beiträge leisten.

Zuständig bleiben!

Bislang wird mit Austritt aus der Jugendhilfemaßnahme die
Fallarbeit beendet und die Akte archiviert. Dabei kommt es
vor, dass im Anschluss an die Jugendhilfemaßnahme der*die
junge Erwachsene von anderen Sozialsystemen Unterstüt-
zung erhält.

Die fallführende Zuständigkeit für die jungen Menschen
muss bis zum 27. Lebensjahr beim Jugendamt liegen, auch
wenn sie Angebote anderer Sozialleistungsträger in Anspruch
nehmen. Dabei kann es auch sein, dass der*die junge Erwach-
sene zunächst keine weitere Hilfen in Anspruch nehmen
will/muss. Dennoch bedarf es der weiteren Zuständigkeit und
das Interesse daran, was aus den jungen Menschen wird. Ein
vielfältiges Unterstützungsnetz in der Zusammenarbeit ver-
schiedener Kooperationspartner*innen (Beratungsstellen,
Jobcenter, Psychiatrie) ist dabei notwendig.

Eine Rückkehroption (wie im Punkt zuvor gefordert) ist in
dieser Logik obligatorisch bzw. ist qua „zuständig bleiben“
als grundlegendes Recht zu betrachten. Denn wenn die fall-
führende Zuständigkeit des Jugendamtes gewährleistet ist,
dann ist es auch selbstverständlich, dass bei Bedarf die Hilfe
von Seiten der Jugendhilfe wieder intensiviert wird.

Bereits im aktuellen § 41 (3) SGB VIII wird Beratung und
Unterstützung im notwendigen Umfang als Recht über die
stationäre Jugendhilfemaßnahme hinaus geregelt. Hier ist in
Anlehnung an § 5 SGB VIII an das Wunsch- und Wahlrecht
zu verweisen, welches den jungen Menschen ermöglichen

soll, Hilfemaßnahmen zu bekommen, welche sie selbst auch
als sinnvoll erachten. Außerdem müssen junge Menschen auf
ihr Wunsch- und Wahlrecht und auf Beratungs- und Unter-
stützungsmöglichkeiten über das 18. Lebensjahr hinaus ver-
bindlich hingewiesen werden.

Zugänge in Wohnraum ermöglichen!

Bislang ist eine zentrale Schwierigkeit im Übergang in ein ei-
genverantwortliches Leben der Zugang zu bezahlbarem
Wohnraum für die jungen Menschen aus der Jugendhilfe.
Care Leaver haben auf umkämpften Wohnungsmärkten
schlechte Karten.

Für Care Leaver muss daher der Zugang in Wohnraum er-
möglicht werden. Über soziale Wohnungspolitik ist die kom-
munale und private Wohnungswirtschaft zu verpflichten,
dass im Wohnungsneubau und bei den Wohnungsbeständen
Kontingente für Care Leaver bereitgestellt und langfristig ge-
sichert werden. Des Weiteren bedarf es niedrigschwelliger
und begleitender Unterstützungsangebote, die freiwillig ab-
gerufen werden können und nicht erst noch beantragt werden
müssen. Kein Care Leaver darf aufgrund fehlender Wohnun-
gen bei Verlassen der stationären Jugendhilfe in Notunter-
künfte und somit in andere Sozialsysteme abgeschoben wer-
den. Denn auch hier muss die Jugendhilfe zuständig bleiben.
Stattdessen sind bei Verlassen stationärer Jugendhilfe
nachhaltige und zukunftsfähige Lösungen zu entwickeln und
sicherzustellen.

Universalantrag zur Vereinfachung
von Antragsstellung!

Bislang ist das Prozedere der Antragsstellung von Transfer-
leistungen für junge Erwachsene nahezu undurchschaubar.
Die Anträge sind herausfordernd zu stellen und benötigen
den Gang zu vielen verschiedenen Anlaufstellen.

Im Übergang in ein eigenständiges Leben ist die soziale Exis-
tenzsicherung als zentral zu bewerten. Dabei sollte die Frage
der Finanzen von der pädagogischen Arbeit abgelöst werden.

Ein Universalantrag, der es den jungen Menschen erlaubt, ei-
nen Antrag zu stellen, den dann die jeweils unterschiedlichen
Behörden untereinander kooperativ abstimmen, wäre hierbei
ein Schritt in die richtige Richtung, um eine Vereinfachung
im „Antragsdschungel“ zu erzielen. Fragen von Datenschutz
müssen hierbei berücksichtigt und geklärt werden.
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Ein Konzept mit Übergangsplanung für einen
gelingenden Leaving Care Prozess muss

obligatorisch für die Erteilung einer
Betriebserlaubnis sein.



Kostenheranziehung stoppen!

Bislang müssen junge Menschen in stationären Jugendhilfe-
maßen bis zu 75% ihres Einkommens abgeben. Damit ver-
bunden entfallen Ansparmöglichkeiten und Care Leaver ha-
ben wenig finanzielle Puffer. Darüber hinaus hat die Praxis
der Kostenheranziehung einerseits zur Folge, dass junge
Menschen die Jugendhilfemaßnahme aus eigenem Willen
(um das Ausbildungsgehalt behalten zu können) früher been-
den und andererseits bestimmte Bildungswege nicht einge-
schlagen werden.

Von der Kostenheranziehung ist daher abzusehen. Statt der
Kostenheranziehung sollte es Care Leavern während der Ju-
gendhilfe ermöglicht werden, Gelder anzusparen, die eine
bessere finanzielle Ausstattung im Übergang ermöglichen.
Im Gegensatz zu vielen anderen jungen Menschen mit unter-
stützendem Familienhintergrund verfügen Care Leaver häu-
fig nicht über ein – auch finanziell – unterstützendes soziales
Netzwerk.

Stattdessen entsteht durch die Kostenheranziehung auch ein
Verarmungsrisiko. Langwierige behördliche Bearbeitungs-
verfahren führen häufig zu vierstelligen Rückforderungsbei-
trägen aus der wirtschaftlichen Jugendhilfe, so dass Care Lea-
vern ein guter Übergang verwehrt wird. Diese Benachteili-
gung ist abzustellen.

Darüber hinaus muss es Teil eines Übergangskonzeptes selbst
sein mit Finanzen umzugehen, was ein reflektierter Umgang
mit dem Ausbildungsgehalt o.ä. durchaus sein kann.

Mitbestimmung und Selbstorganisation
von Care Leavern ermöglichen –
Care Leaver in den Jugendhilfeausschuss!

Bislang ist die Partizipation zwar im Rahmen von Hilfeplan-
gesprächen (§ 36 SGB VIII) verankert und während der Zeit
in der Jugendhilfemaßnahme sind – zumindest teilweise –
Strukturen für Beteiligung im Rahmen von Heimräten und
Landesheimräten vorhanden. Eine systematische Möglichkeit
zur Mitbestimmung und Selbstorganisation von Care Lea-
vern fehlt jedoch bisher.

Es braucht mehr verbindliche Mitbestimmungsmöglichkeiten
im Rahmen der Heimerziehung und bei Pflegefamilien. Ein
Weg kann die flächendeckende Einrichtung von (Lan-
des-)Heimräten sein, die dann auch als zusätzliche Beschwer-
destrukturen wirksam werden können.

Insbesondere sollten Selbstorganisationen von Care Leavern
systematisch gefördert und in die Jugendhilfepolitik einbezo-
gen werden. Dafür wäre es hilfreich, wenn Care Leaver-
Selbstorganisationen einen Sitz in den örtlichen und überört-
lichen Jugendhilfeausschüssen bekommen könnten.

Mehr Wissen über das Leben von
Care Leavern generieren!

Bislang existiert in Deutschland keine systematische reprä-
sentative Aufarbeitung, was eigentlich aus jungen Menschen
wird, die in stationären Jugendhilfemaßnahmen aufgewach-
sen sind.

Es bedarf daher einer langfristigen Förderung der For-
schungsaktivitäten im Bereich Leaving Care, um diese Wis-
senslücke zu schließen und damit einem ernsthaften Interesse
nachzugehen, wie es Care Leavern in Deutschland geht. Da-
rüber hinaus braucht es qualitative Analysen, in denen Care
Leaver selbst zu Wort kommen können und im Idealfall –
über partizipative Forschungsmethoden – selbst mitgestalten,
was und wie geforscht wird.

Zivilgesellschaftes Engagement stärken!

Bislang wird der Übergang von Care Leavern entweder von
Seiten der Jugendhilfe begleitet oder es entstehen über Pro-
jektförderungen sogenannte Care Leaver Initiativen. Beides
ist nicht ausreichend, um jungen Menschen in diesen Schrit-
ten zur Seite zu stehen.

Es braucht eine Infrastrukturplanung und -entwicklung für
junge Erwachsene, um diesen Übergang gut zu meistern. In
diese Infrastruktur kann/muss auch die Zivilgesellschaft mit
einbezogen werden. Dies darf nicht in Konkurrenz zur Ju-
gendhilfe und zur staatlichen Verantwortung gedacht werden,
sondern in einer guten Ergänzung dazu! In der Gesamtverant-
wortlichkeit der Jugendhilfe bedarf es hier konzeptioneller
Überlegungen und Entwicklungen zur Kooperation mit
Zivilgesellschaft.
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Bei Wohnungsneubau und Wohnungsbeständen
müssen Kontingente für Care Leaver

bereitgestellt und langfristig gesichert werden.



Wir fordern die Bundesregierung auf, über entsprechende
Förderprogramme erfolgreiche Ansätze des Einbezugs von

zivilgesellschaftlichem Engagement zu erforschen und geeig-
nete Wege und Möglichkeiten der Umsetzung zu etablieren.

Wir stehen für Rückfragen gerne zur Verfügung und sind
gerne bereit, an konkreten Überlegungen der Umsetzung
dieser Forderungen mitzuarbeiten.

verabschiedet am 27.11.2019

Fotos: C. Ganzer
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Es braucht mehr verbindliche
Mitbestimmungsmöglichkeiten im Rahmen
der Heimerziehung und bei Pflegefamilien.

Wir sind unter folgender E-Mail-Adresse erreichbar:
info@careleaverinitiativen.de
Homepage: www.careleaverinitiativen.de
Aktuelle Sprecher*innen:
Olaf Sobczak (HOME SUPPORT, Hamburg), Björn Red-
mann (Kinder- und Jugendhilferechtsverein Dresden), Ka-
tharina Mangold (Universität Hildesheim)

Das Monitoring zur Umsetzung der
UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland

Ergebnisse und Konsequenzen

von Wolfgang Hammer

Vorwort

Im Jahr 1989 hat die internationale Staatengemeinschaft mit
der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen
(UN-KRK) der Erkenntnis Rechnung getragen, dass Kinder
ihre Rechte nicht in derselben Weise durchsetzen können wie
Erwachsene. Kinder sind besonders schutzbedürftig und be-
nötigen verschiedene Formen und Angebote der individuel-
len Förderung und Unterstützung. Wie diese Rechte für die
rund 13,6 Millionen Kinder und Jugendlichen unter 18 Jah-
ren, die derzeit in Deutschland leben, umgesetzt werden, war
eine Frage, auf die es bisher keine empirisch begründete Ant-
wort gab. Zurzeit wird in Deutschland darum gestritten, wie
und mit welcher Substanz diese Rechte als eigenständige Kin-
derrechte ins Grundgesetz aufgenommen werden sollen. Die
Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz müsste sich,
wenn sie nach bestem Wissen erfolgen soll, daran orientieren,
wie die Umsetzung der Kinderrechte aus der UN-KRK bisher
gelungen ist.

Ob die Rechte der Kinder voll oder zumindest teilweise ver-
wirklicht sind, ist von verschiedenen Faktoren abhängig, auf
die Kinder keinen Einfluss haben. Zu diesen Faktoren gehören
beispielsweise ihr Geschlecht, ihre Herkunft und das Einkom-
men oder der Erwerbsstatus der Eltern. Ebenso haben der Ort,
an dem sie aufwachsen, sowie die politischen und rechtlichen
Rahmenbedingungen, die dort gelten, einen entscheidenden
Einfluss auf ihr Aufwachsen. Auch wenn das Grundgesetz
gleichwertige Lebensverhältnisse als Maßstab vorgibt, werden
die vielfältigen Lebensbedingungen, in denen Kinder in
Deutschland aufwachsen, im föderalen System der Bundesre-
publik Deutschland maßgeblich durch die Bundesländer und
die Kommunen (Städte und Landkreise) geprägt. Auf Landes-
ebene werden Gesetze verabschiedet, Programme entwickelt
und Rahmenbedingungen gesetzt, die Kinder und ihre Lebens-
situation unmittelbar betreffen. Dementsprechend liegt auch
die Gewährleistung der Kinderrechte zu einem nicht unerhebli-
chen Teil in den Händen der Bundesländer. Gleichzeitig lässt
sich jedoch feststellen, dass eine fundierte Einschätzung zum
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Umsetzungsstand auf der Länderebene schwerfällt, da bisher
kein kinderrechtliches Datenerfassungssystem oder eine ent-
sprechende systematische Datensammlung existiert.

Noch schwieriger ist ein Vergleich auf kommunaler Ebene,
denn selbst in einem Bundesland können die kommunalen
Dienstleistungen für Familien und Kinder und deren Zugäng-
lichkeit stark differieren. Dies gilt sowohl für Freizeit- und
Erholungsangebote, Freiflächen, Spielplätze und Verkehrssi-
cherheit als auch in Teilen für die Kindertagesbetreuung trotz
bundes- und landesgesetzlicher Vorgaben. Wer es ernst meint
mit der Umsetzung der Kinderrechte, muss auch bereit sein,
deren Umsetzung regelhaft zu überprüfen. Deutschland hat
sich bisher dieser Aufgabe nicht gestellt.

Es war deshalb das Anliegen der vorliegenden Pilotstudie des
Deutschen Kinderhilfswerks (DKHW), erstmals einen „Kin-
derrechte-Index“ für Deutschland zu entwickeln, der den
Umsetzungsstand von Kinderrechten in den
Bundesländern systematisch miteinander
vergleicht. In diesem Sinne soll der
nun vorliegende „Kinderrechte-
Index“ eine transparente und öf-
fentlichkeitswirksame Dar-
stellung der Umsetzung von
Kinderrechten liefern. Ziel
ist es, mit den Ergebnissen
politische Entscheidungs-
trägerinnen und Entschei-
dungsträger zu erreichen,
die wiederum für Maßnah-
men, Programme und Strate-
gien zur Umsetzung von Kinder-
rechten verantwortlich sind. Der
Ansatz bietet darüber hinaus den Vor-
teil, dass bei regelmäßigen Neuauflagen
des „Kinderrechte-Index“ auch Veränderungen
im Laufe der Zeit und damit Wirkungen politischer Strategien
sichtbar gemacht werden können.

1. Herangehensweise

Methodisch liegt der Pilotstudie ein breiter kinderrechtlicher
Forschungsansatz zugrunde, der auf der UN-KRK basiert und
gemeinsam mit dem interdisziplinär zusammengesetzten
Wissenschaftlichen Beirat entwickelt wurde. Ausgangspunkt
für die Entwicklung von Kinderrechte-Indikatoren im Rah-
men der Pilotstudie war eine umfassende Bestandsaufnahme
und rechtliche Analyse der Umsetzung der Kinderrechte auf
Beteiligung, Gesundheit, angemessenen Lebensstandard, Bil-
dung, Ruhe und Freizeit, Spiel und Erholung sowie auf
Schutz in den Bundesländern. Es wird aufgezeigt, welche
Umsetzungserfordernisse sich aus der UN-KRK für die Bun-
desländer ergeben und welche Indikatoren idealerweise vor-
handen sein müssten, um die Umsetzung vollumfänglich
messen und bewerten zu können. Nach einer ersten Da-
ten-Verfügbarkeitsprüfung stellte sich bereits heraus, dass für

keines der untersuchten Kinderrechte sämtliche idealtypi-
schen Indikatoren vollumfänglich mit validen Daten unterlegt
werden konnten.

Demgegenüber konnten jedoch auf Grundlage von verfügba-
ren Daten und eigenen Datenerhebungen im Ergebnis 64 Kin-
derrechte-Indikatoren gebildet werden. Als Quellen dienten
öffentlich verfügbare Daten, wie die der amtlichen Statistik,
verschiedene Sonderauswertungen von externen Datenhal-
tern und Auswertungen des sozioökonomischen Panels. Er-
gänzend wurden seitens des Deutschen Kinderhilfswerkes ei-
gene Analysen von Rahmenbedingungen wie Gesetzen, Insti-
tutionen, Netzwerken und Programmen durchgeführt sowie
Daten durch repräsentative Umfragen unter Kindern und El-
tern in den Bundesländern erhoben.

Alle Kinderrechte-Indikatoren werden im Rahmen der Be-
standsaufnahme ausführlich beschrieben und bilden die Be-

rechnungsgrundlage für den „Kinderrechte-In-
dex“. In schriftlichen Befragungen ver-

schiedener Landesministerien in allen
Bundesländern und in den Recher-

chen zur Pilotstudie wurde eine
Reihe von Beispielen guter
Praxis für die Umsetzung
von Kinderrechten aufge-
zeigt, welche ebenfalls in
der Bestandsaufnahme dar-
gestellt sind, allerdings
nicht in die Index-Auswer-

tungen mit einfließen. Die
Mitwirkungsbereitschaft der

öffentlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe zeigte dabei noch viel

Entwicklungspotenzial nach oben –
insbesondere bei den Landesjugendämtern.

Die Ergebnisse des „Kinderrechte-Index“ wurden zudem
durch Kinderperspektiven zum Recht auf Beteiligung er-
gänzt, welche durch qualitative Befragungen im Rahmen von
vier Fokusgruppen-Diskussionen mit Kindern erhoben wur-
den. Diese zeigen im Sinne des Pilotcharakters auf, dass qua-
litative Erkenntnisse eine sinnvolle Ergänzung quantitativer
Forschungsansätze darstellen können. So wurden Perspekti-
ven von Kindern in den Kontexten „Inklusion und Exklusion
in der Schule“ sowie „Kinder mit Armutserfahrungen“ erho-
ben. Diese Verfahren ermöglichen einen qualitativen Blick
aus Sicht der Betroffenen, der aus den offiziellen Statistiken
nicht ablesbar ist. Die Erfahrungen und Lebenswelten dieser
Kinder konnten bei der Indexbildung nicht berücksichtigt
werden, da dieser sich auf den Durchschnitt aller Kinder im
jeweiligen Bundesland bezieht. Schließlich hat der Kinder-
und Jugendbeirat des Deutschen Kinderhilfswerkes auf

Kinder können ihre Rechte nicht in derselben Weise
durchsetzen wie Erwachsene.

Foto: C. Ganzer
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Grundlage der Ergebnisse der Pilotstudie „Kinderrechte-In-
dex“ Forderungen zum Recht auf Beteiligung formuliert,
welche am Ende der Pilotstudie festgehalten sind.

2. Ergebnisse

Anhand eines indexspezifischen Rechnungsmodells wurden
die erhobenen Kinderrechte-Indikatoren gewichtet und zu-
einander in Beziehung gesetzt, um eine Bewertung der Bun-
desländer vorzunehmen. Gemeinsam mit dem Wissen-
schaftlichen Beirat wurde entschieden, dass die
Ergebnisse des „Kinderrechte-Index
2019“ jeweils in drei Ländergruppen
ausgegeben werden. Diese zeigen
auf, ob ein Bundesland bei der
Umsetzung im Vergleich
überdurchschnittlich, durch-
schnittlich oder unterdurch-
schnittlich abschneidet. Da-
bei wird deutlich, dass alle
Bundesländer erheblichen
Verbesserungsbedarf bei der
Umsetzung von Kinderrech-
ten haben – wenn auch in un-
terschiedlichen Ausprägungen.
In Ländersteckbriefen sind auf Ba-
sis der berechneten Daten Beispiele gu-
ter Umsetzung und Entwicklungsbedarfe
differenziert zusammengefasst. Auf dieser Grund-
lage können die Regierungen und Landesparlamente der
Bundesländer ihre Arbeit überprüfen und sich mit anderen
Bundesländern vergleichen.

Im Gesamtergebnis

� schneiden Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein und Sachsen überdurchschnittlich ab.
Dies bedeutet, dass in diesen Bundesländern die Kinder-
rechte vergleichsweise am besten umgesetzt werden.

� Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Thüringen
liegen im Mittelfeld.

� Hamburg, Hessen, Sachsen-Anhalt und das Saarland ha-
ben insgesamt unterdurchschnittliche Werte erreicht.

Bei der Umsetzung des Rechts auf Beteiligung in allen das
Kind betreffenden Angelegenheiten schneiden Baden-Würt-
temberg, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein über-
durchschnittlich ab. Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz, das
Saarland, Sachsen und Thüringen schneiden hier unterdurch-
schnittlich ab.

Das Recht auf Gesundheit, welches den Zugang zum Gesund-
heitssystem, Prävention und Gesundheitsförderung umfasst,
setzen Bayern, Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Rhein-
land-Pfalz vergleichsweise am besten um. Hessen, Mecklen-

burg-Vorpommern, das Saarland, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen liegen bei der Umsetzung im Vergleich unter dem
Durchschnitt.

In Bayern, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Sachsen
ist das Recht auf angemessenen Lebensstandard für eine

körperliche, geistige, seelische, sittliche und
soziale Entwicklung des Kindes ver-

gleichsweise am besten umgesetzt.
Hier sind Hamburg, Hessen, das

Saarland und Sachsen-Anhalt
unterdurchschnittlich.

Brandenburg, Niedersach-
sen, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein, Sach-
sen und Thüringen liegen
bei der Umsetzung des

Rechts auf Bildung, welches
die Verwirklichung von Chan-

cengleichheit sowie Bildungsin-
halte und -ziele umfasst, vorne. Un-

ter dem Durchschnitt liegen hier Ba-
den-Württemberg, Bremen, Hamburg, Hes-

sen und das Saarland.

Das Recht auf Ruhe und Freizeit, Spiel und altersgemäße ak-
tive Erholung ist entscheidend für die Qualität der Kindheit,
für das Recht des Kindes auf eine optimale Entwicklung und
für die Förderung der Widerstandsfähigkeit. Bayern, Bran-
denburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein liegen bei der Umsetzung über dem Durch-
schnitt. Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Nordrhein-Westfalen sind unterdurchschnittlich.

Exkurs: Bereitstellung von Haushaltsmitteln
für Freizeit, Spiel und Erholung

Für die Erfüllung des Rechts auf Freizeit, Spiel und Erholung
fordert der UN-Kinderrechtsausschuss die Bereitstellung von
Haushaltsmitteln für Einrichtungen für Kinder, wie Sportver-
eine oder Jugendzentren (GC Nr. 17 2013: Rn. 58 (d)). In der
Pilotstudie wurden davon ausgehend die Angebote der Kin-
der- und Jugendarbeit in den Bundesländern in den Blick ge-
nommen. Insgesamt ist die Kinder- und Jugendarbeit ein sehr
heterogener Aufgabenbereich der Kinder- und Jugendhilfe
(Fendrich et al. 2014: 72 ff.). Im Bildungsfinanzbericht wer-
den die Zahlen für Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit
gemeinsam ausgegeben. Bei den Ausgaben werden auch Mit-
tel berücksichtigt, die zur Errichtung, Erhaltung und zum Be-
trieb von Einrichtungen der Jugendarbeit und Jugendver-
bandsarbeit geleistet werden (Destatis 2018c: 64). Nach vor-

Die Ergebnisse wurden durch Kinderperspektiven
zum Recht auf Beteiligung ergänzt.

Foto: AndreasKlinkeJohannsen_flickr
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läufigen Ergebnissen gaben die öffentlichen Haushalte im
Jahr 2017 insgesamt 2,24 Milliarden Euro für die Jugend- und
Jugendverbandsarbeit aus. Gerade bei diesen Leistungen sind
die Kommunen der Hauptfinanzier und hier gibt es auch die
größten Unterschiede in den kommunalen Leistungen.

Schutz von gefährdeten Kindern

Obwohl das Thema Kinderschutz eine zentrale Rolle in der
politischen und medialen Diskussion der letzten Jahre ge-
spielt hat, gibt es keine ausreichend solide Datenbasis für ei-
nen Ländervergleich. Dies begründet sich einerseits durch die
unzureichende Datenlage bei Eingriffen in das Sorgerecht
und bei Inobhutnahmen und andererseits durch mangelnde
Informationsbereitschaft bei der Frage nach dem Vorhanden-
sein von Schutzkonzepten und Beschwerdemöglichkeiten
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen der Kinder-
und Jugendhilfe. Der Versuch über die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Landesjugendämter an Informationen zu kommen
verlief leider ergebnislos, obwohl solche Schutzkonzepte und
Beschwerdemöglichkeiten durch das Bundeskinderschutzge-
setz verpflichtend vorgegeben sind. Hinter dieser mangeln-
den Datenlage stehen zwei Probleme:

Problem 1: Inobhutnahmen/Fremdunterbringungen

Grundsätzlich sollte eine Trennung der Kinder von
der Familie nur vorübergehender Art sein
und lediglich als „ultima ratio“ unter
Einhaltung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes in Betracht
kommen, wenn das körperli-
che, geistige und seelische
Kindeswohl mit dem Ver-
bleib in der Familie nach-
haltig gefährdet ist
(Schmahl 2017: Art. 9
UN-KRK, Rn. 4). Im Falle
einer Trennung stellt Art. 9
Abs. 3 UN-KRK den Fortbe-
stand der familiären Kontakte
sicher. Kinder, die vorüberge-
hend oder dauerhaft aus ihrer fami-
liären Umgebung herausgelöst werden,
haben gemäß Artikel 20 UN-KRK einen An-
spruch auf den besonderen Beistand und Schutz der
Vertragsstaaten. Als Formen der Betreuung kommen nach
Art. 20 Abs. 3 UN-KRK unter anderem die Aufnahme in eine
Pflegefamilie, Adoption oder auch die Unterbringung in einer
Wohngruppe oder einem Heim infrage.

In den letzten 20 Jahren (Stand 2018) hat sich die Zahl der
Inobhutnahmen insgesamt, sowohl absolut als auch bevölke-
rungsbezogen, verdreifacht. Für diese Entwicklung gibt es so-
wohl die Erklärung einer erhöhten Sensibilität für den Kin-
derschutz als auch die Erklärung einer gestiegenen Interven-
tionsbereitschaft der Jugendämter, die nicht immer dem Kin-

deswohl dient. Dabei ist auffällig, dass sich diese starke Zu-
nahme regional sehr unterschiedlich darstellt und immer
mehr ernstzunehmende Hinweise vorliegen, dass diese Zu-
nahme Ausdruck eines Paradigmenwechsel der Jugendämter
im Umgang mit Erziehungsproblemen von Familien ist und
zum Teil verheerende Folgen für die Kinder mit sich bringt
(W. Körner/G. Hörmann 2019, Staatliche Kindeswohlgefähr-
dung, W. Hammer 2020, Problematische Inobhutnahmen und
Fremdunterbringungen, Fallstudie).

Auch die vom Deutschen Bundestag veranlasste Untersu-
chung problematischer Kinderschutzfälle durch das Mainzer
Institut für Kinder- und Jugendhilfe zeigt erste kritikwürdige
Aspekte solcher Fallverläufe auf und auch die Rechtspre-
chung belegt, dass vielfach gesetzeswidrige Eingriffe in El-
tern- und Kinderrechte erfolgt sind. Verschärfend kommt hin-
zu, dass die zunehmende Dauer von Inobhutnahmen, deren
Folgen für Kinder oft mit schweren Schädigungen verbunden
sind, statistisch nicht erfasst wird. Somit fehlt ein wesentli-
cher Indikator des Kinderschutzes.

Problem 2: Schutz von Kindern und Jugendlichen in Institutionen

Obwohl das Thema Schutz von Kindern in Institutionen durch
die Runden Tische zur Heimerziehung und zum Sexuellen
Kindesmissbrauch auf Bundesebene intensiv aufgearbeitet
wurde, gibt es weder eine ausreichende Umsetzung der Emp-

fehlungen noch der Vorgaben des Bundeskinder-
schutzgesetzes. Es mangelt vor allem an un-

abhängigen Beschwerdestellen (Om-
budsstellen), Qualifizierter Jugend-

beratung und Alternativen zur
Trennung von Eltern und Kin-

dern in Krisensituationen.
Eingriffe in Kinderrechte und
menschenunwürdige Erzie-
hungspraktiken in Institutio-
nen sind weiterhin Praxis.
Dies war auch das Ergebnis

des Hamburger Tribunals zur
Verletzung von Kinderrechten

in Heimerziehung vom Herbst
2018. Stattdessen hat sich der Kin-

derschutz in Deutschland zunehmend
mehr auf die Kontrolle und den Eingriff

in Familien fokussiert und blendet die verhee-
renden Wirkungen dieses Paradigmenwechsel auf die

Kinder aus. Die Erfassung des Umfangs und der Auswirkun-
gen dieser Rechtsverletzungen auf Kinder wäre daher eine
dringende Anforderung an eine reflektierte und selbstkritische
Kinder- und Jugendhilfe. Die Ausblendung dieser Probleme
hat dazu geführt, dass es keine Datenbasis gibt, um den Schutz
von Kindern in einem Länder-Monitoring abzubilden.

Der Stand der Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland
ist mehr als unbefriedigend.

Foto: AndreasKlinkeJohannsen_flickr
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3. Fazit für Deutschland

Der Stand der Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland ist
mehr als unbefriedigend. Das gilt insbesondere für Kinder in
Familien in belasteten Lebenslagen. Insbesondere Kinder von
Alleinerziehenden haben ein deutlich erhöhtes Armuts- und
Gesundheitsrisiko und sind viel häufiger von Eltern-Kind-
Trennungen betroffen. Deshalb wäre eine leistungsfähige nied-
rigschwellige und nach einheitlichen Standards ausgestaltete
und finanzierte kommunale Infrastruktur, die den kostenlosen
Zugang zu Freizeit-, Sport und Erholungsangeboten, offener
und verbandlicher Kinder- und Jugendarbeit,
Spielplätzen und Freiflächen sichert, von-
nöten. Dazu gibt es aber weder Vor-
gaben auf Bundes- noch auf Län-
derebene noch stehen den Kom-
munen dafür ausreichende
Mittel zur Verfügung. Durch
die unterschiedliche Ausge-
statung von Bildung und Be-
treuung in Kindertagesein-
richtungen und Schulen er-
füllt Deutschland auch nicht
die Anforderungen, den An-
spruch auf Bildung für alle Kin-
der optimal und familienunab-
hängig zu gestalten. Die Beteiligung
der Kinder an allen sie betreffenden Pla-
nungen ist eher die Ausnahme als die Regel
und zum Schutz der Kinder gibt es noch nicht einmal
eine solide Datenbasis. Somit haben auch die Länder, die im
Vergleich überdurchschnittlich abgeschnitten haben, keinen
Grund zu jubeln.

Denn damit ist eins klar: Deutschlands Kinder brauchen ein
wesentlich verbindlicher und finanziell besser ausgestattetes
Unterstützungssystem für eine kinderfreundliche Umwelt.
Das bedeutet vor allem Investitionen in Bildung, Freizeit, Ge-
sundheit und vor allem Armutsbekämpfungsprogramme.
Deutschlands Kinder brauchen keine Stärkung des Staates,
um leichter in Familien eingreifen zu können. Vielmehr stel-
len die überbordenden Inobhutnahmen, zunehmende Eingrif-
fe in das Sorgerecht und Fremdunterbringungen viel zu oft
eine staatliche Kindeswohlgefährdung dar, die zurückgeführt
werden muss. Diese Entwicklung ist die strukturelle Auswir-
kung des schrittweisen Rückzugs der Staatlichen Gemein-
schaft für das Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung und
die damit verbundene Schuldzuschreibung an die Eltern, vor
denen der Staat die Kinder meint schützen zu müssen.

Auffallend ist die trotz umfangreicher Medienberichterstattung
über die Ergebnisse der Pilotstudie große politische Zurückhal-
tung auf Seiten des Bundes und der Länder. Diese Zurückhal-
tung deutet darauf hin, dass das Thema weiterhin politischen
Sonntagsreden überlassen bleibt und nicht beabsichtigt ist, in
das System eines unterfinanzierten, durch Föderalismus und
Kommunale Selbstverwaltung gespaltenen Landes, zugunsten
der Kinder zu investieren. Belege dafür sind, dass die geplante

Reform des Kinder-und Jugendhilferechts nach dem aktuellen
Diskussionsstand genau diese zentralen Probleme ausspart, ob-
wohl deren Dringlichkeit gerade angesichts der zunehmend
wegbrechenden Infrastruktur der Kinder- und Jugendarbeit
und der Familienförderung in den Kommunen sofortiger Re-

formschritte bedürfte. Auch die geplante Ausweitung des
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung belegt

das. Die bisherigen Pläne der Bundesre-
gierung für die Bildung eines Sonder-

vermögens für Investitionen wer-
den zu weiteren finanziellen Be-

lastungen in den Kommunen
und noch mehr Flickenteppi-
chen für Kinder und Eltern
führen, die auf verlässliche
und bezahlbare Angebote
der Ganztagsbetreuung an-
gewiesen sind. Da auch der

bisher vorliegende Entwurf
des Bundesjustizministeriums

zur Aufnahme von Kinderrechten
ins Grundgesetz sowohl im Hinblick

auf Beteiligungsrechte als auch im Hin-
blick auf das Vorrangprinzip des Kindes-

wohls bei allen staatlichen Planungen weit hinter der
UN-KRK zurückbleibt, ist erkennbar, dass die proklamierte
Stärkung der Kinderrechte nicht ernsthaft politisch gewollt ist.
Daraus ergeben sich folgende Handlungsnotwendigkeiten, die
Deutschlands Kinder brauchen:
� eine systematische Fortschreibung des „Kinderrechte-In-

dex“, weil nur dadurch überprüfbar bleibt, ob und in wel-
chem Umfang Kinderrechte tatsächlich umgesetzt werden

� eine echte Reform des Kinder-und Jugendhilferechts, die
vor allem die infrastrukturellen Angebote für Familien
und Kinder im Bereich Bildung, Teilhabe und Freizeit si-
chert und Kinder vor den Folgen übereilter Eingriffe in
Familien schützt

� eine Ausgestaltung eigenständiger Kinderrechte im
Grundgesetz, die sich vor allem am Vorrangprinzip des
Kindeswohls bei allen staatlichen Planungen (Art. 3
UN-KRK) orientiert.

4. Wo steht Hamburg? – Fazit und Handlungsbedarfe

Hamburg ist in der Gruppe der vier Länder mit den schlech-
testen Ergebnissen gelandet. Das ist vor allem auf die Ergeb-
nisse in den Bereichen Recht auf angemessenen Lebensstan-
dard, Recht auf Bildung und Recht auf Erholung, Freizeit und
Spiel zurückzuführen.

Hamburgs Abschneiden im Ländervergleich ist nicht nur ent-
täuschend, sondern auch blamabel und das in zweifacher Hin-

Hamburg ist in der Gruppe der vier Länder mit
den schlechtesten Ergebnissen gelandet.
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sicht. Zum einen gibt es für Hamburg kei-
ne entlastenden Argumente wie ande-
ren Ländervergleichen, in denen
die für Stadtstaaten typischen
Besonderheiten großstädti-
scher Ballungsräume zu Ver-
zerrungen führen. Gerade
der Stadtstaaten-Vergleich
mit Berlin und Bremen, die
beide besser abschneiden
als Hamburg obwohl sie z.T.
wesentlich ungünstigere Fak-
toren bei Wirtschaftskraft,
dem Pro-Kopf-Steueraufkom-
men und der Armutsquote aufwei-
sen, zeigt, wie sehr das schlechte Ab-
schneiden Hamburgs hausgemacht ist. Bla-
mabel ist auch, dass im Koalitionsvertrag von SPD
und Grünen verabredet wurde, Hamburg zur kinderfreund-
lichsten Stadt Deutschlands zu machen. In diesem Koalitions-
vertrag war auch die Stärkung der Kinder-und Jugendarbeit
verabredet worden. Nun wird man/frau am Ende der Legisla-
turperiode mit dem Ergebnis konfrontiert, vom Spitzenreiter
zum Schlusslicht abgestiegen zu sein. Das macht sprachlos,
und das war trotz umfangreicher Berichterstattung in den
Hamburger Medien zur Pilotstudie, auch die Antwort des Se-
nats und der sie tragenden Parteien auf die Ergebnisse der Pi-
lotstudie: nämlich Schweigen.

Hamburgs gut 306.000 Kinder und Jugendliche (Stand
31.12.2018) aber brauchen Taten und kein Schweigen. Hand-
lungsbedarfe bestehen vor allen in den Bereichen:

a) Recht auf angemessenen Lebensstandard
� Die Armutsgefährdungsquote ist mit 24,5 Prozent (2018)

die zweithöchste im Ländervergleich.
� Es gibt keine Zuschüsse für Familienerholungsmaßnahmen.
� Es gibt kein einkommensunabhängiges kostenloses

ÖPNV-Ticket für Kinder.
� Es gibt kein Regierungsprogramm zur Bekämpfung der

Kinderarmut.

b) Recht auf Bildung
Gemessen an der eigenen Wirtschaftsleistung gibt Hamburg
im Ländervergleich
� mit 0.67 Prozent für die Kindertagesbetreuung am dritt-,
� und mit 1,59 Prozent für Schulen am zweitwenigsten aus.

Fragt man die Schülerinnen und Schüler liegt Hamburg
� bei der Medienbildung in der Schule an letzter Stelle
� beim Internetzugang an vorletzter Stelle
� und hat auch die geringsten Zustimmungswerte bei Schü-

ler*innen, dass in ihren Schulen Chancengleichheit
herrscht.

c) Recht auf Ruhe und Freizeit, Spiel und Erholung
Der Anteil der öffentlichen Ausgaben für die Kinder- und Ju-
gendarbeit am Gesamthaushalt liegt mit 0,3 Prozent erheblich
unter dem Länderdurchschnitt. Dass Hamburg immer noch die

zweithöchste Verbreitung an Einrichtun-
gen aufweist, zeigt wie extrem unter-

ausgestattet ein Großteil der Ein-
richtungen ist.

In der Hamburgischen Lan-
desbauordnung fehlt die
nach Art. 3 der UN-KRK
vorgeschriebene Veranke-
rung von Kinderinteressen
als Anforderungen an bauli-

che Anlagen. Bei Hamburgs
Kindern gibt es die niedrigsten

Zustimmungswerte auf die Fra-
gen, ob ihnen genug Zeit für Ruhe

und Freizeit zur Verfügung steht.

Was ist zu tun?

Hamburg hat eine Legislaturperiode lang nichts getan, um
dem politischen Anspruch „Kinderfreundlichste Stadt zu
werden“ näherzukommen. Die aufgezeigten Defizite sind
durch falsche landespolitische Weichenstellungen verursacht.
Sie können und müssen durch neue Weichenstellungen in der
Landespolitik durch eine neue Bürgerschaft und einen neuen
Senat verändert werden. Sowohl die Ergebnisse der Pilotstu-
die als auch die 70 Empfehlungen der Hamburger Enquete-
kommission zeigen die Handlungsbedarfe klar auf:

� Hamburgs Kinder und Familien brauchen eine deutliche
Verbesserung der Ausstattung von Offener Kinder- und
Jugendarbeit und mehr Kinder- und Familienhilfezentren.

� Hamburgs Kinder brauchen eine bessere Förderung von
Bildung und Betreuung in Kitas und Schulen.

� Hamburgs Kinder und Familien brauchen einen Paradig-
menwechsel insbesondere im Umgang mit erzieherischen
Belastungen und Überforderungen von Eltern. Der Um-
fang von Trennungen der Kinder von Eltern, Familie und
Umfeld durch Sorgerechtseingriffe, Inobhutnahmen und
durch die Unterbringung in weit abgelegenen Heimen mit
menschenunwürdigen Erziehungspraktiken ist ein Irrweg.

Dies alles muss Teil eines Koalitionsvertrages und Regie-
rungsprogramms werden, das diesmal konkret finanziell un-
terlegt ist und auch umgesetzt wird.

Dr. phil
Wolfgang Hammer

ist freiberuflicher Soziologe und
Fachautor sowie Mitglied des Wis-
senschaftliche Beirats des DKHW
im Projekt Kinderrechte-Index.
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Heft 4/2018
Titelthema: „Lebenswelten – Ein FORUM

von Kindern
und Jugendlichen“
Unter anderem mit folgenden Beiträgen:
Gülay: Die Welt in meinem Kopf
Pascal: Suizid: Das Thema, was in den
letzten Jahren verharmlost wurde
Farouk Wali: Haltet die Jugendzentren offen!
Oder: Warum mir das JuZ Vierlanden
wichtig ist
Dennis: Wir hatten richtig Stress zu Hause
Alina Essberger: Starke Mädchen
Renzo-Rafael Martinez: „Dressur zur
Mündigkeit?“
Fotoessays von Jugendlichen aus
Einrichtungen der OKJA in Hamburg:
So sehen wir unsere Jugendhäuser

Heft 1/2019
Titelthema: „Offen für Genderperspektiven?“

Unter anderem mit folgenden Beiträgen:
Prof. Dr. Jutta Hartmann:
Genderperspektiven im Feld der Jugendarbeit.
Diskurslinien aus jüngerer Vergangenheit
und Gegenwart
Sebastian Tippe: Vereinbarkeit(-spflicht)
von Jungenarbeit und Feminismus.
Ein Plädoyer und Praxisbericht
Gila Rosenberg und Vanessa Lamm: Ein
(Schutz-)Raum für lesbische und bisexuelle
Jugendliche, Frauen* und Transgender
Erfahrungen und Statements von neun
weiblichen Fachkräften der Sozialen Arbeit:
(Unser) Geschlecht spielt eine Rolle
Dr. Wolfgang Hammer: Zeit zum Handeln.
Erkenntnisse und Konsequenzen aus dem
Abschlussbericht der Enquetekommission
Saskia Kupfer: Mädchen*zentrum goes
Sternchen* – Work in Progress

Heft 2/2019
Titelthema: „Neue Autorität –

Altes Unbehagen“
Unter anderem mit folgenden Beiträgen:
Cornelia Klioba: Die „Neue Autorität“ –
Anspruch und Wirkung. Ein neugieriger Blick
hinter ein umstrittenes Konzept
Margot Reinig: „Neue Autorität“ – Des
Kaisers neue Kleider
Alexis Schnock für den Arbeitskreis
Wohnraum für junge Menschen in Hamburg:
Parteilichkeit
Sylvia Haller (Zentrale Informationsstelle
Autonome Frauenhäuser): Kindeswohl und
Partnerschaftsgewalt. Für sicheren Umgang
mit dem Umgang
Lena Sierts und Fabian Kaufmann von
Dekonstrukt: Die „Neue Rechte“ als
pädagogische Herausforderung. Ein
Zwischenstand

Heft 3/2019
Titelthema: „Schwierige Kinder oder

schwierige Systeme?“
Unter anderem mit folgenden Beiträgen:
Prof. Dr. em. Friedhelm Peters: Die soziale
Konstruktion der ,Schwierigen‘. Ein
soziologischer Blick
Vera Koritensky und Anja Post-Martens:
„Ene, mene, muh und raus bist du ...“
Prof. Dr. Jutta Hagen: Abweichendes
Verhalten – nicht überraschend
Erik Jahn und Prof. Dr. Tilman Lutz:
Eindrücke vom Forum für dialogische
Qualitätsentwicklung 2019
Björn Redmann: Was sagen junge Menschen
zu ihren Erfahrungen mit Freiheitsentziehung
in Jugendhilfe und Psychiatrie?
Prof. Dr. Ursula Unterkofler: Gewalt als
Risiko. Offene Jugendarbeit zwischen
Regulierung und Disziplinierung

Heft 4/2019
Titelthema: „Offene Arbeit in Bewegung“

Unter anderem mit folgenden Beiträgen:
Prof. Dr. Gunda Voigts: „Hart am Wind“ –
Potentiale und Perspektiven der offenen
Kinder- und Jugendarbeit in Hamburg
Dr. Liane Pluto: Gelegenheitsstruktur Offene
Kinder- und Jugendarbeit. Empirische
Befunde einer bundesweiten Befragung
Prof. Dr. Marcus Menzl: Soziale
Quartiersentwicklung – aber wie kommt das
Soziale ins Quartier?
Karen Polzin: Hamburg – Wachsende Stadt.
Wächst die Offene Kinder- und Jugendarbeit
mit?
Jana Thun: Das Jugendförder- und
Beteiligungsgesetz. Ein Meilenstein für die
Berliner Jugendarbeit
Maya Schuster (für den Jugendvorstand):
Politischer Stammtisch Boberg„. Jugend und
Politik – da geht doch was!“

Das FORUM für Kinder- und
Jugendarbeit erscheint vier-
teljährlich und kostet € 5,50
(bei einer Doppelausgabe:
11,00). Ein Abo kostet € 25
pro Jahr inklusive Versandkos-
ten bei vier Ausgaben pro
Jahr, für Schüler, Studierende
und Erwerbslose nur € 15.

Bestellung per E-Mail an info@vkjhh.de. Bitte angeben, ab
welcher Ausgabe Sie beziehen möchten. Sie können Ihre
Bestellung innerhalb von 14 Tagen nach Vertragsschluss
schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Frist genügt die
rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Weitere Hefte?
Das FORUM bequem im Abo: Jetzt bestellen!


